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Titelbild
Seit Jahren haben wir für die Titelseite dieser 

Broschüre das Bundeshaus fotografiert. Neu 

wollen wir einen etwas besonderen Blick auf die 

Schweiz werfen. Zum Beispiel auf den markant 

schönen Tschingelsee im Berner Oberland. Er 

gehört zu den 283 geschützten Auengebieten in 

der Schweiz. Der Schutz der Auengebiete wurde 

im Bundeshaus beschlossen. Die Politik ist nicht 

abstrakt: Sie regelt verschiedenste Fragen, die 

uns alle ganz direkt betreffen.
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Liebe Leserin, lieber Leser

Im Oktober können wir alle das neue Parlament wählen, die Natio­
nalratswahlen stehen an, in den meisten Kantonen werden auch 
Ständeratswahlen stattfinden. In vielen Ländern sind die Parla­
mentswahlen die einzige Möglichkeit für die Bürgerinnen und die 
Bürger, die Politik mitzubestimmen. Ganz anders sieht das bei 
uns aus. Die Schweiz ist die Weltmeisterin der Referenden. Über  
30 Prozent aller Referenden auf der ganzen Welt haben seit dem 
18. Jahrhundert in der Schweiz stattgefunden. 

In keinem anderen Land auf der Welt wird die Politik so intensiv 
debattiert wie bei uns. Drei bis vier Mal pro Jahr stimmen wir über 
Fragen ab, die unser Leben ganz direkt beeinflussen. Zum Beispiel 
über die Gesundheitspolitik, die Bildung, die Beziehungen zum 
Ausland oder über die Energiezukunft. Es gibt keine Tabus. In der 
Schweiz wurde über die Abschaffung der Armee abgestimmt oder 
darüber, ob die Schweiz neue Kampfjets braucht.

Die Schweizer Politik ist kein Spaziergang, sie ist ein Ausdauer­
lauf, sie ist intensiv und herausfordernd. Sie ist ein dauernder 
Kompromiss. Alle Regionen, alle Kulturen, alle Mehr- und Minder­
heiten sollen sich in den Entscheiden der Politik finden. Diese Ein­
bindung ist anstrengend, sie kostet Zeit. Aber genau dadurch lebt 
die Politik. Und sie bringt meist hervorragende Resultate heraus.

Oft sind die Geschäfte kompliziert, sie müssen erklärt werden. 
Genau hier setzt die Broschüre «Der Bund kurz erklärt» an. Darin 
erklären wir den Staatsaufbau, das Parlament, die Regierung und 
die Verwaltung. Jährlich datieren wir die Broschüre in Bild und 
Text auf und bilden eine Demokratie mit hohem Faszinationsgrad 
ab.

Viel Spass beim Lesen!

Bundeskanzlerin Corina Casanova
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BUNDESPRÄSIDENTIN SIMONETTA SOMMARUGA IM GESPRÄCH

Sandra Siegenthaler, 1993, Kauffrau/Studentin aus Herzogenbuchsee (BE)

Andri Silberschmidt, 1994, Bankangestellter/Student aus Ottikon (ZH)

Fiona Stiefel, 1989, Primarlehrerin aus Dietikon (ZH)

Barbara Vock, 1990, Kauffrau/Studentin aus Bözen (AG)

Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga im Gespräch mit acht jungen, politisch interessierten Bürgerinnen und Bürgern: 

Nina Ackermann, 1995, Kantonsschülerin aus Lenzburg (AG)

Joshua Auf der Maur, 1996, Gymnasiast aus Wallbach (AG)

Arianna Lanfranchi, 1997, Kantonsschülerin aus Haldenstein (GR)

Simon Lengacher, 1993, Student aus Chur (GR)

Fiona Stiefel: Frau Bundespräsidentin, 
warum sind Sie eigentlich in die Politik 
gegangen?
Ich war als Gymnasiastin eine leiden­
schaftliche Zeitungsleserin. Ich habe die 
politische Berichterstattung verfolgt, der 
Sportteil hat mich weniger interessiert. 
Heute interessiere ich mich auch für 
den Sport, vor allem, wenn Federer und 
Wawrinka gewinnen (alle lachen). Politi­
siert hat mich als junge Frau meine Frei­
willigenarbeit in einem Haus für geschla­
gene Frauen. Ich habe dort fast fünf Jahre 
lang Nachtdienst geleistet und Frauen und 
Kinder in schwierigsten Situationen erlebt. 
Mir wurde bewusst, dass diese Situationen 
auch ein gesellschaftliches Problem sind. 
Mein Motor, in die Politik zu gehen, waren 
also der Drang nach Gerechtigkeit und der 
Wille, etwas zu bewegen.

Barbara Vock: Als Gemeinderätin interes-
siert mich, wie der Informationsfluss im 
Bundesrat funktioniert. Kann es bei so 
vielen Geschäften sein, dass Sie an einer 
Sitzung auch einfach mal blind ja oder nein 
sagen, ohne Genaueres zu wissen?
Nein, denn dank unserem ausgeklügelten 
System können wir uns auf alle umstritte­
nen Geschäfte vorbereiten. Die Traktan­
denliste für die Bundesratssitzung erhal­
ten wir fast eine Woche im Voraus. Vor der 
Sitzung sehen wir auch, welche Einwände 
es gegen die einzelnen Geschäfte gibt. So 
können wir uns eine Meinung bilden. Aber 
wir alle im Bundesrat sind offen und lassen 
uns auch von guten Argumenten überzeu­
gen. Wir schaffen es auch immer wieder, 
das Gremium für den eigenen Antrag zu 
gewinnen. Die Diskussionen sind manch­
mal hart, aber stets sachlich. Dieses Rin­
gen um Lösungen ist entscheidend – und 
zwar über die Parteigrenzen hinweg.

Arianna Lanfranchi: Sie haben neben Ihrem 
Amt als Bundespräsidentin als Justizminis-
terin die schwierige Aufgabe, die Massen-
einwanderungsinitiative umzusetzen. Wie 
tun Sie das, wo diese Initiative doch nicht 
Ihren Überzeugungen entspricht?
Diese Initiative hatten der Bundesrat und 
das Parlament zur Ablehnung empfohlen. 
Doch am Ende gilt, was die Bevölkerung 
entscheidet. Die Aufgabe des Bundesrats 
ist es jetzt, zuhanden des Parlaments ein 
Gesetz auszuarbeiten, das den Volkswillen 
umsetzt, und parallel dazu mit der EU zu 
verhandeln. Dass das nicht einfach ist, wis­
sen wir. Denn wir dürfen nicht vergessen, 
dass gute Beziehungen zu unseren Nach­
barländern und zur EU ganz wichtig sind.
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«Politische Kultur heisst,  
dass auch eine Mehrheit die  
Minderheiten respektiert.»

Andri Silberschmidt: Die Bevölkerung hat 
die Masseneinwanderungsinitiative 
angenommen, obwohl der Bundesrat und 
auch die Wirtschaft davor warnten. Das 
scheint mit einem Vertrauensverlust in 
Politik und Wirtschaft zu tun zu haben. Wo 
sehen Sie die Ursachen dafür?
Sie sprechen etwas Wichtiges an. Was die 
Wirtschaft betrifft, haben sicher die Exzes­
se der letzten Jahre – ich nenne als Stich­
worte exorbitante Löhne und Boni – dazu 
geführt, dass eine Entfremdung stattge­
funden hat. In der Politik ist es etwas an­
ders. Ich höre zwar auch ab und zu, dass 
«die in Bern oben» weit weg seien von den 
Sorgen der Leute. Ich finde aber, das trifft 
in unserer direkten Demokratie nicht zu. 
In Bern sieht die Bevölkerung die Bundes­
rätinnen und Bundesräte zu Fuss durch 
die Stadt gehen. Vor Volksabstimmungen 
fährt der Bundesrat überall im Land in den 
«Bären» und den «Löwen», man diskutiert 
im Säli und macht Selfies (alle lachen). 
Ich will damit sagen: Wir leben in einem 

System, in dem sich die Bürgerinnen und 
Bürger direkt einbringen, viermal im Jahr 
in Sachfragen mitbestimmen und alle vier 
Jahre wählen können. Das bedingt Nähe 
zwischen Bevölkerung und Politik. Dass 
die Bevölkerung ab und zu anders ab­
stimmt als es der Bundesrat gerne hätte, 
das gab es schon früher. Man muss etwas 
aufpassen, dass nicht ein Graben herbeige­
redet wird, der gar nicht existiert.

Barbara Vock: Wir gehen nach den Gemein-
deratssitzungen jeweils eins trinken. Das 
ist wichtig für die Teambildung. Und der 
Bundesrat?
Wir gehen zusammen mittagessen. Da sind 
wir per Du. In den Sitzungen siezen wir 
uns, auch um zu unterstreichen, dass wir 
in unseren jeweiligen Rollen miteinander 
diskutieren und manchmal streiten, und 
nicht auf persönlicher Ebene. 

Sandra Siegenthaler: Ich kann seit drei 
Jahren abstimmen. Manchmal weiss ich 
einfach nicht, was richtig und was falsch 
ist, weil ich die Geschäfte nicht im Detail 
kenne. Ich lese das Abstimmungsbüchlein, 
aber trotzdem ist es schwierig, sich eine 
Meinung zu bilden.
Unser System ist sehr anspruchsvoll.  
Es braucht die Auseinandersetzung mit 
den Abstimmungsthemen. Ich bin froh zu  
hören, dass Sie das Abstimmungsbüch­
lein lesen. Eine weitere Orientierungshilfe  
können die politischen Parteien sein. Viel­
leicht ist man nicht Mitglied, vielleicht 
aber hat man Sympathien. Eine absolut 
zentrale Rolle für die Meinungsbildung 
spielen auch die Medien. Deshalb ist die 
Medienvielfalt wichtig. Wenn nicht alle 
die gleichen Positionen vertreten, sondern 
Argumente ausgetauscht werden, können 
sich die Stimmbürgerinnen und Stimm­
bürger besser eine Meinung bilden. 
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Simon Lengacher: Mir stellt sich eher das 
Problem, dass ich zu viele Informationen 
habe. Das kann zu Überforderung führen. 
Was tut der Bundesrat, damit Abstimmungs-
vorlagen nicht zu komplex werden?
Das ist eine gute Frage, die Antwort darauf 
ist aber ebenfalls komplex (alle lachen). 
Die Komplexität ergibt sich ein Stück weit 
aus dem Leben. Nehmen wir die Ausschaf­
fungsinitiative. In dieser Initiative hat es  
Bestimmungen, die direkt gegen die Euro­
päische Menschenrechtskonvention ver­
stossen. Das ist ein Abkommen, das die 
Schweiz mit vielen anderen Staaten un-
terzeichnet hat. In der Bundesverfassung 
steht, dass wir die Menschenrechte beach­
ten. Gleichzeitig haben wir seit der Aus­
schaffungsinitiative einen neuen Verfas­
sungsartikel, der damit in Konflikt steht. 
Das ist komplex, das können wir nicht 
auflösen. Die Frage ist, wie man damit um­
geht. Hier scheint mir die politische Kultur 
ein wichtiger Aspekt zu sein.

Simon Lengacher: Wie meinen Sie das?
Politische Kultur heisst, dass auch eine 
Mehrheit die Minderheiten respektiert. 
Wir haben in der Schweiz die Tradition, 
dass wir Rücksicht aufeinander nehmen 
und nicht einfach sagen: Ich habe gewon­
nen, alles andere geht mich nichts mehr 
an. Das bedeutet, dass alle Seiten zu Kom­
promissen bereit sein müssen. Die Mitglie­
der des Parlaments müssen aufeinander 
zugehen, auch wenn es schwierig ist. Das­
selbe gilt auch für den Bundesrat. Wenn 
ich meinen ausländischen Amtskollegen 
sage, dass in unserer Regierung fünf ver­
schiedene politische Parteien zusammen 
regieren, schlagen sie die Hände über dem 
Kopf zusammen (alle lachen) und fragen: 
Wie macht Ihr das? Dann sage ich: Das ist 
unsere politische Kultur. So können wir 
eben auch komplexe Probleme lösen.

Nina Ackermann: Frau Bundespräsidentin, 
wie gehen Sie mit den unzähligen Dossiers 
um, die jeden Tag auf Ihrem Tisch landen? 
Ich kann mir fast nicht vorstellen, wie Sie 
da den Überblick behalten und vor allem, 
wie Sie Wichtiges von Unwichtigem 
unterscheiden können.
Mein Departement behandelt rund 12 000 
Geschäfte pro Jahr. Da muss ich tatsäch­
lich Prioritäten setzen. Es gibt Aufträge 
aufgrund von Volksabstimmungen, und 
es gibt Aufträge vom Parlament. In diesen 
Fällen gibt es klar definierte Abläufe und 
Fristen. Anderes kann ich selber entschei­
den. Als ich zum Beispiel vor vier Jahren 
zur Bundesrätin gewählt wurde, erhielt 
ich zahlreiche Briefe von Verdingkindern. 
Sie baten mich, dass man das Unrecht, das 
vielen von ihnen angetan wurde, endlich 
anerkenne. An einem Gedenkanlass habe 
ich mich im Namen der Landesregierung 
bei ihnen entschuldigt, wir haben einen 
Runden Tisch und einen Soforthilfefonds 
eingerichtet. Trotzdem bleibt noch viel zu 
tun, um dieses düstere Kapitel der Schwei­
zer Geschichte wirklich aufzuarbeiten.

«Wir leben in einem System,  
in dem sich die Bürgerinnen und  

Bürger direkt einbringen können.»
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«Nicht nur juristisches Fachwissen ist 
wichtig, sondern auch die Fähigkeit,  

sich in die Situation von anderen  
Menschen hinein zu versetzen.»

Joshua Auf der Maur: Sie sind ausgebildete 
Pianistin. Wie gehen Sie mit Ihrer künstle-
rischen Ader mit den strengen Regeln um, 
die im Bundesrat eingehalten werden 
müssen?
Künstlerisches Schaffen folgt auch stren­
gen Regeln (alle lachen). Ja, als ich ge­
wählt wurde, hiess es: Eine Pianistin als 
Justizministerin – kann das gut gehen? 
Aber was ist meine Arbeit im Kern? Es geht 
letztlich darum, gemeinsam Regeln zu for­
mulieren, die für uns alle gelten, die für 
Gerechtigkeit sorgen und die Schwächsten 
unserer Gesellschaft schützen. Der Mensch 
steht also im Zentrum. Wann sperrt man 
jemanden ein? Unter welchen Bedingun­
gen darf jemand in unserem Land Schutz 
suchen? Wie weit greift der Staat in die 
Privatsphäre ein? In all diesen Fragen ist 
nicht nur juristisches Fachwissen wichtig, 
sondern auch die Fähigkeit, sich in die  
Situation von anderen Menschen hinein zu 
versetzen. Da hilft die Freude, für und mit 
Menschen zu arbeiten. Und die habe ich!

Aufzeichnung des Bürgergesprächs:  

Patrik Müller und Christof Moser («Schweiz am Sonntag»). 

Das Gespräch erscheint auch in einer Ausgabe der «Schweiz 

am Sonntag».

v.l.n.r. Fiona Stiefel, Simon Lengacher, Nina Ackermann, Barbara Vock, Sandra Siegenthaler, Bundespräsidentin Simonetta 

Sommaruga, Joshua Auf der Maur, Arianna Lanfranchi, Andri Silberschmidt



8

Bevölkerung
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Finanzen
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MEILENSTEINE DER SCHWEIZER GESCHICHTE

Vom Staatenbund  
zum Bundesstaat
Die Grenzen der Schweiz wurden im Wesentlichen am Wiener Kongress 1815 festgelegt. 

Das politische System geht auf die Bundesverfassung von 1848 zurück. Den Kern der Alten 

Eidgenossenschaft bildeten die Dreizehn Orte, an welche noch heute die Sterne am Rand 

des Fünflibers erinnern. In den kriegs- und krisengeschüttelten Jahren 1798 bis 1848 

entwickelte sich der Staatenbund zum Bundesstaat. Seither haben die Kompetenzen des 

Bundes, die Volksrechte und die politische Vielfalt deutlich zugenommen.

1291 Bundesbrief: Auftakt 
1291 schliessen Uri, Schwyz und Unter­
walden – Anfang August – einen 1315 
bestätigten Bund zur Wahrung des Frie­
dens. Im Lauf der Jahrhunderte wächst die 
Eidgenossenschaft heran. Gleichzeitig er­
obern oder erwerben die eidgenössischen 
Orte Untertanengebiete. Bis 1513 weitet 
sich der Bund auf die so genannten Drei­
zehn Orte aus.

1525 Reformation: Konfessionelle Spaltung
Die Reformation 1523 in Zürich, in wei­
teren Orten und schliesslich 1536 in Genf 
führt zur Spaltung in katholische und re­
formierte Orte, die bis 1712 viermal ge­
geneinander Krieg führen.

1648 Westfälischer Friede: 
Beginn der völkerrechtlichen Souveränität
Nach dem Dreissigjährigen Krieg (1618 – 
48) wird im Westfälischen Frieden aus­
drücklich die «volle Freiheit» der Eidge­
nossenschaft bestätigt.

1798 – 1803 Helvetische Republik: Zentral-
staat mit unselbstständigen Kantonen
Ein französisches Heer erobert 1798 die 
Schweiz. Das französische Direktorium 
diktiert eine Einheitsverfassung für die 

Helvetische Republik, welche theoretisch 
auf den Prinzipien der Rechtsgleichheit, 
der Volkssouveränität und der Gewal­
tentrennung, faktisch auf Waffengewalt 
beruht. Als Satellitenstaat Frankreichs ist 
die Helvetische Republik gezwungen, die 
Neutralität aufzugeben. Die Schweiz wird 
Kriegsschauplatz.

1803 Mediationsakte: 
Kantone wieder Staaten
Mit der Mediationsakte stellt Napoleon 
die Dreizehn Orte wieder her und kreiert 
sechs neue Kantone im Sinn von Staaten. 
Die Eidgenossenschaft zählt nun 19 Kan­
tone mit je eigenen Verfassungen und  
einer gemeinsamen, eidgenössischen Ver­
fassung.

1815 Bundesvertrag: 
Noch mehr Kompetenzen für die Kantone
Nach der Niederlage Napoleons gegen die 
europäische Koalition nimmt die Eidge­
nossenschaft ihre Verbindungen zum Wal­
lis, zu Neuenburg und zu Genf wieder auf. 
Die Eidgenossenschaft besteht nun aus  
22 Kantonen. Der Bundesvertrag von 1815 
überträgt Kompetenzen des Bundes an die 
Kantone. Der Bund bleibt für die Sicher­
heitspolitik zuständig.

1815 Wiener Kongress: 
Festsetzung der Landesgrenzen
1815 werden die Neutralität der Schweiz 
und die Unverletzlichkeit ihres Gebiets in­
ternational anerkannt. Die heute gültigen 
Landesgrenzen sowie die Kantonsgrenzen 
werden im Wesentlichen festgelegt (mit 
Ausnahme des 1979 gebildeten Kantons  
Jura und des Laufentals).

1847 – 48 Sonderbundskrieg: 
Bürgerkrieg um die Bundesreform
Seit 1822 werden die Kantone libera­
ler und radikaler. Bei der Frage nach der 
Ausgestaltung des Bundes kommt es zu 
Auseinandersetzungen mit den reform­
unwilligen Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallis. 
Die Bildung eines Sonderbunds zwischen 
diesen sieben katholisch-konservativen 
Kantonen führt 1847 zum Krieg.

1848 Bundesverfassung: 
Bundesstaat mit demokratischen Rechten
Mit der Annahme der Bundesverfassung 
durch das Volk wird der moderne Bundes­
staat geschaffen. Sie gewährt den meisten 
Bürgern – Männern – verschiedene Rechte 
und Freiheiten, z. B. das Stimm- und Wahl­
recht, die Presse- und die Religionsfreiheit. 

321
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Auf Bundesebene wird, nach amerikani­
schem Vorbild, das Zweikammersystem 
eingeführt, mit einem National- und einem 
Ständerat, welche den Bundesrat wählen. 
Einige Bereiche werden zentralisiert. Die 
Schweiz beginnt sich zum einheitlichen 
Rechts- und Wirtschaftsraum zu wandeln.

1874 Totalrevision der Bundesverfassung: 
Ausbau der Volksrechte
Die 1874 revidierte Bundesverfassung 
weitet die Aufgabenbereiche des Bundes 
und die demokratischen Rechte aus. Sie 
gibt den Schweizer Bürgern zwei zusätzli­
che Instrumente, um die Politik auf Bun­
desebene zu beeinflussen: 1874 wird das 
Referendum eingeführt, 1891 die Volks­
initiative. 1891 wird mit Josef Zemp zum 
ersten Mal ein Vertreter der Katholisch-
Konservativen (heute CVP) in den Bun­
desrat gewählt: Ein erster Schritt Richtung 
Konsensdemokratie ist getan (siehe Seiten 
40/41).

Ende 19. Jahrhundert: 
Gründung politischer Parteien
Die politischen Strömungen organisie­
ren sich als Parteien: 1888 Gründung 
Sozialdemokratische Partei (SP), 1894  
Freisinnig-Demokratische Partei (FDP), 
1912 (Katholisch-)Konservative Volks­
partei (heutige Christlichdemokratische  
Volkspartei CVP), 1917/1918 Bauern-,  
Gewerbe- und Bürgerpartei (heutige 
Schweizerische Volkspartei SVP).

1914 – 18 Erster Weltkrieg, Russische 
Revolution: Boden für sozialistische Ideen
Während des Ersten Weltkriegs ver­
schlechtert sich die Situation breiter Be­
völkerungsschichten. Armut und Arbeits­
losigkeit sowie die sozialistischen Ideen 

der Russischen Revolution führen 1918 
zum landesweiten Generalstreik. 1919 
wird der Nationalrat erstmals im Proporz­
verfahren gewählt, was weitere Schritte 
Richtung Konsensdemokratie nach sich 
zieht.

1939 – 45 Zweiter Weltkrieg: 
Mehr Macht für den Bundesrat
Im Zweiten Weltkrieg bleibt die Schweiz 
militärisch verschont und gehört zu den 
wenigen noch funktionierenden Demo­
kratien auf dem Kontinent. Das Parlament 
überträgt dem Bundesrat Befugnisse, die 
normalerweise nur dem Parlament zuste­
hen. 1943 wählt es den ersten Sozialdemo­
kraten in die Landesregierung.

1959 «Zauberformel»: 
Bundesrat aus vier Parteien
Nach den Bundesratswahlen 1959 setzt 
sich die Landesregierung aus Vertretern der 
vier wählerstärksten Parteien zusammen:  
2 FDP, 2 CVP, 2 SP, 1 SVP. Diese Konstel­
lation bleibt bis 2003 bestehen («Zauber­
formel»).

1971 Einführung des Frauenstimmrechts
Auf nationaler Ebene erhalten die Schwei­
zer Frauen 1971 das Stimm- und Wahl­
recht. In einigen Gemeinden und Kan­
tonen haben Männer und Frauen schon 
vorher die gleichen politischen Rechte. 

1999 Totalrevision der Bundesverfassung
Die totalrevidierte Bundesverfassung be­
tont das partnerschaftliche Zusammen­
wirken zwischen Bund und Kantonen, hält 
den Vorrang des Bundesrechts vor entge­
genstehendem kantonalem Recht fest und 
bezieht neu auch die Gemeinden stärker 
mit ein.

2000 Volksentscheid für die 
Abkommen mit der EU
Mit 67 Prozent Ja entscheidet sich das 
Schweizervolk für die Bilateralen Ab­
kommen zwischen der Schweiz und der  
Europäischen Union (EU). Die Abkommen 
treten 2002/2004 in Kraft. Sie schaffen  
einen gegenseitigen Marktzugang und 
sind Grundlage für die Zusammenarbeit 
in den Bereichen Forschung, Sicherheit, 
Asyl, Umwelt und Kultur.

2002 Ja zum UNO-Beitritt
2002 stimmen Volk und Stände für den 
Beitritt zu den Vereinten Nationen (UNO). 
Seither engagiert sich die Schweiz als Voll­
mitglied aktiv in der Weltorganisation.

4
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Vom Staatssiegel zum Logo
1815 wurde das Schweizer Kreuz als Staatssiegel zum Symbol 

für die Verbundenheit der Kantone (1). Ab 1840 stand das 

weisse Kreuz auf rotem Grund auf den Fahnen der eidgenössi-

schen Truppen – mit goldenen Buchstaben für den jeweiligen 

Kanton (2). Seit dem Bundesbeschluss von 1889 ist das 

Schweizer Kreuz als Nationalwappen definiert (3). Heute wird 

es gerne als Symbol für gute Qualität verwendet, wie z. B. von 

Schweiz Tourismus (4). Seit 2007 ist es Teil des Logos der 

Bundesverwaltung (5).
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MITBESTIMMUNG BEGINNT IM KLEINEN

Die Schweizer Demokratie

12
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An der Sekundarschule in Brugg im Kanton Aargau wird demokratisch 

entschieden. Das Schülerparlament aus Vertreterinnen und Vertretern aller 

Klassen stimmt gerade darüber ab, ob es bei der Schulleitung den Antrag 

stellen soll, künftig im Schulhaus Handys zu erlauben. Alle zwei Wochen 

kommen die jungen Abgeordneten zusammen und debattieren über Bereiche 

des Schulalltags, die sie mitgestalten dürfen. Die konstante Mitsprache der 

Bevölkerung auf allen Ebenen gehört zu den Grundpfeilern der Schweizer 

Demokratie. Egal, ob im Quartierverein, an der Gemeindeversammlung oder 

bei kommunalen, kantonalen und nationalen Abstimmungen: Die Mehrheit 

bestimmt die Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens. Demokratisch 

gefällte Entscheide gilt es zu akzeptieren, unabhängig davon, ob man selbst 

damit einverstanden ist oder nicht. Diese Werte lernen die Kinder im Schüler-

parlament auf spielerische Art und Weise kennen, gerade weil Demokratie 

«kein Kinderspiel» ist.

13
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DER FÖDERALISTISCHE AUFBAU DER SCHWEIZ

2324 und 26 macht 1
Die Schweiz ist ein föderalistischer Staat: Die staatliche Macht ist aufgeteilt zwischen Bund, 

Kantonen und Gemeinden. Kantone und Gemeinden verfügen über weitreichende Kompeten-

zen und haben eigene Einnahmequellen. Bei Entscheiden, welche die ganze Schweiz betref-

fen, wirken die Kantone stets mit. Der Föderalismus ermöglicht es, Verschiedenartigkeit in 

einer Einheit zu leben. Für die Schweiz mit ihren vier Sprachkulturen und ihren grossen 

geografischen Unterschieden ist er eine wichtige Voraussetzung für das Zusammenleben.

2324 Gemeinden 

Die kleinste politische Einheit in der Schweiz ist die Gemeinde. 
Zurzeit gibt es 2324 davon. Ihre Zahl nimmt jedoch laufend ab, 
weil sich vor allem kleinere Orte zusammenschliessen, um ihre 
Aufgaben besser lösen zu können.
Rund ein Fünftel der Gemeinden hat ein eigenes Parlament, vor 
allem natürlich die Städte; vier Fünftel kennen hingegen noch die 
direkt-demokratische Entscheidung in der Gemeindeversamm­
lung, an der alle stimmberechtigten Einwohnerinnen und Ein­
wohner teilnehmen können. Das heisst, das Volk lässt sich nicht 
durch Abgeordnete vertreten, sondern fällt selbst Beschlüsse und 
wählt die Exekutive. 
Neben den Aufgaben, die ihnen vom Bund und von ihrem Kanton  
zugewiesen sind (zum Beispiel das Führen der Einwohner-
register oder der Zivilschutz), haben die Gemeinden auch  
eigene Zuständigkeiten, etwa im Schul- und Sozialwesen, in der 
Energieversorgung, im Strassenbau, bei der Ortsplanung, den 
Steuern usw. Diese Angelegenheiten regeln sie weitgehend selbst­
ständig.
Den Umfang der Gemeindeautonomie bestimmen die einzelnen 
Kantone, er ist deshalb recht unterschiedlich.

26 Kantone 

Die nächstgrössere politische Einheit sind die Kantone, häufig 
auch Stände genannt. Sie sind die ursprünglichen Staaten, die 
sich 1848 zum Bund zusammengeschlossen und diesem einen 
Teil ihrer Souveränität abgetreten haben. Eine Ausnahme ist der 
Kanton Jura – der einzige, der erst im 20. Jahrhundert entstand:  
Er spaltete sich 1979 vom Kanton Bern ab.
Laut Bundesverfassung sind alle Kantone gleichberechtigt, und 
sie haben im weltweiten Vergleich ein Höchstmass an Souverä­
nität. Gesundheitswesen, Bildung und Kultur gehören zu jenen 
Politikbereichen, in denen sie über grosse Handlungsspielräume 
verfügen.
Jeder Kanton hat eine eigene Verfassung, ein eigenes Parlament, 
eine eigene Regierung und eigene Gerichte. Die Grösse der Parla­
mente variiert zwischen 50 und 180 Abgeordneten, die alle vom 
Volk gewählt sind – in den meisten Kantonen nach dem Verhält­
niswahlrecht (Proporz).
Auch die kantonalen Regierungen werden überall vom Volk ge­
wählt, meistens mittels Mehrheitswahlrecht (Majorz).
Die direkt-demokratische Form der Landsgemeinde existiert nur 
noch in Appenzell Innerrhoden und in Glarus. In allen andern 
Kantonen entscheidet das Volk mit brieflicher Stimmabgabe oder 
an der Urne.
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1 Bund 

Bund ist der schweizerische Begriff für den Staat, der andere 
häufig gebrauchte Ausdruck dafür ist Eidgenossenschaft. Die 
Abkürzung CH für die Schweiz geht auf die offizielle lateinische 
Bezeichnung «Confoederatio Helvetica» zurück. Confoederatio 
heisst «Bündnis» und Helvetica bezieht sich auf die keltischen Hel­
vetier, die vor rund 2000 Jahren im Gebiet der heutigen Schweiz 
sesshaft waren.
Die Schweiz entwickelte sich in mehr als sieben Jahrhunderten 
aus einem Bündnis der drei Urkantone Uri, Schwyz und Unterwal­
den zum heutigen Bundesstaat, der die unterschiedlichen Interes­
sen der einzelnen Kantone mit den Gesamtinteressen des Landes 
verbindet.
Der Bund ist überall dort zuständig, wo ihn die Verfassung dazu 
ermächtigt – zum Beispiel in der Aussen- und Sicherheitspolitik, 
beim Zoll- und Geldwesen, in der landesweit gültigen Rechtset­
zung und in der Verteidigung.
Aufgaben, die nicht ausdrücklich Bundessache sind, fallen in die 
Zuständigkeit der nächstunteren Ebene: in diejenige der Kantone.

Wer wählt wen?

In der Schweiz ist das Volk der 
Souverän
Das Volk ist laut Bundesverfassung der Souve-

rän des Landes, also die oberste politische Ins-

tanz. Es umfasst alle mündigen Frauen und 

Männer mit Schweizer Bürgerrecht – das sind 

rund 5,2 Millionen Bürgerinnen und Bürger, was 

gut zwei Dritteln der Wohnbevölkerung ent-

spricht. Unter 18-Jährige und ausländische 

Staatsangehörige haben auf Bundesebene keine 

politischen Rechte.

Das Volk wählt …
… das Parlament: die Legislative
Das Schweizer Parlament, die gesetzgebende 

Gewalt im Staat, hat zwei Kammern: Der Natio-

nalrat repräsentiert die Gesamtbevölkerung des 

Landes und der Ständerat vertritt die 26 Kan

tone; zusammen bilden sie die Vereinigte Bun-

desversammlung.  > Seiten 22 – 37

Das Parlament wählt …
… die Regierung: die Exekutive
Die Regierung der Schweiz besteht aus den sie-

ben Mitgliedern des Bundesrats sowie der Bun-

deskanzlerin oder dem Bundeskanzler, die von 

der Vereinigten Bundesversammlung für eine 

vierjährige Amtsdauer gewählt sind. 

> Seiten 38 – 73

… das oberste Gericht: die Judikative 
Die oberste Rechtsprechung erfolgt durch das 

Bundesgericht in Lausanne und in Luzern sowie 

seine drei erstinstanzlichen Gerichte: das Bun-

desstrafgericht in Bellinzona, das Bundesver-

waltungsgericht und das Bundespatentgericht, 

beide in St.Gallen.  > Seiten 74 – 79

… den Bundesanwalt
Die Bundesanwaltschaft ist als Strafverfol-

gungsbehörde der Eidgenossenschaft zuständig 

für die Untersuchung und Anklage von Handlun-

gen, die gegen den Bund gerichtet sind oder 

dessen Interessen stark berühren. Delikte, für 

welche die Bundesgerichtsbarkeit vorgesehen 

ist, sind zum Beispiel Spionage, Straftaten in 

Zusammenhang mit Sprengstoffen oder radio-

aktivem Material sowie Amtsdelikte von Bun-

desangestellten.

Die Gewaltenteilung:
Zur Verhinderung von Machtkon-

zentration und Machtmissbrauch ist 

die Staatsmacht in der Schweiz in 

drei unabhängige Gewaltbereiche 

aufgeteilt: die Legislative (gesetz-

gebende Gewalt), die Exekutive (ge-

setzesausführende Gewalt) und die 

Judikative (richterliche Gewalt). Das 

heisst zum Beispiel: Niemand darf 

gleichzeitig mehr als einer der drei 

Bundesbehörden – dem Parlament, 

der Regierung, dem obersten Ge-

richt – angehören.
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DIE DIREKTE DEMOKRATIE AUF BUNDESEBENE

Ein Volk mit vielen Rechten
In kaum einem Staat gibt es so weit gehende Mitbestimmungsrechte des Volkes wie in der 

Schweiz. Die lange demokratische Tradition, aber auch die vergleichsweise geringe Grösse 

und Bevölkerungszahl des Landes sowie schliesslich eine hohe Alphabetisierungsrate und 

ein vielfältiges Medienangebot sind ausschlaggebend für das Funktionieren dieser besonde-

ren Staatsform. Auf Bundesebene haben die Schweizerinnen und Schweizer folgende politi-

schen Rechte:

Das Wahlrecht 
oder vom Kumulieren, Panaschieren und Streichen 

Alle vier Jahre wählt das Volk die 200 Mitglieder des Nationalrats. 
Sämtliche über 18-jährigen Schweizerinnen und Schweizer haben 
dabei das aktive und passive Wahlrecht. Das heisst, sie dürfen so­
wohl wählen als auch sich selbst zur Wahl stellen. Bundesange­
stellte müssen sich, falls sie gewählt werden, entweder für ihre 
Stelle oder für das Mandat entscheiden.
In den Kantonen mit mehr als einem Nationalratssitz haben die 
Wahlberechtigten eine Reihe von Möglichkeiten, um die ihnen ge­
nehmsten Abgeordneten zu bestimmen:
Sie können in eine leere Liste die Namen ihrer bevorzugten Kandi­
datinnen und Kandidaten eintragen.
Sie können eine vorgedruckte Liste mit Kandidierenden einzelner 
Parteien unverändert einlegen – oder diese Liste verändern.
Verändern können sie die Liste auf drei verschiedene, aber mit­
einander kombinierbare Arten: Erstens dürfen sie Namen strei­
chen. Zweitens dürfen sie panaschieren, was mischen bedeutet; 
das heisst, man kann Namen von anderen Listen einsetzen. Drit­
tens dürfen sie Kandidaten und Kandidatinnen kumulieren, das 
heisst zweimal auf einer Liste aufführen. Parteien können auch 
von sich aus Kandidierende doppelt (aber nicht öfter) aufführen, 
also «vorkumulieren», um deren Wahlchancen zu erhöhen.
Die Ständeratswahlen sind zwar nicht auf Bundesebene geregelt, 
doch haben sich alle Kantone ebenfalls für die Volkswahl ent­
schieden, sodass alle 246 eidgenössischen Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier direkt von den Bürgerinnen und Bürgern ge­
wählt sind.

Das Stimmrecht 
oder statt die Faust im Sack zu machen 

Wer wählen darf, ist auch stimmberechtigt: alle Staatsangehöri­
gen, die das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und nicht wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche entmündigt sind.
In der Regel sind die Stimmberechtigten viermal pro Jahr aufge­
rufen, über eidgenössische Vorlagen zu befinden. Im Durchschnitt 
sind es drei bis vier Geschäfte, die gutgeheissen oder abgelehnt 
werden können; ausnahmsweise können es aber auch mehr als 
das Doppelte sein.
Abgestimmt wird über Volksinitiativen und Referenden: Das 
obligatorische Referendum gilt für alle Änderungen der Verfas­
sung sowie für den Beitritt  
zu bestimmten internationa­
len Organisationen. Das heisst, 
darüber muss eine Volksab­
stimmung stattfinden. Zur An­
nahme einer solchen Vorlage  
braucht es das so genannte doppelte Mehr – nämlich erstens das  
Volksmehr, also die Mehrheit der gültigen Stimmen im ganzen 
Land, und zweitens das Ständemehr, also eine Mehrheit von 
Kantonen, in denen die Stimmenden die Vorlage angenommen  
haben.
Geänderte oder neue Gesetze und ähnliche Beschlüsse des Par­
laments sowie bestimmte völkerrechtliche Verträge kommen nur 
dann zur Abstimmung, wenn dies mit dem fakultativen Referen­
dum verlangt wird. Zur Annahme einer derartigen Vorlage genügt 
das Volksmehr.
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Das Petitionsrecht steht allen Personen zu – also nicht allein Stimm-

bürgerinnen und -bürgern: Jede und jeder hat das Recht, schriftlich 

Bitten, Anregungen und Beschwerden an Behörden zu richten.

Diese sind verpflichtet, solche Petitionen zur Kenntnis zu nehmen;  

eine Antwort darauf ist allerdings nicht vorgeschrieben, doch wird in  

der Praxis jede Petition behandelt und beantwortet. Gegenstand der 

Eingabe kann jede staatliche Tätigkeit sein.

Das Initiativrecht 
oder Forderungen stellen 

Bürgerinnen und Bürger können einen Volksentscheid über eine 
von ihnen gewünschte Änderung oder Ergänzung der Verfassung 
verlangen. Anders als in den Kantonen ist es auf Bundesebene 
nicht möglich, ein neues Gesetz oder eine Gesetzesänderung zu 
verlangen.
Damit eine Volksinitiative zustande kommt, braucht es innert ei­
ner Sammelfrist von 18 Monaten die 
Unterschriften von 100 000 Stimm­
berechtigten.
Das Volksbegehren kann als allge­
meine Anregung formuliert sein 
oder – was viel häufiger der Fall ist –  
als fertig ausgearbeiteter Text vor­
liegen, dessen Wortlaut Parlament und Regierung nicht mehr ver­
ändern können.
Die Behörden reagieren auf eine eingereichte Initiative manchmal 
mit einem (meist nicht so weit gehenden) direkten Gegenvor­
schlag – in der Hoffnung, dieser werde von Volk und Ständen eher 
angenommen. Seit 1987 gibt es bei Abstimmungen über Volks­
begehren und Gegenvorschlag die Möglichkeit des doppelten Ja: 
Man kann also sowohl die Initiative als auch den Gegenvorschlag 
gutheissen; mit einer Stichfrage wird ermittelt, welcher der bei­
den Texte in Kraft tritt, falls beide das Volks- und das Ständemehr 
erreichen.
Volksinitiativen gehen nicht vom Parlament oder von der Regie­
rung aus, sondern von den Bürgerinnen und Bürgern. Sie gelten 
als Antriebselement der direkten Demokratie.

Das Referendumsrecht  
oder «So nicht!» sagen 

Das Volk hat das Recht, über Parlamentsentscheide im Nachhinein 
zu befinden.
Bundesgesetze, Bundesbeschlüsse sowie gewisse Staatsverträge 
unterliegen dem fakultativen Referendum: Das heisst, darüber 
kommt es zu einer Volksabstimmung, falls dies 50 000 Bürge­
rinnen und Bürger verlangen. Die Unterschriften müssen innert  

100 Tagen nach der Publikation 
des Erlasses vorliegen.
Das vetoähnliche Referendums­
recht wirkt für den politischen Pro­
zess insgesamt verzögernd und be­
wahrend, indem es vom Parlament 
oder von der Regierung ausgehen­

de Veränderungen abblockt oder ihre Wirkung hinausschiebt – 
man bezeichnet das Referendumsrecht darum häufig als Bremse 
in der Hand des Volkes.
Es trägt aber auch zur Konkordanz bei: weil es das Parlament dazu 
veranlasst, möglichst alle Interessierten in die Diskussion über 
neue Gesetze oder Gesetzesänderungen einzubeziehen und so 
einen mehrheitsfähigen Kompromiss zu finden, gegen den später 
niemand das fakultative Referendum ergreift.
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WER WELCHE POLITISCHEN INTERESSEN VERTRITT

Die vier wählerstärksten Parteien … 
Parteien sind politische Gesinnungsgruppen mit unterschiedlichen Auffassungen von Staat, 

Gesellschaft, Wirtschaft usw. Als Bindeglied zwischen Volk und Staat sind sie für das Funktio-

nieren der Demokratie unentbehrlich. Die Parteienlandschaft der Schweiz ist so vielfältig wie 

das Land. Auf diesen Seiten stellen sich die elf im Parlament vertretenen Parteien mit ihren 

eigenen Worten kurz vor.

SVP	 Schweizerische Volkspartei 

Parteipräsident: 			   90 000 Mitglieder 
Nationalrat Toni Brunner		  gegründet 1917

«Die Schweizerische Volkspartei ging 1971 aus der Bau­
ern-, Gewerbe- und Bürgerpartei hervor. Sie ist mit 26,6 Prozent 
Wähleranteil die grösste Partei und vertritt 648 675 Wählerinnen 
und Wähler.
Die SVP setzt sich konsequent für eine unabhängige, neutrale 
Schweiz und gegen einen schleichenden Beitritt zur EU ein. Die 
Schulden- und Finanzkrise Europas zeigt, wie wichtig ein schlan­
ker Staat mit gesunden Finanzen, tiefen Steuern und hoher Rechts­
sicherheit für einen starken Wirtschaftsstandort mit sicheren  
Arbeitsplätzen ist. Volk und Stände haben im Februar 2014 einer  
Verfassungsänderung zugestimmt, welche verlangt, dass die Zu­
wanderung in unser Land wieder eigenständig gesteuert wird. 
Dies gilt es nun konsequent umzusetzen. Einheimische Arbeit­

nehmer und unser Sozialsystem dürfen nicht noch stärker ver­
drängt bzw. belastet werden. Zudem sind ein hohes Mass an 
Ausländerkriminalität und Asylmissbrauch mittlerweile an der 
Tagesordnung. Mit der Forderung nach der konsequenten Aus­
schaffung krimineller Ausländer und der Verschärfung des Straf­
gesetzes setzt sich die SVP für mehr Sicherheit ein. 
Mit dieser klaren, auf bürgerlichen Werten basierenden Politik 
will die SVP unserem Land Wohlstand, Arbeitsplätze und eine  
sichere Zukunft in Freiheit garantieren.
Ueli Maurer vertritt die SVP im Bundesrat. Die Partei ist damit 
nicht ihrer Parteistärke entsprechend eingebunden in die Regie­
rungsverantwortung. Sie hofft, dass dies in den Gesamterneue­
rungswahlen 2015 entsprechend korrigiert wird.»

www.svp.ch

SP	 Sozialdemokratische Partei der Schweiz 

Parteipräsident: 			   30 000 Mitglieder 
Ständerat Christian Levrat	 gegründet 1888

« ‹Für alle statt für wenige›, heisst unser Slogan. Die SP 
steht für eine Gesellschaft ein, in der sich jede und jeder frei ent­
falten kann. Für eine Gesellschaft des Miteinanders anstatt des 
Gegeneinanders. Für eine Gesellschaft, die auch auf jene Men­
schen Rücksicht nimmt, denen es weniger gut geht. Kurz: für eine 
fortschrittliche, solidarische und offene Schweiz. 
Die Schweiz hat ein solides soziales Netz und gute öffentliche 
Infrastrukturen. Dazu hat die SP viel beigetragen. Ohne SP gäbe 
es keine AHV, keine Mutterschaftsversicherung und kein Frauen­
stimmrecht. Denn die SP ist seit jeher die Partei, die sich für mehr 
Demokratie und Selbstbestimmung einsetzt – nicht nur in der  

Politik, sondern in sämtlichen Gesellschaftsbereichen. Ohne Mit­
bestimmung, auch in der Wirtschaft, ist eine wirkliche Demokra­
tie nicht zu haben. Die SP wird sich auch in Zukunft dafür ein­
setzen, den Alltag der Menschen in unserem Land zu verbessern: 
mit bezahlbaren Wohnungen, mit sicheren Renten, mit guten  
Arbeitsbedingungen, mit einem griffigen Umweltschutz, mit mehr 
Gleichstellung, mit Offenheit und Optimismus. 
Hinter unserer Politik stehen nicht die Sonderinteressen einer 
Elite. Wir sind dann stark, wenn wir gemeinsam Verantwortung 
übernehmen, in der Familie, im Job und in der Politik. Deshalb 
macht die SP eine Politik für alle statt für wenige.»

www.spschweiz.ch
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FDP 	FDP.Die Liberalen  

Parteipräsident: 		  120 000 Mitglieder 
Nationalrat Philipp Müller	 gegründet 1894; Fusion 2009

«FDP.Die Liberalen kämpft für Freiheit, Gemeinsinn und 
Fortschritt. Für ein selbstbestimmtes, aber verantwortungsbe­
wusstes Leben. Für eine Schweiz, in der Kulturen, Sprachen und 
Regionen durch freiwilliges Engagement zu einer Gemeinschaft 
zusammenwachsen. Und für Innovationen, welche vom Glauben 
an den Fortschritt gefördert und nicht durch Verbote gebremst 
werden. Didier Burkhalter und Johann Schneider-Ammann sind 
die liberale Kraft im Bundesrat. Wir wollen: 
• ��Sichere Arbeitsplätze. Die FDP will für alle Menschen in der 

Schweiz eine Perspektive. Das heisst vor allem: Arbeit. Arbeits­
plätze schafft nicht die Politik, sondern die Vielzahl von KMU, 
kleiner, mittlerer und grosser Unternehmen. Wir setzen uns für 
den Werk- und Finanzplatz Schweiz ein. Wir fordern bessere 
Schulen, tiefere Steuern, ein liberales Arbeitsrecht und verteidi­

gen den bilateralen Weg. Die Unterstützung für die Bilateralen 
wollen wir dank harter, aber fairer Migrationspolitik, besserer 
Infrastrukturen und der Förderung von Frauen und älteren Per­
sonen im Erwerbsleben sichern.

• ��Gesunde Sozialwerke. Invaliden- und Arbeitslosenversicherung 
haben bereits Schuldenberge in Milliardenhöhe angehäuft. Der 
AHV droht in wenigen Jahren das gleiche Schicksal. Das müssen  
wir verhindern! Es braucht Reformen in allen Sozialwerken und 
bei den Pensionskassen, damit die Renten auch in Zukunft gesi­
chert sind.

• ��Weniger Bürokratie. Eine Flut von Paragraphen und Verboten 
schränkt unsere Freiheit tagtäglich ein und kostet unsere KMU 
jährlich Milliarden. Eigeninitiative und Unternehmertum werden 
behindert. Die FDP will einfache Regeln und raschere Verfahren.»

www.fdp.ch

CVP 	Christlichdemokratische Volkspartei 

Parteipräsident: 			   100 000 Mitglieder 
Nationalrat Christophe Darbellay	 gegründet 1912

«Die CVP fokussiert sich auf die Familien und den Mittel­
stand. Als Wirtschaftspartei mit liberal-sozialer Ausrichtung sucht 
sie den Ausgleich zwischen Individuum und Gemeinschaft, Eigen­
verantwortung und Solidarität. Sie gestaltet das Zusammenleben 
gemäss einem christlichen Menschen- und Gesellschaftsbild. Die 
Partei steht ein für die innere und äussere Sicherheit unseres Lan­
des. Im Bundesrat wird die CVP von der Vorsteherin des Departe­
ments für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation, Doris 
Leuthard, vertreten. Die Schwerpunkte der CVP sind:
• �Familien: Sie sind die Basis unseres Gemeinwesens und benöti­

gen deshalb optimale Rahmenbedingungen, unter anderem die 
gute Vereinbarkeit von Beruf und Familie, tiefe Steuern, hohe 
Kaufkraft. 

• �Wirtschaft: Wir schaffen und sichern Arbeitsplätze und Wohl­
stand durch Innovation. Um den Wirtschaftsstandort Schweiz 
und unsere KMU zu fördern, setzt sich die CVP ein für attraktive 
Steuern, erstklassige Infrastrukturen und Bildungsangebote.

• �Soziale Sicherheit: Die CVP erachtet die nachhaltige Finanzie­
rung und Sicherheit der Sozialwerke als die grösste Herausfor­
derung der nächsten Jahre. Wir kämpfen dafür mit gezielten 
Reformen, ohne unrealistischen Aus- oder Abbau.

• �Umweltpolitik: Die Bewahrung der Schöpfung und somit eine 
nachhaltige Klima- und Umweltpolitik gehören seit je zu den 
zentralen politischen Inhalten der CVP. Dabei setzen wir auf die 
Kombination von Ökologie und Ökonomie.»

www.cvp.ch
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… sowie die sieben weiteren  
Parteien im Parlament

Die Grünen  Grüne Partei der Schweiz 

Copräsidium: Nationalrätinnen 		  7500 Mitglieder	 www.gruene.ch
Adèle Thorens Goumaz / Regula Rytz	 gegründet 1983

«Die Grünen sind die fünftgrösste Partei im Bun­
deshaus. In 25 der 26 Kantone gibt es eine grüne Partei. In den 
Exekutiven von neun Kantonen und von zahlreichen Städten und  
Gemeinden nehmen die Grünen Regierungsverantwortung wahr. 
Die Grünen setzen sich ein für einen verantwortungsvollen Um­
gang mit den natürlichen Ressourcen, für eine Verbesserung der 
Lebensqualität und für eine weltoffene Schweiz. Die Grünen ent­
wickeln langfristige Lösungen und setzen dabei auf Qualität und 
auf Vielfalt. Ihre gegenwärtigen Prioritäten sind der Wechsel zu 
einer grünen Wirtschaft, welche die Ressourcen schont, und die 
Energiewende, die einen raschen Ausstieg aus der Atomenergie 
erlaubt und uns von den fossilen Energieträgern unabhängig 
macht.»

glp	 Grünliberale Partei Schweiz

Parteipräsident: 	 3800 Mitglieder	  www.grunliberale.ch
Nationalrat Martin Bäumle	 gegründet 2007

«Die Grünliberalen setzen sich für eine nachhaltige Ent­
wicklung ein, wobei soziale, wirtschaftliche und ökologische Ziele  
gleichermassen berücksichtigt werden sollen. Grundlage dafür 
sind eine innovative und nachhaltig ausgerichtete Marktwirt­
schaft, eine lebendige Demokratie, ein sorgsamer Umgang mit  
unserer Umwelt sowie eine tolerante und solidarische Gesell­
schaft. Wir wollen in einer pluralistischen Gesellschaft leben, in 
der die individuelle Freiheit und die Eigenverantwortung einen 
sehr hohen Stellenwert geniessen. Damit sich auch unsere Nach­
kommen in ihrem Leben frei entfalten können, stehen wir in der 
Pflicht, ihnen weder ökologische noch finanzielle Altlasten zu 
hinterlassen.»

Nationalrat Martin Landolt	

BDP 	Bürgerlich-Demokratische Partei

Parteipräsident: 	 6500 Mitglieder	 www.bdp.info
gegründet 2008

«Die BDP gehörte bei den eidgenössischen Wahlen im  
Oktober 2011 zu den Wahlsiegern und erreichte auf Anhieb einen 
Wähleranteil von 5,4 Prozent. Sie ist eine moderne, bürgerliche 
Partei, die dem gesellschaftlichen Wandel und den ökologischen 
Herausforderungen Rechnung trägt, ohne dabei sämtliche kon­
servativen Grundwerte über Bord zu werfen. Die BDP steht klar 
hinter den bilateralen Verträgen mit Europa. Sie will eine verant­
wortungsvolle Wirtschaftspolitik, eine zukunftsfähige Energie­
politik, eine vorausschauende Raumplanung sowie eine glaub­
würdige Sicherheitspolitik. Im Vordergrund stehen dabei nicht 
Forderungen, sondern Lösungen. Die BDP ist die jüngste Bundes­
ratspartei und wird in der Landesregierung von Eveline Widmer-
Schlumpf vertreten.»

Nationalrätin Marianne Streiff-Feller	

EVP 	Evangelische Volkspartei der Schweiz 

Parteipräsidentin:		  4600 Mitglieder	 www.evppev.ch
gegründet 1919

«Die EVP ist eine verlässliche Kraft, die sich seit 1919 für 
eine lebenswerte und solidarische Schweiz einsetzt. Auf der Basis 
christlicher Werte wie Verantwortung, Gerechtigkeit oder Nach­
haltigkeit betreibt die EVP als Mittepartei eine sachbezogene und 
lösungsorientierte Politik, die dem Wohl aller Menschen dient. 
Sie ist in den kantonalen Parlamenten mit gut 40 Mandaten ver­
treten. Die EVP will Familien unterstützen, die Schöpfung erhal­
ten, Schulden abbauen und die Sozialwerke sichern. Sie fordert 
eine Wirtschaft, die fair mit Menschen und Ressourcen umgeht, 
Solidarität mit benachteiligten Menschen und den Schutz des 
menschlichen Lebens.»
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Lega  Lega dei Ticinesi 

Koordinator: 	 1500 Mitglieder	  www.lega-dei-ticinesi.ch
Attilio Bignasca	 gegründet 1991

«Arbeit und Sicherheit: Die Grenzregionen, insbesondere 
das Tessin, zahlen einen hohen Preis für die Personenfreizügig­
keit. Die Bevölkerung ist einer importierten Kriminalität ausge­
setzt, die immer skrupelloser wird. Die Schweiz muss die Kontrolle 
über die Einwanderung zurückgewinnen. Die Zahl der Grenzgän­
gerinnen und Grenzgänger muss beschränkt werden können.
Unabhängigkeit: Die Globalisierung in Wirtschaft und Politik 
schwächt die Schweiz. Diese wird sich aber in einem zerstückelten 
Europa behaupten können, wenn wir unsere Unabhängigkeit und 
Freiheit hochhalten.
Mobilität: Die geplante Sanierung des Gotthard-Strassentunnels 
während der kommenden Jahre macht den Bau einer zweiten 
Röhre ohne Kapazitätserhöhung unumgänglich.»

CSP Obwalden  Christlich-soziale Partei Obwalden 

Parteipräsident: 	 250 Mitglieder	  www.csp-ow.ch
Walter Wyrsch	 gegründet 1956

«Die Christlichsoziale Partei Obwalden ist eine eigen­
ständige politische Partei, die seit 1956 besteht und aus sechs  
Gemeindesektionen zusammengesetzt ist. Seit 1982 politisiert sie 
im Obwaldner Kantonsrat als unabhängige Fraktion. Sie ist nicht 
Mitglied der CSP Schweiz. Die CSP orientiert sich an den Grund­
sätzen der christlichen Sozialethik, insbesondere derjenigen der 
Solidarität, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit.»

MCR  Mouvement Citoyens Romand

Parteipräsident: 	 1500 Mitglieder	  www.mouvement-citoyens-romand.ch 
Nationalrat Roger Golay	 gegründet 2005

«Wir stehen weder links noch rechts, sondern setzen uns 
ein für eine soziale Politik, eine starke Wirtschaft und eine mus­
tergültige öffentliche Sicherheit. 
Wir befürworten die Einheitskrankenkasse und verlangen eine 
Überprüfung der bilateralen Verträge. Der europäischen Konkur­
renz und dem Ansturm von Grenzgängern aus dem umliegenden 
Europa stellen wir uns entgegen, zum Schutz der inländischen  
Arbeitskräfte.
Wir wollen eine unabhängige, souveräne Schweiz. Dafür haben 
wir das Mouvement Citoyens Romand gegründet und den Dach­
verband der Bürgerbewegungen der Alpenländer.»
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DIE LEGISLATIVE: NATIONAL- UND STÄNDERAT

Das Parlament

22
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Der Ständerat ist dafür bekannt, eine ganz spezielle Kultur zu pflegen: In der 

Sache wird zwar heftig gerungen, dabei geht jedoch der gegenseitige Respekt 

zwischen den Kantonsvertretern nie verloren. Man kämpft in der Debatte nicht 

gegen die Person, sondern allenfalls gegen deren politische Position. Ein 

Beispiel für diese Kultur ist das Verabschiedungsritual am letzten Tag jeder 

Session: Die 46 Ständerätinnen und Ständeräte treffen sich in der Mitte des 

Ratssaals. Sie bilden mehr oder weniger einen inneren und einen äusseren 

Kreis und gehen dann in unterschiedlicher Richtung reihum. So stehen sich 

alle irgendwann einmal gegenüber. Man wechselt ein paar Worte miteinander, 

verabschiedet sich mit Handschlag oder Küsschen und wünscht sich bis zur 

nächsten Session eine gute Zeit. Dieser Brauch hat die treffende Bezeichnung 

«Karussell» erhalten.

23
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NATIONAL- UND STÄNDERAT

Zwei Räte – ein Parlament

Eine Vertretung von Volk und Kantonen

Das Schweizer Parlament, die Legislative, besteht aus zwei Kam­
mern, die einander gleichgestellt sind und sich doch unterschei­
den: Im Nationalrat, der Grossen Kammer, sitzen die Volksvertre­
terinnen und -vertreter, im Ständerat, der Kleinen Kammer, die 
Standes- oder Kantonsvertreterinnen und -vertreter. Zusammen 
bilden die beiden Kammern die Vereinigte Bundesversammlung. 
Die 246 Parlamentsmitglieder stehen für die unterschiedlichen 
Sprachgemeinschaften, Parteien, Interessen, Weltanschauungen 
und Regionen.
Die 200 Nationalrätinnen und Nationalräte repräsentieren die rund 
8 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz – je­
des Nationalratsmitglied vertritt also etwa 40 000 Personen. Am 
grössten ist die Zürcher Delegation mit 34 Mitgliedern. Da gemäss 
Bundesverfassung jeder Kanton Anspruch auf mindestens einen 
Nationalratssitz hat, entsendet auch Appenzell Innerrhoden mit 
seinen nur knapp 16 000 Einwohnerinnen und Einwohnern einen 
eigenen Volksvertreter nach Bern.
Die 46 Mitglieder des Ständerats repräsentieren ihren Kanton 
oder eben Stand. Es sind je zwei pro Kanton, wobei es auch hier 

eine Ausnahme gibt: Die Kantone Obwalden, Nidwalden, Basel-
Stadt, Basel-Landschaft, Appenzell Ausserrhoden und Appenzell 
Innerrhoden entsenden als ehemalige Halbkantone nur je einen 
Vertreter. Die Mitglieder des Ständerats werden heute in direkter 
Wahl bestimmt. Früher wurden sie zum Teil nicht durch das Volk, 
sondern von einer Kantonsbehörde gewählt, so etwa im Kanton 
Bern bis 1979 durch den Grossen Rat.

National- und Ständerat tagen in der Regel getrennt, gewisse Ge­
schäfte behandeln sie als Vereinigte Bundesversammlung jedoch 
gemeinsam. Dazu gehören unter anderem die Wahl der Mitglieder 
des Bundesrats und der Bundesgerichte. Die Bundesversammlung 
übt damit – unter Vorbehalt der Rechte von Volk und Ständen – 
die oberste Gewalt im Bund aus. Das ist eine Schweizer Besonder­
heit: Im Unterschied zu anderen Ländern wählt in der Schweiz das 
Parlament die Regierung und das oberste Gericht. Die Entscheide 
des Parlaments kann kein Gericht überprüfen. Ausserdem kann 
das Parlament nicht vor Ablauf einer Legislatur aufgelöst werden.

«Ich schwöre vor Gott dem Allmächtigen, die Verfassung und 

die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes ge-

wissenhaft zu erfüllen.»

Neu gewählte Ratsmitglieder legen bei 

ihrem Eintritt ins Parlament einen Eid 

oder ein Gelübde ab.

«Ich gelobe, die Verfassung und die Gesetze zu beachten 

und die Pflichten meines Amtes gewissenhaft zu erfüllen.»
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Zwei Wahlsysteme
MAJORZ UND PROPORZ

Alle vier Jahre Neuwahlen

Alle vier Jahre finden für den Nationalrat Gesamterneuerungs­
wahlen statt, die nach schweizweit einheitlichen Regeln und nach 
dem Proporzsystem ablaufen. Jeder Kanton bildet einen Wahl­
kreis und erhält mindestens einen Sitz. Die Wahl der Ständerats­
mitglieder richtet sich hingegen nach kantonalem Recht, weshalb 
man nicht von einer eigentlichen Gesamterneuerungswahl spre­
chen kann. Der Ständerat wird ausser in den Kantonen Jura und 
Neuenburg nach dem Majorzsystem gewählt. Die Wahl findet in 
allen Kantonen gleichzeitig mit den Nationalratswahlen statt; ein­
zig in Appenzell Innerrhoden wird der Standesvertreter zu einem 
anderen Zeitpunkt bestimmt. Es gibt im Ständerat also keine Ge­
samterneuerung und folglich auch keine Legislaturperiode.
In der parteipolitischen Zusammensetzung von National- und 
Ständerat gibt es beträchtliche Unterschiede, was unter anderem 
mit dem Wahlsystem zusammenhängt: Im Nationalrat ist die SVP 
mit 57 Mitgliedern derzeit mit Abstand am stärksten, gefolgt von 
der SP mit 46, den FDP-Liberalen mit 30 und der CVP mit 29 Ver­
treterinnen und Vertretern. Im Ständerat hingegen hat die CVP  
13 Mitglieder, die FDP und die SP je 11 und die SVP 6 Sitze. Die 
restlichen Sitze verteilen sich auf Grüne, GLP und BDP.

Die Gesamterneuerungswahlen des Nationalrats finden jeweils 
im Herbst statt, sodass sich das neu zusammengesetzte Parlament 
erstmals im Dezember zur Wintersession trifft. Insgesamt gibt es 
jährlich vier ordentliche dreiwöchige Sessionen – in der Regel im 
März, im Juni, im September und im Dezember. Zusätzlich wird 
zwischen Frühjahrs- und Sommersession öfter eine mehrtägige 
Sondersession zum Abbau der Geschäftslast einberufen. Sonder­
sessionen kann jeder Rat für sich alleine beschliessen. Ein Viertel 
der Mitglieder eines Rats oder der Bundesrat kann für dringende 
Fälle auch eine ausserordentliche Session verlangen.

Vereinigte Bundes
versammlung

Die Vereinigte Bundesversammlung tagt im Na-

tionalratssaal. Während die Mitglieder des Natio-

nalrats an ihren angestammten Plätzen sitzen, 

nehmen die Ständerätinnen und Ständeräte an 

der Rückwand des Saals ihre nach Kanton an-

geordneten Sitze ein. Die Leitung hat der oder 

die jeweilige Vorsitzende des Nationalrats inne. 

Er oder sie wird deshalb als höchster Schweizer 

oder höchste Schweizerin bezeichnet.

Mehrheits- und 
Verhältniswahl

Beim Majorzsystem (Mehrheitswahl) ist ge-

wählt, wer in seinem Kanton am meisten Stim-

men erhalten hat. Dieses Verfahren begünstigt 

grosse Parteien und bekannte Persönlichkeiten. 

Beim Proporzsystem (Verhältniswahl) wer-

den die Sitze gemäss der Anzahl Stimmen den 

Parteien zugeteilt und danach die Sitze an die 

bestplatzierten Kandidierenden der Parteien ver-

geben. Dieses System ermöglicht auch kleine-

ren Parteien den Einzug ins Parlament. 

Bei den Gesamterneuerungswahlen am Ende 

der Legislatur werden in der Regel rund 30 Pro-

zent der Sitze neu besetzt. Während einer lau-

fenden Legislatur treten etwa 10 Prozent der 

Ratsmitglieder zurück und werden ersetzt. 

Sessionen 2015

Frühlingssession: 2. – 20. März 

Sondersession: 4. – 7. Mai

Sommersession: 1. – 19. Juni

Herbstsession: 7. – 25. September

Wintersession: 30. November – 18. Dezember

(9. Dezember: Gesamterneuerungswahlen des 

Bundesrats und der Bundeskanzlerin sowie Wahl 

des Bundespräsidenten und des Vizepräsiden-

ten des Bundesrats)

Am 18. Oktober 2015 finden Nationalratswahlen statt, in den 

meisten Kantonen auch Ständeratswahlen.

www.ch.ch/Wahlen2015 bietet praktische Hinweise zu 

den Wahlregeln, Erläuterungen zum Parlament sowie die Re-

sultate am Wahltag.
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DER RAT ORGANISIERT SICH

Gewählt – was nun?

Organe des Parlaments

In jeder grösseren Gruppe bedarf es Regeln, so auch in den beiden 
Räten: Jedem Ratsmitglied wird ein Sitzplatz fest zugeteilt, wobei 
Mitglieder der gleichen Partei in der Regel beieinander sitzen. An 
der ersten Sitzung der neuen Legislatur wählt jeder Rat zunächst 
seinen Vorsitz und die Mitglieder des Ratsbüros. Der Präsident 
oder die Präsidentin leitet die Ratssitzungen. Er oder sie wird da­
bei vom Ratssekretariat unterstützt und bei Bedarf vom Vizeprä­
sidium vertreten.
Das Büro, ein wichtiges Organ im Hintergrund, beschliesst die Ses­
sionsprogramme und legt damit den Zeitplan der Beratungen fest. 
Es bestimmt auch die Mitglieder der Kommissionen und Delegati­
onen und weist diesen die Aufgabenbereiche sowie die Geschäfte 
zu, die zwischen den Sessionen vorzuberaten sind. Die Büros der 
Räte bestehen aus den Präsidien, den Stimmenzählerinnen oder 
Stimmenzählern und im Nationalrat aus den Fraktionsspitzen.

Die Mitglieder einer Partei oder gleichgesinnter Parteien formie­
ren sich zu Fraktionen. Zur Bildung einer Fraktion sind mindes­
tens fünf Mitglieder aus einem Rat erforderlich. Die Fraktionen 
erhalten entsprechend ihrer Grösse finanzielle Beiträge für ihre 
politische Arbeit. Im Nationalrat haben bei den allermeisten Ge­
schäften nur Mitglieder einer Fraktion das Recht zu sprechen, 
zudem ist dort die Fraktionszugehörigkeit Voraussetzung, um in 
einer Kommission Einsitz nehmen zu können. Nur wer einer Frak­
tion angehört, kann also wirksam Politik betreiben. Parteien mit 
weniger als fünf Parlamentsmitgliedern bemühen sich deshalb um 
Anschluss an eine andere Fraktion. Sie werden umgekehrt aber 
auch umworben. Je grösser nämlich eine Fraktion ist, desto mehr 
Kommissionssitze stehen ihr zu und desto grösser ist ihr Einfluss 
im Rat.

Für die Ratsmitglieder ist es eine schwierige Aufgabe, sich in der 
Überfülle der Geschäfte, die oft auch eher technische Fragen be­
handeln, eine fundierte Meinung zu bilden. Bevor die Geschäfte 
in den Rat kommen, werden sie deshalb in den Fraktionen disku­
tiert: Man versucht, sich auf einheitliche Positionen festzulegen, 
die von den Fraktionsmitgliedern dann im Rat sowie gegenüber 
den Medien und der Öffentlichkeit vertreten werden. Die Rats­
mitglieder stimmen jedoch kraft der Bundesverfassung ohne 
Weisungen: Es ist jedem Ratsmitglied freigestellt, bei den Abstim­
mungen im Rat von der Fraktionsmeinung oder der Position eines 
Kantons oder eines Verbands abzuweichen.
 
Die Kommissionen bieten Raum, um ausführliche und vertiefte 
Diskussionen zu führen, Sachfragen zu klären, Fachleute der Ver­
waltung, Expertinnen und Experten und die betroffenen Kreise 
anzuhören und sich mit den Bundesrätinnen und Bundesräten 
auszutauschen. Sie sind aber auch der Ort, wo ausprobiert wer­
den kann, ob bestimmte Ideen über Parteigrenzen hinweg mehr­
heitsfähig sind.

Zuständigkeiten

Die Aufgaben des Parlaments und seine Verfahrensregeln sind 
im Parlamentsgesetz festgehalten. Zudem hat sich jeder Rat ein  
eigenes Geschäftsreglement gegeben. Die Hauptaufgabe des Par­
laments ist es, Gesetze zu beschliessen. Das Spektrum erstreckt 
sich vom Auslandschweizergesetz bis zum Zivildienstgesetz, von 
Fragen des Naturschutzes bis zum Autobahnbau, vom Kriegsma­
terialgesetz bis zur Friedensförderung. 

Das Parlament ist aber auch zuständig für:
• �die Freigabe von finanziellen Mitteln (Budget) und die Geneh­

migung der Staatsrechnung des Bundes;
• �die Aufsicht über Bundesrat, Verwaltung und Bundesgerichte;
• �die Wahl der Mitglieder des Bundesrats und der Bundesgerichte 

sowie der Bundeskanzlerin;
• �völkerrechtliche Verträge, für deren Abschluss nicht der Bun­

desrat zuständig ist;
• die Beziehungspflege zu ausländischen Parlamenten.

Vom Amtlichen Bulletin bis zur Zwischenfrage –  

lernen Sie die Sprache des Parlaments auf: 

www.parlament.ch > Parlamentswörterbuch
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Lehrjahre

Der Ratsvorsitz ist eine anspruchsvolle Aufgabe, 

die Amtszeit ist aber auf ein Jahr beschränkt. Da 

jeweils eine erste und zweite Vizepräsidentin 

bzw. ein erster und zweiter Vizepräsident ge-

wählt werden, ergibt sich quasi eine zweijährige 

«Lehrzeit», während der ein künftiger Amtsinha-

ber als Mitglied des Ratsbüros in die Arbeiten 

des Präsidiums eingeführt wird. Bei allem Wan-

del ist somit dennoch eine grosse Kontinuität 

gewährleistet. Im Ständerat dauern diese Lehr-

jahre übrigens sogar vier oder fünf Jahre, da 

auch die Stimmenzählerin und der Ersatzstim-

menzähler nachrutschen.

Frauen im Parlament

Die Frauen haben das Stimm- und Wahlrecht in 

der Schweiz erst seit 1971. Ihr Anteil im Parla-

ment stieg von 5 Prozent im Jahr 1971 auf ak-

tuell 31 Prozent. Zum Vergleich: Im weltweiten 

Durchschnitt sind knapp 22 Prozent der Parla-

mentssitze von Frauen besetzt, in den skandina-

vischen Ländern sind es rund 40 Prozent. Den 

relativ höchsten Anteil von Frauen im Parlament 

hat das ostafrikanische Ruanda mit mehr als 60 

Prozent.

Wird das Parlament 
immer jünger?

Vor rund 20 Jahren bildeten die 40- bis 60-Jäh-

rigen die Mehrheit im Parlament, in den 1920er-

Jahren war sogar rund ein Fünftel der Parla-

mentarier jünger als 40. Heute ist die Verteilung 

nach Altersklassen ziemlich ausgeglichen. Der 

jüngste Abgeordnete ist derzeit 27 Jahre alt, der 

älteste 83. 
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DIE GROSSE UND DIE KLEINE KAMMER

Zwei Gleichberechtigte

Gleiche Kompetenzen –  
verschiedene Kulturen

Das Zweikammersystem schafft einen Ausgleich zwischen den 
grossen und den kleinen Kantonen und gibt den verschiedenen 
Sprachregionen mehr Gewicht. Ein Zweikammersystem ist nicht 
selbstverständlich – in vielen Ländern gibt es nur eine Parlaments­
kammer. Wo es zwei Kammern gibt, hat in der Regel die «grosse» 
Kammer, die meist eine Volksvertretung ist, mehr zu sagen, als 
die «kleine», die oft die Regionen vertritt. In der Schweiz ist das 
anders: Beide Räte haben dieselben Kompetenzen, sie behandeln 
dieselben Geschäfte auf dieselbe Art. Das gilt auch für Budgetfra­
gen. Abwechslungsweise berät der eine oder der andere Rat ein  

Geschäft zuerst. Beide Räte müssen übereinstimmende Beschlüs­
se fassen, damit diese gültig sind. Auch die einzelnen Mitglieder 
des Ständerats und des Nationalrats haben dieselben Rechte:  
Jeder und jede kann Gesetzesentwürfe oder Aufträge an den Bun­
desrat einreichen. Diese vollständige Gleichberechtigung der bei­
den Kammern gibt es auch im amerikanischen Kongress, wo Senat 
und Repräsentantenhaus identische Kompetenzen haben, in Euro­
pa jedoch ist die Schweiz das einzige Land, bei dem das so funktio­
niert. Auch die Kantone haben nur eine Parlamentskammer.
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Gesetzesentwürfe werden von jedem Rat bis zu dreimal beraten, 
um am Schluss zu gleichlautenden Beschlüssen zu kommen. Das 
kann manchmal schwierig sein – meistens gelingt es, weil jeder 
Rat Hand bietet für Kompromisse und Annäherungen. Dies ob­
wohl die beiden Kammern nicht gleich funktionieren: Wegen der 
unterschiedlichen politischen Zusammensetzung kommen sie oft 
nicht zu denselben Abstimmungsergebnissen. Der Ständerat ist 
zudem den Kantonen näher als der Nationalrat. Auch die Grösse 
hat einen Einfluss: Die 46 Mitglieder des Ständerats können sich 
zu jedem Geschäft spontan äussern, während für die 200 Mitglie­
der des Nationalrats eine komplexe Redeordnung gilt, die wenig 

spontane Voten zulässt. Deshalb ist es im Ständerat einfacher als 
im Nationalrat, mit guten Argumenten eine Abstimmung zu be­
einflussen.

Bis ein Gesetz in beiden Kammern völlig gleichlautend beschlos­
sen ist, vergeht oft einige Zeit. Wenn es aber einmal beschlossen 
ist und die Hürde eines eventuellen Referendums genommen hat, 
hat es auch Bestand. Diese Vorhersehbarkeit und Stabilität der 
politischen Entscheide tragen viel zum Erfolg und Wohlstand der 
Schweiz bei.

Die Mitglieder des Nationalrats resp. Ständerats von A – Z und 

nach Kantonen siehe 

www.parlament.ch > Organe und Mitglieder > Nationalrat
www.parlament.ch > Organe und Mitglieder > Ständerat
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Wie man sein Anliegen  
ein- und durchbringt

DIE MECHANIK DES PARLAMENTS

Parlamentarische Instrumente

Jedes Mitglied von National- und Ständerat kann mit einem so­
genannten Vorstoss die Einführung neuer Verfassungsbestimmun­
gen und Gesetze oder deren Änderung beantragen. Es kann auch 
bei Bundesrat und Verwaltung Berichte in Auftrag geben oder von 
ihnen Auskünfte verlangen. 

Mit einer parlamentarischen Initiative kann ein Ratsmitglied vor­
schlagen, dass das Parlament selber ein Gesetz erlässt, indem es 
die Idee oder gleich den Gesetzesentwurf formuliert. Mit einer 
Motion kann das Ratsmitglied den Ball dem Bundesrat zuspielen 
und verlangen, dass dieser gesetzgeberisch tätig wird. Mit einem 
Postulat wird der Bundesrat lediglich beauftragt zu prüfen, ob ein 
Gesetzes- oder Beschlusstext vorzulegen oder eine Massnahme zu 
treffen sei, während eine Interpellation vom Bundesrat Auskunft 
über wichtige innen- oder aussenpolitische Ereignisse verlangt.

Damit Vorstösse weiterverfolgt werden, braucht es Mehrheiten: in 
den vorberatenden Kommissionen, einem oder gar beiden Räten. 
Da Vorstösse aber meistens politisch umstrittene Themen behan­
deln, ist es nicht selbstverständlich, dass dies gelingt.

Die parlamentarischen Instrumente werden äusserst rege genutzt: 
1995 reichte jedes Ratsmitglied im Schnitt 3,9 Vorstösse pro Jahr 
ein. 2009, auf dem (vorläufigen) Höhepunkt, waren es bereits 
9,4. Danach sank die Zahl wieder leicht auf 8 Vorstösse pro Jahr 
und Ratsmitglied im Jahr 2011. Im Jahr 2014 waren insgesamt 
1456 persönliche Vorstösse zu bewältigen.

Jeder Vorstoss bedeutet, dass Bundesrat und Verwaltung Abklä­
rungen treffen und Stellung nehmen müssen, bevor zuerst in der 
zuständigen Kommission und danach im Rat darüber beraten und 
entschieden wird. Es werden also schon viele Stunden Arbeit in­
vestiert, bis ein Vorstoss angenommen oder abgelehnt wird.

Im Räderwerk des Parlaments:  
die Kommissionen

Manch einer staunt vielleicht etwas ob der halbleeren Säle von 
National- und Ständerat und fragt sich, ob und wo da überhaupt 
gearbeitet wird. Wenn ein Geschäft im Rat behandelt wird, ist ein 
Grossteil der parlamentarischen Arbeit jedoch schon gemacht, 
und viele Vorentscheide sind schon getroffen. Das geschieht in 
den Kommissionen; dort werden sämtliche Geschäfte vorberaten. 

Es gibt neun Legislativkommissionen, die sich vor allem mit der 
Vorberatung von Gesetzen befassen. Ihnen sind bestimmte The­
menkreise wie Verkehr, Rechtsfragen, Aussen- oder Sozialpolitik 
usw. zugeordnet. Zusätzlich gibt es die Finanzkommission und die 
Geschäftsprüfungskommission, die sich mit den Bundesfinanzen 
und der Geschäftsführung von Bundesrat und Verwaltung befas­
sen und diese überwachen. 

In speziellen Fällen kann eine mit besonderen Kompetenzen aus­
gestattete Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) 
bestimmte Vorgänge und Bereiche untersuchen.

Im Gegensatz zu den Sitzungen von National- und Ständerat sind 
Kommissionssitzungen nicht öffentlich – die vertraulichen Bera­
tungen sollen eine offenere Diskussion unter den Mitgliedern er­
möglichen. Die Kommissionen informieren die Medien aber nach 
ihren Sitzungen über die Ergebnisse.

Den Kommissionen des Nationalrats gehören je 25 Mitglieder an, 
denjenigen des Ständerats je 13. Ihre Zusammensetzung richtet 
sich nach der Stärke der Fraktionen. Die Kommissionen tagen je­
weils zwischen den Sessionen ein- bis zweimal für einen oder zwei 
Tage. Die Kommissionsmitglieder können zu den Gesetzestexten, 
die beraten werden, als Ganzes oder zu einzelnen Punkten Anträ­
ge stellen. Wird ein Antrag abgelehnt, kann er später im Rat noch 
einmal gestellt werden.
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DAS MILIZPARLAMENT

Vom Arbeitsplatz  
ins Bundeshaus

Ein Teilzeitparlament

Das Schweizer Parlament ist ein sogenanntes Milizparlament: Sei­
ne Mitglieder widmen zwar ihrem Parlamentsmandat viel Zeit, 
die meisten gehen jedoch weiterhin einer beruflichen Tätigkeit 
nach. Wegen dieser hohen Arbeitsbelastung gibt es Stimmen, die 
das Milizsystem hinterfragen und – auch wegen der steigenden 
Anzahl und thematischen Vielfalt der Geschäfte – ein Berufspar­
lament fordern. Dem wird entgegengehalten, Teilzeitparlamen­
tarierinnen und -parlamentarier seien volksnäher und könnten 
aufgrund ihrer beruflichen Erfahrungen wertvolles und konkretes 
Fachwissen in die Diskussionen einbringen.

Würde und Bürde: Wie 
viele Tage verbringt ein 
Ratsmitglied in Bern?

Die Mitglieder der Bundesversammlung treffen 

sich viermal jährlich zu einer je dreiwöchigen 

Session und allenfalls zu einer mehrtägigen 

Sondersession in Bern. Die Anzahl der jährlichen 

Sitzungstage der Räte ist damit praktisch gleich 

geblieben wie bei der Gründung des Bundes-

staats im Jahr 1848, obschon die Geschäfts-

last und auch die Komplexität der einzelnen 

Geschäfte deutlich zugenommen haben. 

Zu dieser Präsenz während den Sessionen sind 

noch die Sitzungstage in den Kommissionen zu 

rechnen. Mittlerweile gibt es ständige Kommis-

sionen, während man früher jeweils für eine 

Gesetzesvorlage eine Kommission zusammen-

stellte. Die Mitglieder des Nationalrats sitzen in 

ein bis zwei, diejenigen des Ständerats in drei 

bis vier Kommissionen. Das bedingt eine zusätz-

liche Präsenz in Bern von 30 bis 50 Tagen für 

Nationalratsmitglieder und von 40 bis 70 Tagen 

für Mitglieder des Ständerats.

Das Einkommen der 
Parlamentsmitglieder

Das Reglement sieht für die Parlamentarierin-

nen und Parlamentarier folgende Entschädigun-

gen vor:

-	� Jahreseinkommen für die Vorbereitung der 

Ratsarbeit: 26 000 Franken

-	� Taggeld im Rat und in den Kommissionen: 

440 Franken

-	� Jahresentschädigung für Personal- und Sach-

ausgaben: 33 000 Franken

Dazu kommen Entschädigungen für Essen, Rei-

sen und Übernachten, Pensionskasse sowie zu-

sätzliche Entschädigungen für Ratspräsidien 

und Kommissionspräsidien und Vizepräsidien. 

Ein Teil der Entschädigungen ist steuerfrei.

Je nach Anzahl Sitzungstage und Funktionen 

betragen Honorar und Spesen insgesamt rund 

130 000 bis 150 000 Franken pro Jahr und  

Person.
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WER IM BUNDESHAUS EIN- UND AUSGEHT

Ein offenes Haus

Das «Sitzungszimmer der Nation»

Das Zentrum der politischen Schweiz ist seit 1848 Bern. Seit 1902 
tagen die Räte im Bundeshaus, das ursprünglich als Sitz nicht nur 
des Parlaments, sondern der gesamten Bundesverwaltung gebaut 
wurde. Auch im Zeitalter von Chatrooms, Skype und Social Media 
braucht es einen Ort, an dem sich die Ratsmitglieder zu Sitzun­
gen und Besprechungen, aber auch zu informellen Gesprächen 
zusammenfinden können. 
Das Bundeshaus ist zunächst einmal das «Sitzungszimmer der 
Nation»: Neben den eigentlichen Sessionen der beiden Räte in 
den beiden grössten Sälen finden in zahlreichen grösseren und 
kleineren Räumen pro Jahr insgesamt rund 2000 Sitzungen statt. 
Daneben hat das Bundeshaus aber auch eine wichtige repräsenta­
tive und nicht zuletzt eine gesellschaftliche Funktion: Von seiner 
Architektur her will es eine Bühne für das politische Geschehen 
sein. Die Ratsverhandlungen sind öffentlich und ziehen ein gros­
ses Publikum an. Politikerinnen und Politiker treffen sich mit Be­

Wandelhalle im Parlamentsgebäude

suchergruppen aus ihrem Kanton, und in den reich ausgestalteten 
Räumen werden ausländische Delegationen empfangen. Wandel­
halle und Restaurant erlauben Gespräche in kleinerem Rahmen, 
und es gibt auch Arbeitsplätze für die Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier. 

Wo Politik stattfindet, sind auch die Medien. Seit einiger Zeit be­
findet sich ein grosses, modern ausgestattetes Medienzentrum 
an der Bundesgasse, aber fast täglich sind Kamerateams auch im 
Bundeshaus selber unterwegs und laden Politikerinnen und Poli­
tiker zum Interview. 
Im Bundeshaus verkehren auch Lobbyistinnen oder Lobbyisten, 
welche die Interessen von Verbänden, Unternehmen oder ande­
ren Organisationen beim Parlament vertreten: Jedes Parlaments­
mitglied hat das Recht, zwei Personen zu bestimmen, die als seine 
Gäste im Parlamentsgebäude ein- und ausgehen können.
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DIE PARLAMENTSDIENSTE

Mit Rat und Tat

Die Drehscheibe des Parlaments

Vom Computer-Support bis zur Vor- und Nachbereitung einer 
mehrtägigen Kommissionssitzung – die Parlamentsdienste unter­
stützen die Ratsmitglieder von A bis Z bei der Erfüllung ihrer Auf­
gaben. Im Sinne der Gewaltenteilung sind sie dem Parlament un­
terstellt und von Bundesrat und Bundesverwaltung unabhängig.

Der Beginn der Amtszeit eines neugewählten Mitglieds der Bun­
desversammlung lässt sich mit dem Antritt einer neuen Stelle 
vergleichen: Man hat viele Fragen, wird mit Informationen über­
häuft, sollte gleich loslegen, muss sich aber zunächst einmal mit 
den Mechanismen des Parlaments vertraut machen. Bei einem  
Legislaturwechsel haben die Parlamentsdienste mit ihren 311 Mit- 
arbeitenden, die sich 213 Vollzeitstellen teilen, deshalb besonders 
viel zu tun.

Während der Sessionen der beiden Räte sind die verschiedenen 
Einheiten der Parlamentsdienste überall im Einsatz: von den Logen  
bis zu den Pulten der Ratspräsidien, von den Parlamentarier­
arbeitsplätzen bis zum Restaurant, vom kleinsten bis zum grössten  
Sitzungszimmer – vor und hinter den Kulissen. 
Schon während der Sitzungen werden die Debatten zu geschrie­
benem Text verarbeitet und im Amtlichen Bulletin veröffentlicht, 
sodass die einzelnen Wortmeldungen und die Abstimmungsresul­
tate schon nach etwa einer Stunde auf www.parlament.ch nach­
gelesen werden können. 

Vielfalt an Dienstleistungen
In den Perioden zwischen den Sessionen ist es etwas ruhiger. Aber 
auch dann finden an vielen Tagen Sitzungen statt. Kommissions­
sitzungen werden von den jeweiligen Kommissionssekretariaten 
vorbereitet und vom Weibelteam praktisch unterstützt. Damit sich 
die Kommissionsmitglieder in die Vielfalt der Themen und Fach­
gebiete einarbeiten können, werden ihnen die entsprechenden 
Dokumente zur Verfügung gestellt, etwa Berichte der Bundes­
ämter, Artikel aus der Presse oder der Fachwelt und die Protokolle 
früherer Sitzungen. Ratsmitglieder können sich von den Parla­
mentsdiensten aber auch individuell dokumentieren und beraten 
lassen, um bestimmte Fragestellungen zu vertiefen oder um Kon­
takte im In- und Ausland vorzubereiten.
Zu den Aufgaben der Parlamentsdienste gehört es ausserdem, 
Communiqués zu verfassen, Medienkonferenzen zu organisieren, 
Reisen schweizerischer Delegationen ins Ausland und umgekehrt 
auch die Besuche ausländischer Delegationen beim schweizeri­
schen Parlament vorzubereiten. Auch in dieser Hinsicht stehen die 
Parlamentsdienste den Ratsmitgliedern mit Rat und Tat zur Seite.

Informationen online und in allen Amtssprachen
Einen Grossteil der Unterlagen finden die Ratsmitglieder auf dem 
Intranet. Jedes Parlamentsmitglied erhält auf Wunsch einen Lap­
top oder zumindest die entsprechenden Codes, mit welchen es 
sich in das Parlamentssystem einloggen kann. Ein Team von Infor­
matikern und Web-Spezialisten ist für den Betrieb und Unterhalt 
der gesamten Informatik-Infrastruktur bei den Parlamentsdiens­
ten und den Fraktionssekretariaten zuständig. Auch die Website 
des Parlaments muss immer aktuell sein, damit die interessierte 
Öffentlichkeit Informationen über Geschäfte, Angaben zu den 
Ratsmitgliedern oder auch Informationen über Veranstaltungen 
online abfragen kann. Während der Sessionen erfolgt zudem die 
Übertragung der Debatten per Internetstream. 
Die Ratsmitglieder sprechen in den Kommissionen und im Rat in 
ihrer Sprache. Während der Sessionen gewährleistet der Dolmet­
scherdienst im Nationalrat die Simultanübersetzung der Voten in 
die drei Amtssprachen Deutsch, Französisch und Italienisch. Die 
meisten Dokumente stehen auch in übersetzter Version zur Ver­
fügung.

Die Bevölkerung kann die Arbeit ihrer Vertreterinnen und Ver­
treter nicht nur via Medien oder Internet, sondern auch vor Ort 
auf der Tribüne mitverfolgen. Ratsmitglieder empfangen einzel­
ne Besucher oder Gruppen im Bundeshaus, und Besucher können 
sich im Rahmen einer Führung über das Bundeshaus informieren 
lassen.

Im Bundeshaus verkehren viele und sehr unterschiedliche Perso­
nengruppen: die Ratsmitglieder, die Interessen- und die Medien­
vertreterinnen, die Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung 
und die Besucher. Ein derart offenes Haus bedingt ein gewisses 
Mass an baulichen Sicherheitsvorkehrungen und die Präsenz von 
Sicherheitspersonal. Ausserdem muss dieses Haus unterhalten 
werden. Was im Vordergrund geschieht und sichtbar wird, wäre 
nicht möglich, wenn nicht auch das Unsichtbare im Hintergrund 
geschähe: wenn überquellende Papierkörbe nicht geleert würden, 
wenn im Winter nicht geheizt wäre oder wenn es nirgends einen 
Kaffee gäbe …

Generalsekretär:	 Parlamentsgebäude, 3003 Bern	 www.parlament.ch
Philippe Schwab	 058 322 99 10
	 information@parl.admin.ch
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DER WEG ZU EINEM NEUEN GESETZ

Die Totalrevision des  
CO2-Gesetzes
Die Entstehung eines Gesetzes ist eine komplexe und oft langwierige Angelegenheit. Der 

Prozess dauert mindestens ein Jahr und kann im Extremfall mehr als zehn Jahre beanspru-

chen. Im folgenden Beispiel dauerte es fünf Jahre, bis ein bestehendes Gesetz durch ein 

neues ersetzt werden konnte: Die Totalrevision des CO2-Gesetzes von 1999 wurde 2008 in 

Angriff genommen. Anfang 2013 trat das revidierte Gesetz in Kraft. Es verlangt, dass der 

CO2-Ausstoss bis 2020 mindestens 20 Prozent kleiner wird als 1990.

Wer ein neues Gesetz oder die Änderung eines bestehenden für 
nötig hält, macht den ersten Schritt. Das können einzelne Stimm­
berechtigte oder Interessengruppen sein, Parlamentsmitglieder 
oder Teile der Verwaltung, Kantone oder der Bundesrat.
Im vorliegenden Fall ist es der Bundesrat, der das Eidgenössische 
Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation 
(UVEK) im Februar 2008 beauftragt, einen Revisionsentwurf zum 
CO2-Gesetz zu erarbeiten. Innerhalb des UVEK ist das Bundesamt 
für Umwelt BAFU dafür zuständig.
Parallel dazu reicht ein Komitee die Volksinitiative «Für ein ge­
sundes Klima» mit 115 689 gültigen Unterschriften bei der Bun­
deskanzlei ein.

 1 Was
Auftrag des Bundesrats
Volksinitiative

Wer
Bundesrat, UVEK
Initiativkomitee

Wann
Februar 2008
Februar 2008

Der Bundesrat ermächtigt das UVEK, ein Vernehmlassungsver­
fahren zum Revisionsentwurf des CO2-Gesetzes durchzuführen. 
Dieser sieht zwei Varianten vor: Die erste setzt den Akzent auf 
Massnahmen zur Emissionsreduktion im Inland, die zweite legt 
den Schwerpunkt auf die Kompensation inländischer Emissionen 
durch den Kauf von Zertifikaten im Ausland.
Im Vernehmlassungsverfahren können die Kantone, Parteien, 
Spitzenverbände der Wirtschaft sowie weitere interessierte Or­
ganisationen zum Entwurf Stellung nehmen und Änderungsvor­
schläge machen.
Gleichzeitig lehnt der Bundesrat die Volksinitiative «Für ein ge­
sundes Klima» ab, da diese sich innen- und aussenpolitisch als zu 
starr erweisen könnte. Darum will er der Bundesversammlung das 
revidierte CO2-Gesetz als indirekten Gegenvorschlag zur Volks­
initiative unterbreiten.

 2 Was
Vernehmlassung 

Wer
Bundesrat, UVEK

Wann
Dezember  2008

In einem Bericht fasst das BAFU die rund 200 aus der Vernehmlas­
sung eingegangenen Stellungnahmen zusammen: Bevorzugt wird 
mehrheitlich die erste Variante, wonach die Emissionsreduktion 
hauptsächlich durch Massnahmen im Inland erreicht werden soll. 

 3 Was
Entwurf  

Wer
UVEK

Wann
Mai – August 2009

Das BAFU arbeitet den Entwurf der Botschaft über die Schweizer 
Klimapolitik nach 2012 aus. In diesem wird einerseits die Volks­
initiative «Für ein gesundes Klima» dargestellt und zur Ablehnung 
empfohlen; andererseits wird der als indirekter Gegenvorschlag 
ausgestaltete Entwurf zur Änderung des CO2-Gesetzes erläutert.

Der Bundesrat verabschiedet die Botschaft über die Schweizer  
Klimapolitik nach 2012 zusammen mit dem Entwurf zur Total­
revision des CO2-Gesetzes und dem Bundesbeschluss über die  
zur Ablehnung empfohlene Volksinitiative. Die Präsidien des 
Nationalrats und des Ständerats teilen das Geschäft dem Natio­
nalrat als Erstrat zu.

 4 Was
Botschaft  

Wer
Bundesrat

Wann
August  2009

Die Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Na­
tionalrats UREK-N führt die Vorberatung der Änderung des CO2-
Gesetzes sowie der Volksinitiative durch und hört das Komitee 
«Klima-Initiative» sowie weitere interessierte Stellen an.
Der Nationalrat berät in der Frühjahrs- und Sommersession 2010 
die Gesetzesänderung und beschliesst, die Volksinitiative erst da­
nach zu diskutieren. Anders als der Bundesrat will er die Reduk­
tion der Emissionen allein durch Massnahmen im Inland errei­
chen und entscheidet sich für ein Reduktionsziel von 20 Prozent. 
Gleichzeitig nimmt er im Gesetzesentwurf eine Option auf, wel­
che es dem Bundesrat erlaubt, im Bedarfsfall das Reduktionsziel 
auf bis zu 40 Prozent zu erhöhen.

 5 Was
Vorberatung   

Wer
Kommission des Erstrats 
(hier: des Nationalrats)

Wann
Oktober  2009

Am 1. Juni 2010 nimmt der Nationalrat den Entwurf zur Totalre­
vision des CO2-Gesetzes als indirekten Gegenvorschlag zur Volks­
initiative «Für ein gesundes Klima» an und er beschliesst, die Frist 
zur Behandlung der Volksinitiative um ein Jahr zu verlängern.

 6 Was
Beratung   

Wer
Erstrat (hier: Nationalrat)

Wann
Juni 2010
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Die Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Stän­
derats UREK-S folgt dem Entwurf des Bundesrats in weiten Tei­
len. Entgegen dem Beschluss des Nationalrats unterstützt sie ein 
Reduktionsziel von 20 Prozent durch teilweisen Erwerb ausländi­
scher Zertifikate.

 7 Was
Vorberatung    

Wer
Kommission des Zweitrats 
(hier: des Ständerats)

Wann
September 2010 bis 
März 2011

Der Ständerat tritt auf die Vorlage zur Totalrevision des Gesetzes 
ein und diskutiert den Entwurf Artikel für Artikel. Dabei folgt er in 
weiten Teilen seiner vorberatenden Kommission und verabschie­
det den Änderungsentwurf am 8. März 2011. Da diese Fassung 
nicht in jedem Punkt mit derjenigen des Nationalrats überein­
stimmt, kommt es zum Differenzbereinigungsverfahren zwischen 
den beiden Räten.

 8 Was
Beratung   

Wer
Zweitrat (hier: Ständerat)

Wann
März 2011

In der Differenzbereinigung wird das Geschäft erneut zunächst 
dem Nationalrat vorgelegt, der jetzt ausschliesslich die noch strit­
tigen Bestimmungen im Detail berät. Anschliessend behandelt der 
Ständerat als Zweitrat die verbleibenden Differenzen, bevor das 
Geschäft wieder an den Nationalrat zurückgeht. Dieser stimmt 
nach der dritten Detailberatung den Änderungsanträgen des 
Ständerats schliesslich zu.

 9 Was
Differenzbereinigung     

Wer
Nationalrat
Ständerat

Wann
September bis 
Dezember 2011

In der Schlussabstimmung vom 23. Dezember 2011 nehmen beide 
Räte den Entwurf zur Totalrevision des CO2-Gesetzes an.

10 Was
Schlussabstimmung      

Wer
Nationalrat
Ständerat

Wann
23. Dezember 2011

35

Wann
23. Dezember 2011

Mit Veröffentlichung des Entwurfs im Bundesblatt beginnt die 
Referendumsfrist: Falls innert hundert Tagen mindestens 50 000 
Stimmberechtigte das Referendum verlangen, muss das revidierte 
Gesetz dem Volk zur Abstimmung vorgelegt werden.

11 Was
Publikation
Beginn der Referendumsfrist
      

Wer
Bundeskanzlei

Wegen den Verzögerungen durch die Differenzbereinigung stim­
men National- und Ständerat einer weiteren Fristerstreckung um 
ein Jahr für die Behandlung der Volksinitiative «Für ein gesundes 
Klima» zu. Den Entwurf zum Bundesbeschluss über die Volksini­
tiative nehmen schliesslich beide Räte an. Darin stellt die Bundes­
versammlung die Gültigkeit der Volksinitiative fest und empfiehlt 
sie Volk und Ständen zur Ablehnung.

12 Was
Abstimmungsempfehlung
      

Wer
Nationalrat
Ständerat

Wann
März 2012

Das Komitee zieht seine Initiative «Für ein gesundes Klima» be­
dingt zurück, für den Fall, dass gegen die Totalrevision des CO2-
Gesetzes kein Referendum zustande kommt. Die Referendums­
frist für das revidierte CO2-Gesetz verstreicht unbenützt. Damit 
wird der bedingte Rückzug der Initiative «Für ein gesundes Kli­
ma» wirksam.

13 Was
Rückzug der Volksinitiative   

Wer
Initiativkomitee

Wann
März 2012

Das Referendum wurde nicht ergriffen, die Volksinitiative zurück­
gezogen: Es findet keine Volksabstimmung statt. Der Bundesrat 
setzt das Gesetz per 1. Januar 2013 in Kraft.

14 Was
Gesetz tritt in Kraft   

Wer
Bundesrat

Wann
Januar 2013

Der Verkehr ist für einen Drittel der gesamten Treibhausgasemissionen verantwortlich. Obwohl die einzelnen Fahrzeuge im Durchschnitt immer weniger CO
2
 ausstossen, haben die Emissionen seit 

1990 zugenommen, da die Anzahl Fahrzeuge und die gefahrenen Kilometer stark zugenommen haben.
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DIE ENTSTEHUNG DES 	BUNDESHAUSES

Bau in Etappen

Das Parlamentsgebäude –  
Herz des Bundeshauses

Das Bundeshaus, Sitz des Parlaments und der Schweizer Regie­
rung, gilt als eines der bedeutendsten historischen Bauwerke der 
Schweiz und umfasst drei Baukörper, die über Passerellen mitei­
nander verbunden sind: das Bundeshaus West, das Parlaments­
gebäude und das Bundeshaus Ost. Anders als in den meisten an­
deren Ländern mit Zweikammersystem beherbergt es beide Räte 
unter einem Dach. 

Am 28. November 1848 entschied sich die Bundesversammlung 
im ersten Wahlgang für Bern als Bundesstadt und somit als Sitz 
der Bundesbehörden. Für die zentrale Unterbringung von Regie­
rung, Parlament und Bundesverwaltung gab es in Bern noch kein 
geeignetes Gebäude, weshalb provisorische Lösungen erforder­
lich waren. Der Bundesrat erhielt den Erlacherhof an der Junkern­
gasse zur Verfügung gestellt, der Nationalrat versammelte sich im 
1821 erbauten, «Casino» genannten Musiksaal und bei Bedarf im 
Berner Rathaus, während der Ständerat im Rathaus zum Äusse­
ren Stand an der Zeughausgasse tagte. Bundesgericht und -ver­
waltung bezogen verschiedene Häuser in der Altstadt.

Im Februar 1849 erhielten die Stadtbehörden vom Bundesrat den 
Auftrag, einen geeigneten Standort für ein zentrales Gebäude 
ausfindig zu machen. Es sollte die Säle beider Parlamentskam­
mern, Räume für den Bundesrat, 96 Büros und die Wohnung des 
Bundeskanzlers umfassen. Aus mehreren Vorschlägen entschied 
sich der Bundesrat für das Areal des städtischen Holzwerkhofs ne­
ben dem Casino. Der Gemeinderat schrieb am 8. April 1850 einen 
Architektenwettbewerb für das «Bundes-Rathaus» aus, das am 
Südrand der Altstadt und an der Oberkante des Abhangs hinunter 
zur Aare gelegen sein sollte.

1852 wurde mit dem Bau des heutigen Westflügels begonnen, der 
auch den National- und den Ständeratssaal aufnahm. Nach knapp 
fünfjähriger Bauzeit fand am 5. Juni 1857 die feierliche Übergabe 
statt. 1884 wurde er durch den spiegelbildlichen Ostbau ergänzt. 

Das 1894 – 1902 nach den Plänen des Architekten Hans Wilhelm 
Auer erbaute zentrale Parlamentsgebäude erweiterte die Anlage 
zum heute dreiteiligen zusammenhängenden Gebäudekomplex.

Das Parlamentsgebäude ist ein monumentales Repräsentations­
bauwerk im Neorenaissancestil mit Portikus und markanter Kup­
pel. Die reiche künstlerische Ausstattung und die verwendeten 
Baumaterialien aus allen Landesteilen unterstreichen den Cha­
rakter des Parlamentsgebäudes als Nationaldenkmal der Schweiz 
und als «Bundespalast».

Die Absicht des Architekten war es, im Parlamentsgebäude die 
ganze Schweiz sinnbildlich entstehen zu lassen. Er entwarf dafür 
ein Bild- und Symbolprogramm, das drei Themen umfasste: die 
nationale Geschichte anhand von Gründungsmythen, die verfas­
sungsmässigen Grundlagen und allgemeinen Staatstugenden und 
die kulturelle, politische, geografische und wirtschaftliche Viel­
falt der Schweiz.
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DIE EXEKUTIVE: BUNDESRAT UND DEPARTEMENTE

Die Regierung
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Die Mitglieder des Bundesrats sitzen im Vorraum zu ihrem Sitzungszimmer. Es 

wird diskutiert, ein Espresso getrunken, die Stimmung unter den Magistratin-

nen und Magistraten wirkt entspannt. Man kann aus dem Bundesratsfoto 

2015 lesen: Die Landesregierung will zusammensitzen und gemeinsam nach 

den besten Lösungen für unser Land suchen. In einer Konkordanzregierung 

mit Vertreterinnen und Vertretern aus fünf Parteien mit teils unterschiedlichen 

politischen Programmen kann das eine ziemliche Herausforderung sein. Es 

gibt Geschäfte, über die emotional gestritten wird und trotzdem muss sich die 

Landesregierung am Schluss einigen. Dafür braucht es die Bereitschaft, über 

die Parteigrenzen hinweg aufeinander zuzugehen. Darauf ist das Schweizer 

Regierungssystem ausgerichtet. Denn nur so besteht die Chance, dass die 

Entscheide von Parlament und Volk grundsätzlich mitgetragen werden. 

Übrigens: Als einer der Höhepunkte des Wahljahrs 2015 müssen sich 

Bundesrat und Bundeskanzlerin am 9. Dezember der Gesamterneuerungswahl 

durch die Vereinigte Bundesversammlung stellen.
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Der Bundesrat
Die Regierung der Schweiz besteht aus den sieben Mitgliedern des Bundesrats, die von der 

Vereinigten Bundesversammlung für eine vierjährige Amtsdauer gewählt sind. Die Bundes-

präsidentin ist nur für ein Jahr gewählt und gilt in dieser Zeit als «Primus inter pares», als 

Erste unter Gleichgestellten. Sie leitet die Bundesratssitzungen und übernimmt besondere 

Repräsentationspflichten. Die Bundeskanzlerin ist Stabschefin des Regierungskollegiums.

Simonetta Sommaruga
Bundespräsidentin
Vorsteherin des Justiz- und

Polizeidepartements

SP-Mitglied
Seit 2010 im Bundesrat

Johann N. Schneider-Ammann
Vizepräsident des Bundesrats
Vorsteher des Departements für 

Wirtschaft, Bildung und Forschung

FDP-Mitglied
Seit 2010 im Bundesrat

Doris Leuthard
Vorsteherin des Departements für 

Umwelt, Verkehr, Energie und 

Kommunikation

CVP-Mitglied
Seit 2006 im Bundesrat

Eveline Widmer-Schlumpf
Vorsteherin des 

Finanzdepartements

BDPBDP-Mitglied
Seit 2008 im Bundesrat

Ueli Maurer
Vorsteher des Departements für 

Verteidigung, Bevölkerungsschutz 

und Sport

SVP-Mitglied
Seit 2009 im Bundesrat

Didier Burkhalter
Vorsteher des Departements für

auswärtige Angelegenheiten

FDP-Mitglied
Seit 2009 im Bundesrat

Alain Berset
Vorsteher des Departements

des Innern

SP-Mitglied
Seit 2012 im Bundesrat

Corina Casanova
Bundeskanzlerin seit 2008



41

Die Aufgaben des Bundesrats

Als oberste leitende Behörde des Landes ist der Bundesrat in erster 
Linie verantwortlich für die Regierungstätigkeit: Er hat laufend 
• �die Lage zu beurteilen, die sich aus der Entwicklung in Staat 

und Gesellschaft und dem Geschehen im In- und Ausland ergibt; 
• �die grundlegenden Ziele staatlichen Handelns zu umschreiben 

und die Mittel dafür zu bestimmen; 
• �die Regierungspolitik zu planen, zu koordinieren und ihre Um­

setzung sicherzustellen; 
• den Bund nach innen und nach aussen zu vertreten.

Ferner muss der Bundesrat die gesamte Bundesverwaltung re­
gelmässig und systematisch beaufsichtigen und die Leistungs­
fähigkeit sowie die Recht- und Zweckmässigkeit ihrer Tätigkeit 
sicherstellen. Der Bundesrat beteiligt sich ausserdem an der 
Rechtsetzung, indem er 
• das Vorverfahren der Gesetzgebung leitet; 
• �der Bundesversammlung Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse 

unterbreitet; 
• �Verordnungen erlässt, soweit ihn Bundesverfassung oder Bun­

desgesetze dazu ermächtigen. 

Schliesslich entwirft er den Voranschlag und legt die Staatsrech­
nung vor. 
Der Bundesrat hält in der Regel pro Woche eine ordentliche Sit­
zung ab; dabei entscheidet er alljährlich 2000 bis 2500 Geschäfte. 
Zu den zusätzlichen, je nach Bedarf kurzfristig einberufenen Sit­
zungen kommen jedes Jahr mehrere Klausursitzungen hinzu, die 
jeweils der Beratung spezieller und wichtiger Themen gewidmet 
sind. 
Die Sitzungen des Bundesrats leitet die Bundespräsidentin, in ih­
rer Abwesenheit der Vizepräsident; sie dauern zwischen drei und 
sechs Stunden. Die Departemente und die Bundeskanzlei bereiten 
die Geschäfte vor. 
Der Bundesrat entscheidet als Kollegium, jedes Mitglied hat eine 
Stimme. Die Bundeskanzlerin hat Antrags- und Rede-, aber kein 
Stimmrecht.

Kollegialität
«Der Bundesrat entscheidet als Kollegium», so 

schreibt es die Bundesverfassung vor. Jede Bun-

desrätin und jeder Bundesrat ist gleichberechtig-

tes Mitglied des Kollegiums. Die Bundespräsiden-

tin leitet die Sitzungen, hat aber nicht mehr Rechte 

als die andern. Die Entscheide werden gemeinsam 

getroffen. In der Regel vermeidet der Bundesrat 

eine eigentliche Abstimmung: Die Mehrheitsver-

hältnisse ergeben sich oft bereits aus den Diskus-

sionen. Alle Bundesratsmitglieder müssen die Ent-

scheide gegen aussen vertreten – auch wenn 

diese nicht mit ihren persönlichen Auffassungen 

oder mit der Haltung ihrer Parteien übereinstim-

men.

Konsens
Die schweizerische Konsenskultur entspricht der 

Überzeugung, dass Entscheide nur dann von  

Dauer sind, wenn nicht nur die Mehrheit, sondern 

auch die Minderheiten dahinter stehen: Wichtige 

Entscheide sollen im Konsens getroffen werden. 

Deshalb sind die verschiedenen Parteien und 

Sprachregionen auch auf Regierungsebene integ-

riert. Die sieben Mitglieder des Bundesrats gehö-

ren fünf unterschiedlichen Parteien an und stam-

men aus Kantonen der deutschen und der 

französischen Schweiz. 1984 war erstmals eine 

Frau im Bundesrat vertreten, heute sind es vier 

Männer und drei Frauen.

Von der Einparteien- zur 
Vielparteienregierung
Die Schweiz hatte nicht immer eine Vielparteien

regierung. Nach der Gründung des Bundesstaats 

1848 regierten die Freisinnigen 43 Jahre lang al-

lein. 1891 kam ein erstes Mitglied der Katholisch-

Konservativen (heute CVP) in die Regierung, 1919 

ein zweites. 1929 wählte die Bundesversammlung 

ein Mitglied der Bauern-, Gewerbe und Bürgerpar-

tei (heute SVP) in den Bundesrat. Während des 

Zweiten Weltkriegs, 1943, wurden auch die Sozial-

demokraten in die Regierung eingebunden. 1959 

vereinbarten die vier Parteien die Bildung einer 

Regierung mit zwei Freisinnigen, zwei Christdemo-

kraten, zwei Sozialdemokraten und einem Vertre-

ter der Schweizerischen Volkspartei (so genannte 

«Zauberformel» 2:2:2:1). Dieses Verhältnis blieb 

44 Jahre lang unverändert. 2003 gewann die SVP 

bei den Bundesratswahlen einen Sitz auf Kosten 

der CVP. Ihre beiden Vertreter Eveline Widmer-

Schlumpf und Samuel Schmid wechselten jedoch 

2008 zur neugegründeten Bürgerlich-Demokrati-

schen Partei BDP. Nach dem Rücktritt von Samuel 

Schmid stellt die SVP mit Ueli Maurer seit 2009 

wieder einen Bundesrat. Seither lautet die Formel 

2:2:1:1:1 (2 SP, 2 FDP, 1 CVP, 1 BDP, 1 SVP).



DIE ORGANISATION DER BUNDESVERWALTUNG

Wo die rund 38 000 Bundes
angestellten arbeiten
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Die Bundeskanzlei BK

An der Spitze der Bundeskanzlei steht Bundeskanzlerin Corina 
Casanova, welche wie die Bundesratsmitglieder vom Parlament 
gewählt ist. Sie kann im Bundesrat mitreden und jederzeit auch 
Anträge stellen. Die Bundeskanzlerin wird unterstützt von den 
Vizekanzlern André Simonazzi und Thomas Helbling sowie von 
rund 270 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Koordination und Kontrolle der Volksrechte
Drei- bis viermal pro Jahr können Schweizer Bürgerinnen und 
Bürger über politische Fragen abstimmen. Alle vier Jahre wäh­
len sie ein neues Parlament. Dass dabei alles reibungslos klappt, 
ist Aufgabe der Bundeskanzlei. Sie sorgt dafür, dass die Kantone 
und Gemeinden die Abstimmungen korrekt durchführen. Auch 
wenn Parteien, Organisationen, politische Gruppierungen oder 
Einzelpersonen ein politisches Anliegen haben, also etwas in der 
Schweiz geändert haben möchten, sind sie bei der Bundeskanzlei 
an der richtigen Adresse. Sie werden beraten, welches Instrument 
für ihr Vorhaben das sinnvollste ist, oder worauf man bei der Ein­
reichung einer Initiative oder dem Ergreifen eines Referendums 
achten muss.

Vote électronique: ein Gemeinschaftsprojekt
Die meisten Schweizer Bürgerinnen und Bürger können heute auf 
zwei Arten abstimmen und wählen: per Post, oder indem sie den 
Abstimmungs- oder Wahlzettel in den Gemeindebriefkasten oder 
in die Urne ihrer Wohngemeinde werfen. Künftig soll auch auf 
elektronischem Weg mitbestimmt werden können. Für die Umset­
zung des Projekts «Vote électronique» arbeitet die Bundeskanzlei 
eng mit den Kantonen zusammen. «Sicherheit vor Tempo» lautet 
das Motto bei der Einführung des neuen Stimmkanals. Seit 2010 
beteiligt sich die Hälfte der Kantone an den Versuchen mit der 
elektronischen Stimmabgabe. 
Heute können durchschnittlich rund 160 000 Stimmberechtigte, 
in erster Linie Auslandschweizerinnen und -schweizer, elektro­
nisch abstimmen. Diese Zielgruppe wird auch bei den National­
ratswahlen 2015 per Internet wählen können. In der nächsten 
Phase sollen die Versuche auf die in der Schweiz wohnhaften 
Stimmberechtigten ausgedehnt werden.

Planung für den Bundesrat
Der Bundesrat erledigt pro Jahr zwischen 2000 und 2500 Regie­
rungsgeschäfte. Diese sind in eine Planung eingebunden: Es gibt 
eine vierjährige Legislaturplanung, aus der die Jahresziele abge­
leitet werden. Im Geschäftsbericht legt der Bundesrat vor dem 
Parlament Rechenschaft ab, ob die Ziele erreicht wurden. 

Die Planungsprozesse werden von der Bundeskanzlei in Zusam­
menarbeit mit den Departementen geführt. Aber auch die länger­
fristige Planung wird von der Bundeskanzlei koordiniert. Im Be­
richt «Perspektiven 2030» beispielsweise werden die zukünftigen 
Chancen und Risiken für die Schweiz skizziert.

Begleiterin vom Entwurf bis zum Entscheid
Bundesratssitzungen beginnen normalerweise jeden Mittwoch – 
während der Sessionen am Freitag – pünktlich um 9 Uhr im Bun­
desratszimmer im Bundeshaus West. Sie dauern in der Regel drei 
bis sechs Stunden. Bis ein Geschäft zu den Bundesrätinnen und 
Bundesräten gelangt, durchläuft es verschiedene Stationen, die 
alle von der Bundeskanzlei begleitet werden. Wenn ein Entwurf 
eines Departements die so genannte Ämterkonsultation durchlau­
fen hat, unterzeichnet die zuständige Departementsvorsteherin 
oder der -vorsteher den definitiven Antrag. Die Regierungskolle­
ginnen und -kollegen haben dann die Möglichkeit, sich in einem 
Mitberichtsverfahren dazu zu äussern. Erst wenn dieses Verfah­
ren abgeschlossen ist und die Bundeskanzlei das Geschäft formell 
und juristisch überprüft hat, wird aus dem Anliegen ein Traktan­
dum für die Bundesratssitzung.

Kommunikation der Bundesratsbeschlüsse
Unmittelbar nach einer Bundesratssitzung informiert  
Vizekanzler und Bundesratssprecher André Simonazzi über 
die wichtigsten Beschlüsse des Bundesrats. An einer Me­

dienkonferenz erläutert er die getroffenen Entscheide, zusammen 
mit einem Bundesratsmitglied oder einer anderen kompetenten 
Auskunftsperson. Die Medienkonferenz kann live verfolgt werden 
unter www.tv.admin.ch.

Vizekanzler Thomas Helbling seinerseits sorgt dafür, dass 
alle sieben Departemente schriftlich und im Detail über 
die Bundesratsbeschlüsse informiert werden. Im Bundes­

blatt werden die Bundesbeschlüsse und Berichte in den drei Amts­
sprachen veröffentlicht. Die neuen oder geänderten Gesetze und 
Verordnungen werden wöchentlich in der Amtlichen Sammlung 
des Bundesrechts publiziert. Laufend aktualisiert wird auch die 
Systematische Rechtssammlung. Sie bildet das geltende Recht 
vollständig ab und ist unverzichtbar für Juristinnen und Juristen, 
aber auch für viele Privatpersonen.
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Die Bundeskanzlei BK

Bundeskanzlerin: 
Corina Casanova
Vizekanzler: André Simonazzi, Thomas Helbling

Bundeshaus West, 3003 Bern
058 462 37 91
Infoverantwortliche: Ursula Eggenberger
www.bk.admin.ch

Unterstützung für die Bundespräsidentin
Wenn eine Bundesrätin zur Bundespräsidentin gewählt wird, 
kommen auf sie und ihr Departement zahlreiche Zusatzaufga­
ben zu. Die Bundeskanzlei unterstützt sie mit einem gesonderten 
Dienstleistungsangebot. Eine Reihe dieser Angebote ist im 2015 
geschaffenen Bundespräsidialdienst zusammengefasst. Dessen 
Kernaufgabe ist die aussenpolitische Beratung der Bundespräsi­
dentin. Zudem unterstützt der Präsidialdienst das Bundespräsi­
dium bei weitergehenden Kommunikationsaufgaben, wie sie im 
Präsidialjahr einer Bundesrätin anfallen.

Texte auf Deutsch, Französisch und Italienisch
In einem mehrsprachigen Land wie der Schweiz müssen das ge­
samte Recht und alle wichtigen Texte des Parlaments, der Regie­
rung und der Verwaltung in den drei Amtssprachen zur Verfügung 
stehen. Die Zentralen Sprachdienste der Bundeskanzlei sorgen 
für verständlich formulierte Gesetze, Verordnungen und Staats­
verträge auf Deutsch, Französisch und Italienisch. Viele Texte des 
Bundes werden auch ins Rätoromanische und Englische übersetzt. 

Publikationen zu Abstimmungen und Wahlen
Jeweils drei bis vier Wochen vor jeder Abstimmung erhalten die 
über fünf Millionen Stimmberechtigten eine Broschüre, welche 
die Abstimmungsvorlagen in leicht verständlicher Form präsen­
tiert. Eine Arbeitsgruppe unter der Führung des Bundesratsspre­
chers bereitet diese Erläuterungen vor, zusammen mit dem feder­
führenden Departement. Der Bundesrat diskutiert und genehmigt 
die Erläuterungen. Das «Bundesbüchlein» wird sehr geschätzt: 
Rund 70 Prozent der Stimmenden benutzen es als Informations­
quelle. Zu den alle vier Jahre stattfindenden Nationalratswahlen 
gibt die Bundeskanzlei eine Broschüre als Wahlanleitung heraus. 
Ausserdem betreut die Bundeskanzlei verschiedene Internetauf­
tritte des Bundes: www.admin.ch, www.bundesrat.admin.ch, 
www.news.admin.ch und das Schweizer Portal www.ch.ch.

Käfigturm: Ein Forum für politische Ideen
In ihrem Bemühen, möglichst viele Bürgerinnen und Bürger für 
Politik zu interessieren, betreibt die Bundeskanzlei zusammen 
mit den Parlamentsdiensten im Berner Käfigturm ein Politforum. 
Hier werden Besucherinnen und Besucher, Schulklassen, Tou­
risten und Passanten auf attraktive Art mit politischen Fragen 
konfrontiert. Themenbezogene Ausstellungen werden durch Re­
ferate, Podiumsgespräche und Filme ergänzt. Eine breite Palette 
an Informationsmaterial liegt auf. Parteien und Organisationen 
können im Politforum Sitzungen und kleinere Veranstaltungen 
durchführen. (www.kaefigturm.ch; www.facebook.com/Kaefig­
turmForum)

Teamübergreifende Zusammenarbeit
Alle Mitarbeitenden der Bundeskanzlei arbeiten mit einem elek­
tronischen Geschäftsverwaltungssystem. Dieses erleichtert die 
teamübergreifende Zusammenarbeit und sorgt automatisch für 
die Archivierung wichtiger Dokumente. Zudem ermöglicht das 
System, wiederkehrende Arbeitsabläufe nach vordefinierten Pro­
zessen auszulösen und zu erledigen.

Unter der Leitung von Hans-Rudolf Wenger sorgen die in­
ternen Dienste dafür, dass in der Bundeskanzlei die Räder 
nie stillstehen. Sie umfassen das Personalmanagement, 

das Finanz- und Rechnungswesen, die Logistik, die elektroni­
sche Geschäftsverwaltung, die Informatik, den Weibeldienst, 
das Eventmanagement im Von-Wattenwyl-Haus und im Landsitz  
Lohn sowie die Echtheitsbestätigung von Unterschriften für aus­
ländische Behörden.

Eidgenössischer Datenschutz- 
und Öffentlichkeitsbeauftragter EDÖB 

Beauftragter:				    www.edoeb.admin.ch
Hanspeter Thür

Das Datenschutzgesetz (DSG) bezweckt den Schutz der 
Persönlichkeit und der Grundrechte von Personen, über die Daten 
bearbeitet werden. Der Eidgenössische Datenschutz- und Öffent­
lichkeitsbeauftragte (EDÖB) beaufsichtigt die Einhaltung dieses 
Gesetzes und berät Bürgerinnen und Bürger bei Datenschutz­
fragen. Sein zweiter Zuständigkeitsbereich umfasst das Bundes­
gesetz über das Öffentlichkeitsprinzip (BGÖ), welches den Zu­
gang zu amtlichen Dokumenten gewährleistet. Verweigert eine 
Bundesbehörde den Zugang, kann beim EDÖB ein Schlichtungs­
gesuch eingereicht werden.
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Eidgenössisches Departement  
für auswärtige Angelegenheiten EDA

Hilfe zur  
Selbsthilfe
In einem entlegenen Dorf in Marokko hat die Erde gebebt. Das Aus-
mass der Verwüstungen ist immens: Ganze Häuser sind eingestürzt, 
Menschen und Tiere zwischen tonnenschweren Betonmauern einge-
klemmt. Verletzte müssen so schnell wie möglich geborgen werden. 
Zum Glück ist das alles nur eine Übung. Die Szenerie spielt sich im 
realitätsgetreu nachgebauten Trümmerdorf in Epeisses bei Genf ab.  
Der marokkanische Zivilschutz ist mit 30 Tonnen Rettungsmaterial  
und elf Suchhunden angereist, um hier für den Ernstfall zu trainieren.  
Seit 2007 unterstützen Schweizer Fachleute unter Leitung des EDA die 
marokkanischen Rettungskräfte beim Aufbau. Rechts im   Das 
Vermitteln von Expertenwissen ist einer der Grundpfeiler der schweize-
rischen Entwicklungszusammenarbeit. Getreu nach dem Motto «Hilfe 
zur Selbsthilfe».

Die Schweiz gibt ihr Wissen in der Katastrophenhilfe regelmässig an andere Staaten 

weiter. DEZA-Mitarbeiterin Susanna Graf ist eine von rund 5800 Bundesangestellten 

im Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten EDA.
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Eidgenössisches Departement  
für auswärtige Angelegenheiten EDA

Das EDA wahrt die Interessen der Schweiz im Ausland und setzt 
die aussenpolitische Strategie des Bundesrats um. Besonderes Ge­
wicht legt der Bundesrat für die Jahre 2012 – 2015 auf Pflege und 
Ausbau der Beziehungen zu den Nachbarstaaten und zur Europäi­
schen Union EU. Gleichzeitig will er das Engagement der Schweiz 
für mehr Stabilität in Europa und den angrenzenden Regionen, 
für diversifizierte strategische Partnerschaften und globale The­
men verstärken. Mit modernen Technologien hält das EDA zudem 
seine Dienstleistungen für die Auslandschweizerinnen und Aus­
landschweizer à jour und verbessert sie laufend. 

Generalsekretariat GS-EDA 
Generalsekretär:			   www.eda.admin.ch
Benno Bättig

Als Stabsstelle des Departementsvorstehers koordiniert 
das Generalsekretariat die Geschäfte für Parlament und Bundes­
rat und ist verantwortlich für die interne und externe Kommuni­
kation. Es ist zuständig für die Förderung der Chancengleichheit 
von Frau und Mann im EDA sowie das Controlling und die Auf­
sicht über die diplomatische und konsularische Geschäftsführung 
der Vertretungen im Ausland.
Dem Generalsekretariat unterstellt ist Präsenz Schweiz. Sie för­
dert die positive Wahrnehmung der Schweiz im Ausland. Dazu 
organisiert sie unter anderem gemeinsam mit den Schweizer Ver­
tretungen Veranstaltungen oder lädt ausländische Delegationen 
in die Schweiz ein. Sie ist verantwortlich für das House of Switzer­
land an internationalen Sportveranstaltungen und für Auftritte an 
Weltausstellungen. Jüngstes Beispiel ist der Schweizer Pavillon an 
der Weltausstellung 2015 in Mailand. Zudem betreibt sie die Por­
tale www.houseofswitzerland.org und www.swissworld.org und 
ist in den Social Media präsent.
Ebenfalls dem GS unterstellt ist der Historische Dienst des EDA. Er 
dokumentiert unter anderem die historischen Aspekte der schwei­
zerischen Aussenpolitik. 

Staatssekretariat 
Staatssekretär:			 
Yves Rossier

Das Staatssekretariat unterstützt den Departementsvor­
steher bei Entwicklung und Planung der Aussenpolitik. Der Staats­
sekretär kann den Departementsvorsteher nach innen und aussen 
vertreten. Zu seinem Zuständigkeitsbereich gehören Pflege, Koor­
dination und Weiterentwicklung der bilateralen Beziehungen 
der Schweiz mit anderen Staaten und der EU, die Zusammen- 
arbeit mit internationalen Organisationen wie der UNO sowie die 
Sicherheits-, Friedens- und Abrüstungspolitik. Unterstützt wird er 
dabei von der Politischen Direktion PD, der er als Direktor vor­
steht. 
Dem Staatssekretär direkt unterstellt ist das Krisenmanagement-
Zentrum. Es publiziert Reisehinweise mit Einschätzungen der 
Sicherheitslage im Ausland (www.eda.admin.ch/reisehinweise) 

und informiert via Twitter über die wichtigsten Änderungen. Das 
Zentrum koordiniert die Massnahmen des Bundes zum Schutz 
von Schweizer Staatsangehörigen bei bewaffneten Konflikten, po­
litischen Unruhen, Grossunfällen, Naturkatastrophen, Attentaten 
oder Entführungen im Ausland. Es stellt sicher, dass die Ausland­
vertretungen auf Krisen vorbereitet sind. 
Dem Staatssekretariat angegliedert ist zudem das Protokoll. Es  
koordiniert Zeremoniell und Protokoll und sorgt für die Einhal­
tung des «Eidgenössischen Protokollreglements».

Politische Direktion PD
Direktor:			 
Staatssekretär Yves Rossier

Die globalen Herausforderungen einschätzen, Strategien entwi­
ckeln, Spannungs- und Krisenherde erkennen: In der Politischen 
Direktion PD kommen die entsprechenden Informationen zusam­
men, um die Interessen der Schweiz im Ausland zu wahren. Die 
PD unter Leitung des Staatssekretärs führt das aussenpolitische 
Tagesgeschäft und ist vorgesetzte Stelle für die Auslandvertretun­
gen. 
Fünf geografische Abteilungen sind für die bilateralen Bezie­
hungen mit den Staaten der jeweiligen Region und die Koordina­
tion mit der Bundesverwaltung zuständig. Eine weitere Abteilung 
setzt die Politik in der UNO und anderen internationalen Orga­
nisationen um und ist zuständig für die Politik der Schweiz als 
Gaststaat für internationale Organisationen. 
Die Abteilung Menschliche Sicherheit befasst sich mit ziviler Frie­
densförderung und Stärkung der Menschenrechte. Im Zentrum 
stehen dabei die Sicherheit des Einzelnen und sein Schutz vor 
politischer Gewalt, Krieg und Willkür. Die Abteilung Sektorielle 
Aussenpolitiken sorgt für kohärente Positionen in den Bereichen 
Finanz und Wirtschaft, Umwelt, Verkehr, Energie, Gesundheit 
und Bildung, Wissenschaft und Raumfahrt. Die Abteilung Sicher­
heitspolitik befasst sich mit internationaler Sicherheit, Rüstungs­
kontrolle und Abrüstung.

Direktion für europäische Angelegenheiten DEA 
Direktor:			   www.eda.admin.ch/europa
Henri Gétaz

Die Direktion für europäische Angelegenheiten DEA ist das 
Kompetenzzentrum des Bundes für alle Fragen der europäischen 
Integration. Die DEA verfolgt die politischen und wirtschaftlichen 
Aspekte der europäischen Integration, koordiniert die Schweizer 
Europapolitik und informiert darüber. Sie bereitet Entscheide vor 
und leitet die Verhandlungen mit der EU in Zusammenarbeit mit 
den Fachstellen. Gleichzeitig beobachtet und analysiert sie die 
Entwicklung der EU, des Europarechts und deren Folgen für die 
Schweiz.
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Eidgenössisches Departement  
für auswärtige Angelegenheiten EDA

Departementsvorsteher: 
Didier Burkhalter

Bundeshaus West, 3003 Bern
058 462 21 11
Leiter Information: Jean-Marc Crevoisier
www.eda.admin.ch

Direktion für Völkerrecht DV 
Direktor:			   			 
Valentin Zellweger

Die Direktion für Völkerrecht wahrt die Rechte und In­
teressen der Schweiz, die sich aus dem Völkerrecht ergeben. Sie 
wacht darüber, dass die Schweiz ihre entsprechenden Verpflich­
tungen einhält und engagiert sich international für Achtung und 
Weiterentwicklung des Völkerrechts. Konkret wirkt sie mit bei 
Aushandlung, Abschluss und Umsetzung internationaler Verträ­
ge. Zu ihren Aufgaben gehören auch der Umgang mit Potentaten­
geldern, die rechtlichen Aspekte der schweizerischen Neutralität, 
menschenrechtliche Fragen sowie die Genfer Konventionen zum 
Schutz von Kriegsopfern. 
Ihr angegliedert ist das Schweizerische Seeschifffahrtsamt SSA, 
das die Seeschifffahrt unter Schweizer Flagge beaufsichtigt, weil 
es hier vorwiegend um völkerrechtliche Beziehungen geht. 

Konsularische Direktion KD 
Direktor:			 
Jürg Burri

Die Konsularische Direktion KD ist der «Guichet unique» 
für Schweizer Bürgerinnen und Bürger im Ausland und gewähr­
leistet einen optimalen Service public. Sie unterstützt die Aus­
landvertretungen dabei, die konsularischen Dienstleistungen zu- 
verlässig und effizient zu erbringen. Dazu stellt sie ihnen zweck­
dienliche Arbeitsinstrumente zur Verfügung und koordiniert und 
optimiert die Zusammenarbeit mit nationalen und internationa­
len Partnern – namentlich auch im Visabereich. 
Geraten Schweizerinnen und Schweizer im Ausland in eine  
Notlage und benötigen sie Hilfe, übernimmt die KD die Koor- 
dination zwischen Auslandvertretungen, Organisationen, Be­
hörden und Angehörigen in der Schweiz. Die Helpline EDA  
(+41 (0)800 24-7-365) nimmt als zentrale Anlaufstelle rund um 
die Uhr Anfragen entgegen. Reisende können sich auf der Online-
Plattform itineris eintragen, damit sie im Notfall rasch kontaktiert 
werden können. Die itineris-App informiert über die Sicherheits­
lage am Reiseziel und die nächstgelegene Schweizer Vertretung. 
Die KD ist zudem zuständig für die institutionellen Beziehungen 
zu den Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern und be­
antwortet Fragen rund um das Thema Auswandern und Leben im 
Ausland (www.swissemigration.ch).

Vertretungen der Schweiz im Ausland

Die Schweiz ist im Ausland mit rund 170 Vertretungen (Botschaf­
ten, Generalkonsulaten, Kooperationsbüros und Missionen bei 
internationalen Organisationen) präsent. Sie nehmen die diplo­
matischen Interessen wahr, bieten konsularische Dienstleistun­
gen an, sind Anlaufstelle für Visagesuche ausländischer Staatsan­
gehöriger und sind in der internationalen Zusammenarbeit tätig. 
Zahlreiche Vertretungen beherbergen weitere Akteure wie Swiss 
Business Hubs, swissnex, Schweiz Tourismus oder Pro Helvetia. 
Zusätzlich verfügt die Schweiz über ein Netz von rund 190 Hono­
rarvertretungen, die einzelne Aufgabenbereiche abdecken.

Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit DEZA 
Direktor:			   www.eda.admin.ch/deza
Manuel Sager

Die Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit DEZA 
leistet im Rahmen der aussenpolitischen Strategie des Bundesrats 
humanitäre Hilfe und längerfristige Entwicklungszusammen­
arbeit im Süden und Transitionshilfe im Osten. Dabei arbeitet die  
Schweiz eng mit den einzelnen Ländern, aber auch mit interna­
tionalen Organisationen zusammen. Sie unterstützt die Opfer 
von Krisen und Konflikten und leistet mit dem Schweizerischen 
Korps für humanitäre Hilfe SKH Not- und Wiederaufbauhilfe nach 
Naturkatastrophen und Gewaltkonflikten. Multilateral engagiert 
sich die DEZA mit Globalprogrammen. 
Mit dem Staatssekretariat für Wirtschaft SECO setzt sie zudem 
den Erweiterungsbeitrag in den so genannten neuen Mitgliedstaa­
ten der EU um und begleitet in der Ostzusammenarbeit politische 
und wirtschaftliche Reformen gemäss Mandat von Bundesrat und 
Parlament. 
Auf ihrer Website, mit einem Newsletter, der Zeitschrift «Eine 
Welt» und via Social Media informiert die DEZA über ihre Arbeit 
sowie ihren Einsatz in Not- und Katastrophengebieten.

Direktion für Ressourcen DR 
Direktorin:			 
Helene Budliger Artieda

Die Direktion für Ressourcen bewirtschaftet und steuert 
als Kompetenz- und Dienstleistungszentrum die Ressourcen des 
EDA (Personal, Finanzen, Logistik, Informatik, Immobilien, logis­
tische Dienstleistungen usw.). Gleichzeitig sorgt sie dafür, dass 
das Aussennetz mit einem wirksamen Mitteleinsatz effizient be­
trieben werden kann und stellt alle notwendigen Mittel für einen 
reibungslosen Betrieb vor Ort und für die Kommunikation und 
Koordination mit der Zentrale in Bern sicher. 
In der DR angesiedelt sind auch der Rechtsdienst des Departe­
ments und die Bundesreisezentrale, die für die gesamte Bundes­
verwaltung internationale Dienstreisen organisiert.
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Faire Löhne  
lohnen sich
Frauen verdienen in der Schweiz durchschnittlich einen Fünftel weni-
ger als Männer, obwohl die Bundesverfassung vorschreibt, dass Frauen  
und Männer für gleichwertige Arbeit gleich viel verdienen müssen.  
Ein beträchtlicher Teil dieses Unterschieds lässt sich nicht schlüssig 
begründen. Für eine Verbesserung der Lohnsituation setzt sich das 
Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG) 
ein. Es setzt dabei auf Sensibilisierung und Beratung. Mehr und mehr 
erkennen die Unternehmen, dass Lohngleichheit ein wichtiger Erfolgs-
faktor auf dem Arbeitsmarkt geworden ist. Denn Firmen, die Frauen  
und Männer bei der Lohnabrechnung nachweislich gleich behandeln, 
sind für Bewerberinnen attraktiver. Das EBG stellt Unternehmen Werk-
zeuge zur Verfügung, mit denen sie ihre Lohnpraxis überprüfen können. 
Auf dem Bild diskutiert Patric Aeberhard vom EBG gerade mit dem 
Personalchef eines Metallbauunternehmens. Fazit: Es ist auf Kurs.

Patric Aeberhard (links mit Leuchtweste) arbeitet als wissenschaftlicher Mitarbeiter 

beim Eidgenössischen Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG) und ist 

einer von rund 2600 Bundesangestellten im Eidgenössischen Departement des 

Innern EDI.
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Eidgenössisches Departement  
des Innern EDI

Generalsekretariat GS-EDI 
Generalsekretär:			   www.edi.admin.ch
Lukas Bruhin

Das Generalsekretariat nimmt Planungs-, Koordinations-  
und Kontrollaufgaben wahr, ist Schaltstelle zwischen dem  
Departementsvorsteher und den Bundesämtern und erbringt für  
das gesamte Departement Beratungsleistungen. Dem General- 
sekretariat angegliedert sind die Eidgenössische Stiftungs- 
aufsicht, das Sekretariat der Eidgenössischen Kommission  
gegen Rassismus, die Fachstelle für Rassismusbekämpfung und 
das Büro für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderun­
gen. 

Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung  
von Frau und Mann EBG

Direktorin:			   www.ebg.admin.ch
Sylvie Durrer

Das EBG ist zuständig für die rechtliche und tatsächliche 
Gleichstellung der Geschlechter. Es engagiert sich insbesondere 
in den Bereichen Lohngleichheit, Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie sowie in der Prävention und Bekämpfung häuslicher Ge­
walt. Es unterstützt Projekte und Beratungsstellen zur Förderung 
der Chancengleichheit im Erwerbsleben. Dem EBG angegliedert 
ist das Sekretariat der Eidgenössischen Kommission für Frauen­
fragen.

Bundesamt für Kultur BAK
Direktorin:			   www.bak.admin.ch
Isabelle Chassot

Das BAK formuliert die Kulturpolitik des Bundes. Es för­
dert das kulturelle Leben und schafft die Voraussetzungen, damit 
sich dieses entfalten und weiterentwickeln kann. Es unterstützt 
das künstlerische Schaffen, die kulturellen Organisationen und 
fördert die verschiedenen Sprach- und Kulturgemeinschaften. Es 
sorgt dafür, dass die Interessen des Ortsbildschutzes, der Denk­
malpflege und der Archäologie gewahrt bleiben. Zum BAK gehö­
ren die Fachstellen Raubkunst und Kulturgütertransfer – und es 
verwaltet einige Museen sowie die Kunstsammlungen des Bundes.

Schweizerische Nationalbibliothek NB 
Direktorin:			   www.nb.admin.ch
Marie-Christine Doffey

Aufgabe der NB ist es, die gedruckten und elektronischen 
Publikationen mit Bezug zur Schweiz zu sammeln, zu erhalten, zu 
erschliessen und zugänglich zu machen. Die NB umfasst darüber 
hinaus eine Reihe von Spezialsammlungen, deren bedeutendste 
das Schweizerische Literaturarchiv, die Graphische Sammlung 
und das Centre Dürrenmatt in Neuenburg sind.

Schweizerisches Bundesarchiv BAR 
Direktor:			   www.bar.admin.ch
Andreas Kellerhals

Das BAR bewertet, sichert, erschliesst und vermittelt  
archivwürdige Unterlagen der Eidgenossenschaft. Im Gesamt­
bestand von rund 60 Laufkilometern und 16 Terabytes finden 
sich Originaldokumente wie die Bundesverfassung, Verwaltungs­
akten, Fotos, Filme, Tondokumente und Datenbanken. Die Über­
lieferung dieser Unterlagen ist zentral für die Kontinuität und 
Transparenz des Rechtsstaates, ermöglicht den Bürgerinnen 
und Bürgern eine demokratische Kontrolle der Regierungs- und  
Verwaltungstätigkeit und ist Grundlage für die Forschung.

Bundesamt für Meteorologie  
und Klimatologie MeteoSchweiz 

Direktor:			   www.meteoschweiz.ch
Peter Binder

MeteoSchweiz stellt als der nationale Wetter- und Klima­
dienst die Versorgung mit Wetter- und Klimainformationen sicher 
und leistet so einen wesentlichen Beitrag für Gesellschaft, Politik, 
Wirtschaft und Wissenschaft. Bodenmessstationen, Wetterradars, 
Satelliten, Radiosonden und andere Instrumente erfassen das 
Wetter. Neben dieser Überwachung, der Erstellung von Wetter­
prognosen, der Warnung von Behörden und Bevölkerung vor Un­
wettern, analysiert MeteoSchweiz auch Daten, welche Aussagen 
zum Klimawandel sowie extremen Wetterereignissen zulassen 
und als Grundlage für Klimaentwicklungsszenarien dienen.

Bundesamt für Gesundheit BAG 
Direktor:			   www.bag.admin.ch
Pascal Strupler

Das BAG ist – zusammen mit den Kantonen – verantwort­
lich für die öffentliche Gesundheit und für die Gesundheitspoli­
tik. Dazu gehört auch die Pflege und Entwicklung der sozialen 
Kranken- und Unfallversicherung sowie deren Aufsicht. Das BAG 
erlässt Gesetze, beaufsichtigt deren Vollzug und ist zuständig für 
die Überwachung übertragbarer Krankheiten sowie für den Strah­
lenschutz.
Zur Förderung einer gesunden Lebensweise führt das BAG Kam­
pagnen und Programme durch. Es regelt die Bildung der Arzt­
berufe und erteilt die entsprechenden Diplome. Schliesslich ist es 
verantwortlich für Gesetzgebungen im Bereich der biologischen 
Sicherheit, der Forschung am Menschen sowie der Transplanta­
tionsmedizin und beaufsichtigt diese Gebiete. Um das Schweizer 
Gesundheitswesen optimal auf die Herausforderungen der Zu­
kunft auszurichten, setzt das BAG zusammen mit Partnern und 
im Auftrag des Bundesrats die Strategie «Gesundheit2020» um. 
Zudem vertritt das BAG die Interessen der Schweiz in internatio­
nalen Organisationen und gegenüber anderen Staaten.
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Bundesamt für Lebensmittelsicherheit  
und Veterinärwesen BLV 

Direktor:			   www.blv.admin.ch
Hans Wyss

Das BLV ist das Kompetenzzentrum des Bundes für Fra­
gen zur Lebensmittelsicherheit, Ernährung, Tiergesundheit sowie 
zum Tierschutz. Es bereitet dazu die Gesetzgebung vor und un­
terstützt deren einheitlichen Vollzug in den Kantonen. Das BLV 
kontrolliert den Import von Tieren und tierischen Erzeugnissen 
und leistet als Vollzugsbehörde des internationalen Artenschutz­
abkommens (CITES) einen wichtigen Beitrag zum Schutz von 
Tier- und Pflanzenarten. Das BLV trifft Bewilligungsentscheide, 
um die Schweizer Bevölkerung vor Täuschung und Gesundheits­
gefährdung durch Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände zu 
schützen. Zudem betreibt es angewandte Forschung und unter­
stützt Forschungsprojekte in seinem Aufgabengebiet. Es ist für 
die Erkennung und Beurteilung von gesundheitlichen Risiken für 
Mensch und Tier zuständig. 
Ihm angegliedert ist das Institut für Virologie und Immunologie 
(IVI). Das IVI ist das Schweizer Referenzlabor für Diagnose, Über­
wachung und Kontrolle hochansteckender Tierseuchen und Zu­
lassungsstelle für Impfstoffe und Seren für Tiere.

Bundesamt für Statistik BFS 
Direktor:			   www.bfs.admin.ch
Georges-Simon Ulrich

Statistik hilft, durch Transparenz eine gemeinsame Basis  
in gesellschaftlichen und politischen Diskursen zu schaffen. Das 
BFS trägt in seinem Auftrag den prioritären Politikbereichen 
Rechnung und zeigt als kollektives Gedächtnis der Nation Ent­
wicklungen der Gesellschaft in den Bereichen Wirtschaft, Bevöl­
kerung, Gesundheit sowie Raum und Umwelt auf. Als nationales 
Kompetenzzentrum der öffentlichen Statistik trägt das BFS zur 
nationalen und internationalen Vergleichbarkeit bei. Es garan­
tiert der Öffentlichkeit den Zugang zu verlässlichen Daten.

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
Direktor:			   www.bsv.admin.ch
Jürg Brechbühl

Die Schweiz verfügt über ein wirkungsvolles, solides Sozi­
alversicherungsnetz. Das muss auch in Zukunft und unter schwie­
rigen wirtschaftlichen und demografischen Bedingungen so blei­
ben, denn es ist ein wichtiges Element des sozialen Friedens. Das 
BSV ist zuständig für AHV, Invalidenversicherung, Ergänzungs­
leistungen, berufliche Vorsorge (Pensionskassen), Erwerbsersatz 
für Dienstleistende und bei Mutterschaft sowie Familienzulagen. 
Es sorgt dafür, dass diese Sozialversicherungen ihre gesetzlichen 
Aufträge erfüllen können und neuen Herausforderungen recht­
zeitig angepasst werden, wie beispielsweise mit dem aktuellen 

Reformprojekt «Altersvorsorge 2020». Zudem ist das BSV für die 
Themen Familie, Kinder, Jugend und Alter, Generationenbezie­
hungen sowie für allgemeine sozialpolitische Fragen zuständig. 
Es kontrolliert die Arbeit der Durchführungsorgane und ist zum 
Teil auch selber Durchführungsorgan, etwa im Bereich der An­
stossfinanzierung für die familienergänzende Kinderbetreuung.

Schweizerisches Heilmittelinstitut Swissmedic
Direktor:			   www.swissmedic.ch
Jürg H. Schnetzer

Swissmedic ist die Fachbehörde für die Zulassung und 
Überwachung von Heilmitteln. Swissmedic gewährleistet, dass in 
der Schweiz nur qualitativ hochstehende, sichere und wirksame 
Heilmittel erhältlich sind und leistet dadurch einen wichtigen Bei­
trag zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier. Das Insti­
tut arbeitet auf nationaler und internationaler Ebene mit Partner­
behörden zusammen.

Schweizerisches Nationalmuseum SNM
Direktor:			   www.nationalmuseum.ch
Andreas Spillmann

Unter dem Dach des SNM sind die drei Museen – Landes­
museum Zürich, Château de Prangins und das Forum Schweizer 
Geschichte Schwyz – sowie das Sammlungszentrum in Affoltern 
am Albis vereint. Die Museen präsentieren in ihren Dauerausstel­
lungen Schweizer Kulturgeschichte von den Anfängen bis heute 
und erschliessen die Identität und die Vielfalt der Schweizer Ge­
schichte und Kultur. Wechselausstellungen bilden zudem ein Bin­
deglied zu aktuellen Themen, die aus gesellschaftlicher, sozialer, 
wirtschaftlicher oder historischer Sicht interessieren. Mit über 
840 000 Objekten verfügt das SNM über die grösste Sammlung 
zur Kulturgeschichte und zum Kunsthandwerk der Schweiz.

Schweizer Kulturstiftung Pro Helvetia
Direktor:			   www.prohelvetia.ch
Andrew Holland

Pro Helvetia fördert das künstlerische Schaffen in der 
Schweiz, macht Schweizer Kunst und Kultur im Ausland bekannt, 
pflegt den Austausch zwischen den Kulturen und trägt zur Ver­
mittlung der Künste ans Publikum bei. Im Fokus der Förderung 
stehen Vorhaben von gesamtschweizerischer Bedeutung und mit 
internationaler Strahlkraft, ebenso der künstlerische Nachwuchs. 
Pro Helvetia ist eine öffentlich-rechtliche Stiftung. Sie ergänzt die 
Kulturförderung von Kantonen und Gemeinden. Ihre Förderent­
scheide fällt sie autonom.
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Einsatz in  
Chiasso
Einmal pro Woche tauchen sie in leuchtend orangen Arbeitskitteln im 
Park beim Fonte Gal in Chiasso auf: Sie wechseln die Abfallsäcke bei 
der Feuerstelle, mähen den Rasen und räumen alles weg, was nicht 
hingehört. Die fünf eritreischen Asylsuchenden aus dem Bundeszent-
rum in Chiasso arbeiten hier freiwillig. Begleitet werden sie von Jimmy 
Ferro vom Staatssekretariat für Migration (SEM). Chiasso war das erste 
Empfangs- und Verfahrenszentrum, das den Asylsuchenden im Rahmen 
eines Tests die Möglichkeit gab, einer gemeinnützigen Tätigkeit 
nachzugehen. Mittlerweile sind Beschäftigungsprogramme im Gesetz 
verankert und werden auch von den übrigen Empfangs- und Verfah-
renszentren angeboten. Das Konzept bewährt sich: Die Gemeindever-
waltung sagt, was zu tun ist und bezahlt einen Teil der Kosten. Das 
Empfangs- und Verfahrenszentrum sorgt dann dafür, dass die Arbeiten 
gemacht werden. Durch die Einsätze erhalten die Asylsuchenden eine 
feste Tagesstruktur und gehen einer sinnvollen Beschäftigung nach. 
Das lohnt sich auch für die Gemeinden rund um Chiasso: Pro Jahr 
leisten die Asylsuchenden immerhin etwa 5000 Arbeitstage.

Jimmy Ferro arbeitet im Empfangs- und Verfahrenszentrum Chiasso des Staats-

sekretariats für Migration (SEM) und ist einer von rund 3100 Bundesangestellten  

im Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement EJPD.
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Eidgenössisches Justiz-  
und Polizeidepartement EJPD

Generalsekretariat GS-EJPD 
Generalsekretär:	 Leiter ISC: 	 www.ejpd.admin.ch
Matthias Ramsauer	 Christian Baumann

Das Generalsekretariat (GS) unterstützt und berät die 
Departementsvorsteherin in ihrer täglichen Arbeit und sorgt für 
das Zusammenspiel der verschiedenen Teile des Departements. 
Es koordiniert Geschäfte für Parlament und Bundesrat, informiert 
die Öffentlichkeit über die Tätigkeiten des EJPD und steuert das 
Personal- und Finanzwesen im Departement.
Im GS angesiedelt ist auch das Informatik Service Center ISC. 
Es entwickelt und betreibt Informatikanwendungen für Justiz, 
Polizei und Migrationsbehörden in der ganzen Schweiz wie etwa 
Fahndungssysteme und das Strafregister. Ihm administrativ un­
terstellt ist der Dienst Überwachung Post- und Fernmeldeverkehr.

Staatssekretariat für Migration SEM 
Staatssekretär:			  www.sem.admin.ch
Mario Gattiker

Migration ist eines der ältesten Phänomene der Mensch­
heit: Seit Jahrhunderten wandern Menschen über Grenzen hin­
weg, wenn politische, soziale oder wirtschaftliche Umstände es 
erfordern. In die Schweiz kommen sie auf der Suche nach Arbeit, 
Ausbildung, Schutz, der Familie oder der Liebe wegen. Das Staats­
sekretariat für Migration SEM regelt, unter welchen Bedingungen 
jemand in die Schweiz einreisen, hier leben und arbeiten darf. Das 
SEM entscheidet auch, wer in der Schweiz Schutz vor Verfolgung 
erhält. Es organisiert gemeinsam mit den Kantonen die Unterbrin­
gung der Asylsuchenden und die Rückkehr der Personen, die des 
Schutzes der Schweiz nicht bedürfen. Das SEM koordiniert zudem 
die Integrationsbemühungen von Bund, Kantonen und Gemein­
den und ist auf Bundesebene für Einbürgerungen zuständig. Im 
Fokus der Schweizerischen Migrationspolitik stehen aktuell die 
Ausarbeitung eines neuen Zuwanderungsmodells sowie die Neu­
strukturierung des Asylbereichs.

Bundesamt für Justiz BJ
Direktor:			   www.bj.admin.ch
Martin Dumermuth

Das Bundesamt für Justiz (BJ) erarbeitet Erlasse zum  
Zivilrecht, Strafrecht, Schuldbetreibungs- und Konkursrecht, in­
ternationalen Privatrecht und in Bereichen des Staats- und Ver­
waltungsrechts. Es übernimmt innerhalb der Bundesverwaltung 
eine Beraterfunktion für alle Rechtsetzungsgeschäfte. Es hat die 
Oberaufsicht über das Handelsregister-, das Zivilstands- und 
Grundbuchwesen, über Schuldbetreibung und Konkurs sowie 
über den Strafvollzug und führt das Schweizerische Strafregister. 
Es richtet Baubeiträge an die Kosten der Kantone für Bauten im 
Bereich des Straf- und Massnahmenvollzugs aus. Betriebsbeiträge 
an Einrichtungen der stationären Jugendhilfe helfen zudem, die 
Qualität der erzieherischen Arbeit zu sichern.

International vertritt das Amt die Schweiz vor den Strassburger 
Menschenrechtsorganen und in zahlreichen Organisationen; zu­
dem ist es Zentralstelle bei internationalen Kindsentführungen 
und Adoptionen. Das BJ arbeitet mit ausländischen Behörden auf 
dem Gebiet der Rechtshilfe und Auslieferung zusammen.

Bundesamt für Polizei fedpol
Direktorin:			   www.fedpol.admin.ch
Nicoletta della Valle

Die Mitarbeitenden von fedpol erfüllen verschiedene Auf­
gaben zum Schutz der Bevölkerung und des Rechtsstaates. Im 
Auftrag der Bundesanwaltschaft ermitteln sie jährlich in meh­
reren hundert Fällen von Schwerstkriminalität auf Stufe Bund. 
Darunter fallen Terrorismus, organisierte Kriminalität und Geld­
wäscherei. fedpol unterstützt die kantonalen Strafverfolgungs­
behörden, zum Beispiel bei der Bekämpfung von Menschenhandel 
und Menschenschmuggel oder von Kinderpornografie.
Weiter sorgt fedpol für den Schutz der Behörden und Gebäude des 
Bundes sowie der Personen und Gebäude, für welche völkerrecht­
liche Schutzpflichten bestehen. fedpol ist zudem für den Schwei­
zer Pass und die Identitätskarte zuständig und dient als Schnitt­
stelle zwischen den Behörden und den Bürgerinnen und Bürgern. 
Für nationale und internationale Partner stellt das Amt die zen­
trale Polizeistruktur zur Verfügung, welche Dienstleistungen wie 
etwa den Betrieb von Datenbanken für Personen- und Sachfahn­
dungen und zur Identifikation von Personen und Spuren umfasst. 
Zur Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität schliesst 
fedpol Polizeiabkommen mit einzelnen Staaten ab.

Eidgenössische Spielbankenkommission ESBK 
Direktor:			   www.esbk.admin.ch
Jean-Marie Jordan

Die ESBK ist Aufsichtsbehörde der 21 Spielbanken in der 
Schweiz. Sie stellt sicher, dass die Casinos faire Spiele für alle an­
bieten. Sie überprüft, ob die Spielbanken ihrer Sorgfaltspflicht 
nachkommen und die vorgeschriebenen Massnahmen gegen die 
Geldwäscherei und zur Prävention der Spielsucht umsetzen. Sie 
verfolgt das illegale Glücksspiel in der Schweiz, sofern es nicht 
unter das Lotteriegesetz und somit in die Kompetenz der Kantone 
fällt. Die ESBK holt die Spielbankenabgabe ein und lässt diesen 
Betrag hauptsächlich dem AHV-Ausgleichsfonds zufliessen.
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Schweizerisches Institut für Rechtsvergleichung SIR 
Direktorin:			   www.isdc.ch
Christina Schmid

«Andere Länder, andere Sitten» – ein Sprichwort, das ge­
rade die Schweiz mit ihren zahlreichen Beziehungen zum Aus­
land besonders betrifft. «Andere Sitten», ausländisches Recht, 
sind etwa bei internationalen Familienverhältnissen und im Wirt­
schaftsverkehr relevant. Das SIR erteilt Gerichten, Behörden und 
Anwälten Informationen zu ausländischen Rechtssystemen. Da­
mit die Schweiz von ausländischen Erfahrungen profitieren kann, 
erarbeitet es auch rechtsvergleichende Studien im Rahmen von 
Gesetzgebungsprojekten.

Eidgenössische Schiedskommission für 
die Verwertung von Urheberrechten und 
verwandten Schutzrechten ESchK 

Präsident: 			   www.eschk.admin.ch
Armin Knecht

Wer Musik kopiert, sendet oder ausserhalb des privaten 
Bereichs aufführt, schuldet dem Urheber eine Entschädigung. 
Diese Pflicht gilt auch für literarische oder audiovisuelle Werke. 
Nicht nur die Urheber werden entschädigt, sondern auch die­
jenigen, die solche Werke darbieten. Die Vergütungen werden 
zwischen den Verwertungsgesellschaften und den Nutzerorga­
nisationen ausgehandelt und in Tarifen festgelegt. Aufgabe der 
Kommission ist die Prüfung und Genehmigung dieser Tarife.

Nationale Kommission zur Verhütung von Folter NKVF 
Präsident: 			   www.nkvf.admin.ch
Jean-Pierre Restellini

Die Schweiz hat das Protokoll zur Anti-Folter-Konvention 
der UNO ratifiziert. Durch Besuche an Orten des Freiheitsent­
zugs leistet die aus 12 Fachleuten bestehende Kommission einen  
Beitrag zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder er­
niedrigender Behandlung. Zudem wacht sie über die Einhaltung 
grundrechtlicher Mindestgarantien bei zwangsweisen Rückfüh­
rungen auf dem Luftweg.

Eidgenössische Kommission für  
Migrationsfragen EKM 

Präsident: 			   www.ekm.admin.ch
Walter Leimgruber

Als ausserparlamentarische Kommission berät die EKM 
Bundesrat und Verwaltung in Migrationsfragen, erarbeitet Stel­
lungnahmen und Empfehlungen und veröffentlicht Berichte. Sie 
umfasst 30 Mitglieder, rund die Hälfte davon kennt die Migration 
aus eigener Erfahrung.

Eidgenössische Revisionsaufsichtsbehörde RAB
Direktor:			   www.revisionsaufsichtsbehoerde.ch
Frank Schneider

Die RAB stellt sicher, dass in der Schweiz Revisions­
dienstleistungen ordnungsgemäss erbracht werden. Zu diesem 
Zweck unterhält sie eine Zulassungsstelle und führt ein kosten­
loses öffentliches Register für alle Personen und Unternehmen, 
die gesetzlich vorgeschriebene Revisionsdienstleistungen erbrin­
gen. Ausserdem beaufsichtigt sie Unternehmen, die Revisions­
dienstleistungen für Publikumsgesellschaften anbieten. Die RAB 
arbeitet eng mit anderen Aufsichtsbehörden, den Börsen, den 
Strafbehörden, den Zivilgerichten und mit ausländischen Revisi­
onsaufsichtsbehörden zusammen.

Eidgenössisches Institut für Geistiges Eigentum IGE
Direktor:			   www.ige.ch
Roland Grossenbacher

Erfinderische Köpfe lassen ihre Innovationen und Krea­
tionen beim IGE registrieren und schützen sie damit gegen Nach­
ahmer: Sie können Erfindungen patentieren lassen, Namen als 
Marken und Muster oder Formen als Designs eintragen. Das IGE 
unterstützt Interessierte mit Online-Informationen, Telefonaus­
künften und begleiteten Patentrecherchen. Zudem berät es die 
Bundesbehörden in Fragen des Geistigen Eigentums und vertritt 
die Schweiz in diesen Belangen im Ausland und bei internatio­
nalen Organisationen. Das IGE bietet unter dem Label ip-search 
massgeschneiderte Patent- und Technologierecherchen, verschie­
dene Recherchen zu geschützten Marken sowie Ausbildungsver­
anstaltungen zum Geistigen Eigentum an.

Eidgenössisches Institut für Metrologie METAS
Direktor:			   www.metas.ch
Christian Bock

Genauigkeit, hohe Qualität und Zuverlässigkeit zeichnen 
Schweizer Produkte und Dienstleistungen aus. Das setzt genaues  
und richtiges Messen und Prüfen voraus. Das METAS steht an 
der Spitze der Messgenauigkeit; es ist der Ort, «wo die Schweiz 
am genausten ist». Mit seiner Tätigkeit und seinen Dienstleis­
tungen schafft das METAS die Voraussetzungen dafür, dass in  
der Schweiz so genau gemessen und geprüft werden kann, wie  
es für Wirtschaft, Forschung und Verwaltung erforderlich ist. 
Das METAS bereitet zudem im Messwesen die gesetzlichen Rege­
lungen vor. Zusammen mit den Kantonen beaufsichtigt es die Ver­
wendung von Messmitteln im Handel, im Dienste der öffentlichen 
Sicherheit und der Umwelt.
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Die ganze Welt 
auf einen Blick
Die Situation der Schweiz ist vergleichsweise ruhig und stabil. Zu 
dieser Erkenntnis kommt der Nachrichtendienst des Bundes (NDB) im 
Lagebericht für das Jahr 2014. Trotzdem muss der NDB permanent die 
weltweiten Entwicklungen verfolgen und für die Schweiz die richtigen 
Schlüsse ziehen. Denn Bundesrat und Behörden sind darauf angewie-
sen, dass potenzielle Bedrohungen und Risiken frühzeitig erkannt 
werden, um angemessen reagieren zu können. Die Basis dafür wird im 
Bundeslagezentrum geschaffen. Martin Schütz, Chef des Lagezentrums, 
steht gerade in der Türe seines Büros. Hier laufen alle Fäden zusam-
men. Auf grossen Bildschirmen verfolgen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter die internationalen Medien und verarbeiten zusätzliche 
Informationen, die mit nachrichtendienstlichen Methoden beschafft 
wurden. Alles zusammengefügt und verdichtet, ergibt das ein ständig 
aktualisiertes Lagebild zur Sicherheit der Schweiz, welches mithilft, 
unser Land zu schützen.

Martin Schütz ist Chef des Bundeslagezentrums des Nachrichtendienstes und einer 

von 12 200 Bundesangestellten im Eidgenössischen Departement für Verteidigung, 

Bevölkerungsschutz und Sport VBS.
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Eidgenössisches Departement für Verteidigung,  
Bevölkerungsschutz und Sport VBS

Generalsekretariat GS-VBS 
Generalsekretärin:                             	 www.vbs.admin.ch
Brigitte Rindlisbacher	        

Die Aufgaben des Chefs VBS sind äusserst vielfältig. Das 
Generalsekretariat (GS) ist ein Team von Spezialistinnen und 
Spezialisten verschiedenster Bereiche, das den Departementschef 
in seiner täglichen Arbeit unterstützt, das aber auch mittel- und 
langfristig plant. Das GS steuert, koordiniert und überwacht den 
Einsatz der Mittel des Departements in den Bereichen Personal, 
Finanzen, Recht, Politik, Aufsicht sowie Raum und Umwelt und 
ist verantwortlich für die sicherheitspolitische Strategie, die Kom­
munikation, die Bibliothek am Guisanplatz, die Übersetzungs­
dienste und das Schadenzentrum.

Oberauditorat
Oberauditor:			   www.oa.admin.ch
Brigadier Dieter Weber

Das Oberauditorat sorgt dafür, dass die Militärgerichte – 
unabhängig von Armeeführung und Verwaltung – ihre Aufgabe 
erfüllen können. Der Oberauditor ist der Chef der Militärjustiz 
und oberster militärischer Ankläger. Er leitet in die militärische 
Gerichtsbarkeit fallende Strafverfahren ein, überwacht diese und 
nimmt alle weiteren ihm vom Gesetzgeber zugewiesenen prozes­
sualen Rechte und Pflichten wahr.

Verteidigung
Chef der Armee:			   www.armee.ch
Korpskommandant André Blattmann

Das V im Kürzel VBS steht für Verteidigung und ist das 
planende, führende und verwaltende Rückgrat der Schweizer  
Armee. Die Verteidigung ist der grösste Departementsbereich und 
wird vom Chef der Armee im Range eines Korpskommandanten 
(Dreisternegeneral) geführt. Die Gruppe Verteidigung besteht aus 
dem Hauptquartier mit dem Armeestab und dem Führungsstab, 
aus Heer und Luftwaffe, aus der Höheren Kaderausbildung der 
Armee sowie aus der Logistik- und Führungsunterstützungsbasis 
der Armee.
Der Armeestab ist für die Umsetzung der politischen Vorgaben 
und Handlungsanweisungen auf militärstrategischer Stufe ver­
antwortlich. Des Weiteren stellt er die Entwicklung, Planung, 
Ressourcenzuteilung sowie die Steuerung der Armee sicher. Der 
Führungsstab plant und steuert die Bereitschaft der Truppe und 
die Einsätze. Dabei kann es sich um die Sicherheit für das World 
Economic Forum WEF in Davos, um die Friedensförderung auf 
dem Balkan (z. B. durch die Swisscoy im Kosovo) oder um die 
Katastrophenhilfe bei Lawinen, Überschwemmungen oder Wald­
bränden im In- und Ausland handeln.
Die Kommandanten von Heer und Luftwaffe, ebenfalls Korpskom­
mandanten, tragen die Gesamtverantwortung für die Ausbildung 
und für die Bereitschaft der Boden- und der Luftformationen.  

Im Rahmen der Höheren Kaderausbildung der Armee werden die 
Milizoffiziere und die Berufsmilitärs aus- und weitergebildet. Die 
Logistikbasis garantiert den gesamten Nach- und Rückschub von 
Waffen, Material und Lebensmitteln, die Instandhaltung und die 
Infrastruktur. Zur Logistikbasis gehören auch die Sanitäts- und 
die Transporttruppen. Die Führungsunterstützungsbasis stellt 
alle notwendigen elektronischen Unterstützungsleistungen zur 
Verfügung.

Bevölkerungsschutz 
Direktor:			   www.bevoelkerungsschutz.ch
Benno Bühlmann

Das B im Kürzel VBS steht für Bevölkerungsschutz. Dieser 
ist das zivile Verbundsystem für Führung, Schutz, Rettung und 
Hilfe. Im Fall von Katastrophen und Notlagen stellt der Bevölke­
rungsschutz die Zusammenarbeit der fünf Partnerorganisationen 
Polizei, Feuerwehr, Gesundheitswesen, technische Betriebe und 
Zivilschutz sicher. Ein gemeinsames Führungsorgan übernimmt 
die Koordination und Führung der Einsätze.
Für den Bevölkerungsschutz sind weitgehend die Kantone zu­
ständig. Der Bund, insbesondere das Bundesamt für Bevölke­
rungsschutz BABS, sorgt für Grundlagen und Koordination, etwa 
in den Bereichen Konzeption, ABC-Schutz (atomare, biologische 
und chemische Gefahren), Warnung und Alarmierung, Ausbil­
dung oder Schutzinfrastruktur. Zuständig ist der Bund speziell 
für Anordnungen im Fall von erhöhter Radioaktivität, Notfällen 
bei Stauanlagen, Epidemien und Tierseuchen sowie bei einem be­
waffneten Konflikt.
Zum BABS gehören zwei Geschäftsbereiche mit speziellen Aufga­
ben: Die Nationale Alarmzentrale NAZ in Zürich ist die Ansprech­
stelle im Bereich Bevölkerungsschutz. Bei ausserordentlichen 
Ereignissen ist sie zuständig für Orientierung und Warnung der 
Behörden und die Erfassung der Lage auf Stufe Bund. Bei Ereig­
nissen mit erhöhter Radioaktivität alarmiert sie die Bevölkerung 
und ordnet wenn nötig Schutzmassnahmen an. Zusätzlich ist die 
NAZ das Kernelement des Bundesstabs ABCN und liefert ihm im 
Einsatz die notwendigen Entscheidungsgrundlagen. Das Labor 
Spiez ist das eidgenössische Institut für ABC-Schutz. Seine Dienste  
werden auch immer wieder von der UNO und anderen interna­
tionalen Organisationen beansprucht.
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Sport
Direktor:			   www.baspo.ch
Matthias Remund

Das S im Kürzel VBS steht für Sport. Das Bundesamt für 
Sport BASPO in Magglingen fördert Sport und Bewegung für 
die gesamte Bevölkerung. Bei seinen Tätigkeiten orientiert es 
sich an den positiven Auswirkungen von Sport und Bewegung:  
Gesundheit, Bildung, Leistung, Wirtschaft und Nachhaltigkeit.  
Das BASPO sorgt für die Entwicklung und Mitgestaltung der natio­
nalen Sportpolitik und setzt die daraus resultierenden Aufgaben 
um. Das wichtigste Förderungsprogramm ist Jugend+Sport, an 
dem jährlich rund 550 000 Jugendliche in 75 Sportarten teilneh­
men. Die Eidgenössische Hochschule für Sport Magglingen EHSM 
als Teil des BASPO ist eine der bedeutendsten Ausbildungsstätten 
im Schweizer Sport. Zu ihren Kernkompetenzen zählen die Er­
ziehungswissenschaft, der Nachwuchs- und Spitzensport und die 
Qualität im Schulsportunterricht. In diesen Bereichen betreibt die 
EHSM Lehre, Forschung und Entwicklung und bietet Dienstleis­
tungen an. In Magglingen und in Tenero führt das BASPO moder­
ne Ausbildungs-, Kurs- und Trainingszentren, die der Hochschule, 
den Verbänden, Vereinen und Schulen zur Verfügung stehen.

armasuisse 
Rüstungschef:			   www.armasuisse.ch
vakant

armasuisse ist das Kompetenzzentrum für Beschaffung, 
Technologie und Immobilien des VBS. armasuisse stellt die Ver­
sorgung der Armee und weiterer Stellen des Bundes sowie Drit­
ter mit Systemen, Fahrzeugen, Material und Immobilien sicher. 
armasuisse ist eines von vier Beschaffungskompetenzzentren des 
Bundes.
Die zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigen sich 
unter anderem mit der Beschaffung von Armeeschokolade, Mehr­
zweck-Helikoptern bis hin zu Zisternenfahrzeugen. Zudem sind 
sie für die Planung und Begleitung sowie Bewirtschaftung von 
vielfältigen Immobilienprojekten im Einsatz.
armasuisse umfasst die folgenden Kompetenzbereiche: Führungs- 
und Aufklärungssysteme (beschafft z. B. Funk- und Kommunika­
tionstechnik), Landsysteme (beschafft z. B. Fahrzeuge, Waffen 
und Munition), Luftfahrtsysteme (beschafft z. B. Flugzeuge und 
Helikopter), Einkauf und Kooperation (beschafft z. B. persönli­
che Ausrüstung), Wissenschaft und Technologie (z. B. Sensor­
technologie, Munitionsüberwachung), Ressourcen und Support  
(z. B. Finanzen, Unternehmensentwicklung) und Immobilien 
(bewirtschaftet nachhaltig rund 14 000 Gebäude, Anlagen und 
24 000 Hektaren Land des VBS). Da armasuisse Waffen, Geräte 
und Immobilien über die gesamte Lebensdauer begleitet, ist sie 
auch für deren Liquidation am Ende der Nutzung verantwortlich. 

Nachrichtendienst des Bundes NDB 
Direktor: 			   www.ndb.admin.ch
Markus Seiler

Der Nachrichtendienst des Bundes hat den gesetzlichen 
Auftrag zur umfassenden Beurteilung der Bedrohungslage der 
Schweiz. Er trägt mit operativen und präventiven Leistungen  
direkt zum Schutz der Schweiz bei. Dazu beschafft er Informati­
onen mit nachrichtendienstlichen Mitteln, analysiert sie, wertet 
sie aus und verbreitet seine Erkenntnisse und Beurteilungen mit 
dem Ziel, eine führungsrelevante Nachrichtenlage für Entschei­
dungsträger aller Stufen zu erstellen. Besonderes Gewicht kommt 
dabei der Früherkennung von Bedrohungen und Gefahren, aber 
auch von Chancen für Schweizer Interessen zu. 
Der NDB bearbeitet die Themen Terrorismus, Proliferation, ge­
walttätiger Extremismus und verbotener Nachrichtendienst, aber 
auch regionale Sicherheitsentwicklungen, inklusive militärischer 
Aspekte. Der Dienst stützt sich auf ein umfangreiches Netz in- und 
ausländischer Partner. Er wird von verschiedenen Organen der 
Verwaltung und des Parlaments kontrolliert.

Bundesamt für Landestopografie* swisstopo
Direktor:			   www.swisstopo.ch
Fridolin Wicki

Das Bundesamt für Landestopografie swisstopo ist das 
Geoinformationszentrum der Schweiz. Es ist zuständig für die 
Erhebung, Verwaltung und Bereitstellung von raumbezogenen 
Geodaten. swisstopo vermisst die Schweiz, erhebt und dokumen­
tiert die Landschaft sowie den Untergrund. Dank ihrer Qualität 
und Genauigkeit geniessen die Landeskarten im In- und Ausland 
ein hohes Ansehen. Weitere wichtige Produkte sind Höhen- und 
Landschaftsmodelle, Luftbilder, Orthofotos, geologische Daten 
und Karten oder Anwendungen im Internet sowie auf Smart­
phones und Tablets. Dazu gehört insbesondere das Geoportal des 
Bundes, map.geo.admin.ch.
Die gesetzliche Grundlage für die Arbeiten von swisstopo bildet 
das Geoinformationsgesetz. Neben der Herstellung der Produkte 
leitet swisstopo die Koordination der Geoinformation und Geo­
logie auf Bundesstufe und führt das militärgeografische Institut. 
swisstopo hat die Oberaufsicht über die amtliche Vermessung und 
den Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkun­
gen (ÖREB-Kataster) und koordiniert in Zusammenarbeit mit den 
Kantonen, den Gemeinden und der Privatwirtschaft die Harmoni­
sierung der schweizerischen Geodaten.

* unter Vorbehalt des entsprechenden Bundesratsentscheids vom Frühjahr 2015
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Sprachbrücken 
für die Schweiz
Nicoletta Mariolini steht am Ufer der Saane in der Unterstadt von 
Freiburg. Der Fluss symbolisiert die Grenze zwischen der deutschen 
und der französischen Schweiz. Beide Seiten sind seit Jahrhunderten 
durch die «Bernbrücke» verbunden. Diese könnte als Sinnbild für die 
Arbeit der Tessinerin stehen: Als Delegierte des Bundes für Mehrspra-
chigkeit fördert Nicoletta Mariolini das Verständnis zwischen den 
Sprachgruppen. Im Gesetz ist verankert, dass man sich in einer der 
vier Landessprachen an die Bundesverwaltung wenden kann. Die 
Verwaltung muss dann entsprechend auf Deutsch, Französisch, 
Italienisch oder Rätoromanisch antworten. Idealerweise beherrschen 
Bundesangestellte also mehrere Sprachen. Deshalb hat der Bundesrat 
2014 die Sprachenverordnung revidiert. Ziel ist es, die Vertretung der 
sprachlichen Minderheiten zu erhöhen und die Sprachkenntnisse der 
Bundesangestellten mit einem erleichterten Zugang zu Sprachkursen 
zu verbessern.

Nicoletta Mariolini ist Delegierte des Bundes für Mehrsprachigkeit und eine von 

rund 9200 Bundesangestellten im Eidgenössischen Finanzdepartement EFD.
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Eidgenössisches  
Finanzdepartement EFD

Generalsekretariat GS-EFD 
Generalsekretär:                             	 www.efd.admin.ch
Jörg Gasser

Als Stabsstelle unterstützt das Generalsekretariat EFD 
die Departementschefin in ihrer täglichen Arbeit. Dazu gehören 
die Planung, die Koordination und die Kontrolle sämtlicher EFD- 
Geschäfte. Das Generalsekretariat EFD lässt sich am einfachsten 
als Scharnier zwischen den verschiedenen Leistungserbringern 
und der Departementschefin beschreiben. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter treffen juristische Abklärungen, stellen Dossiers 
zusammen, informieren die Öffentlichkeit, übersetzen und pu­
blizieren Dokumente. Die Abteilung Ressourcen im GS-EFD setzt 
sich für die korrekte Umsetzung der notwendigen Massnahmen 
betreffend Personal, Finanzen, IKT, Sicherheit und departemen­
tale Projekte ein. Ebenfalls im Generalsekretariat angesiedelt ist 
die Delegierte des Bundes für Mehrsprachigkeit.

Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF
Staatssekretär:			  www.sif.admin.ch
Jacques de Watteville

Das Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF  
wahrt die Interessen der Schweiz in internationalen Finanz-, 
Währungs- und Steuerfragen und vertritt sie sowohl gegenüber 
Partnerländern als auch in massgeblichen Gremien wie der OECD, 
dem Financial Stability Board, dem Internationalen Währungs­
fonds oder in G20-Arbeitsgruppen. Das SIF erarbeitet gesetzliche 
Rahmenbedingungen, damit die Schweiz über einen sicheren, 
wettbewerbsfähigen und weltweit anerkannten Finanz- und Un­
ternehmensstandort verfügt. Es ist zuständig für die Umsetzung 
der Finanzmarktpolitik des Bundesrats und führt Verhandlungen, 
zum Beispiel über den automatischen Informationsaustausch in 
Steuerfragen mit der EU und anderen wichtigen Partnern. Das SIF 
beteiligt sich zudem an den weltweiten Bemühungen zur Bekämp­
fung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung.

Eidgenössische Finanzverwaltung EFV
Direktor:			   www.efv.admin.ch
Serge Gaillard

«Nicht mehr ausgeben als einnehmen»: Das Volk hat 2001 
Bundesrat und Parlament beauftragt, keine weiteren Schulden zu 
machen. Die «Schuldenbremse» verlangt entsprechend, dass die 
Ausgaben über einen Konjunkturzyklus nicht rascher wachsen  
als die Einnahmen. Wenn die EFV jeweils den Voranschlag des 
Bundes für das nächste Jahr erstellt, ist diese Vorgabe einzuhal­
ten. Damit die Politik genug Zeit hat, die Weichen zu stellen und 
frühzeitig zu erkennen, ob Projekte zu stoppen oder neue Einnah­
men zu beschliessen sind, erarbeitet die EFV auch einen Finanz­
plan für die drei Folgejahre. Mit einer transparenten Rechnung 
stellt die EFV sicher, dass Parlament und Volk überprüfen können, 
was mit den Steuerfranken passiert. Die EFV betreut zudem die 

Rechtsgrundlagen der Geld- und Währungsordnung. Der EFV an­
gegliedert sind die Zentrale Ausgleichsstelle (ZAS) und die Eid­
genössische Münzstätte Swissmint. Die ZAS ist das ausführende 
Organ des Bundes im Bereich der AHV, IV und EO-MSE. Die Swiss­
mint versorgt unser Land durch die Prägung der Umlaufmünzen 
mit dem nötigen Kleingeld.

Eidgenössisches Personalamt EPA 
Direktorin:			   www.epa.admin.ch
Barbara Schaerer

Rund 38 000 Menschen finden in der Bundesverwaltung 
eine interessante Stelle mit fortschrittlichen Arbeitsbedingungen. 
Als attraktive Arbeitgeberin trägt die Bundesverwaltung zur gu­
ten Stellung der Schweiz im internationalen Standortwettbewerb 
bei. Das EPA sorgt dafür, dass der Bund auch in Zukunft ein kon­
kurrenzfähiger Arbeitgeber bleibt und die besten Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter rekrutieren und halten kann.

Eidgenössische Steuerverwaltung ESTV 
Direktor:			   www.estv.admin.ch
Adrian Hug

Die ESTV feiert 2015 ihr 100-jähriges Bestehen. Sie er­
hebt den Grossteil der Bundeseinnahmen und schafft damit die 
Voraussetzung, dass der Bund seine Aufgaben wahrnehmen kann. 
Sie ist zuständig für die Mehrwertsteuer, die direkte Bundessteu­
er, die Verrechnungssteuer und die Stempelabgabe. Die ESTV 
vollzieht auch die internationale Amtshilfe in Steuerfragen. Im 
Inland bereitet sie Gesetzesänderungen im Steuerrecht vor und 
leistet einen Beitrag für ein gutes Steuerklima. Sie setzt bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben gegenüber den Steuerpflichtigen und 
den kantonalen Steuerbehörden auf Effizienz, Kompetenz und 
Partnerschaft.

Eidgenössische Zollverwaltung EZV 
Direktor:			   www.ezv.admin.ch
Rudolf Dietrich

Die EZV kontrolliert an der Grenze und im Inland, wer und 
was in die Schweiz kommt. Das Grenzwachtkorps (GWK) ist der 
uniformierte und bewaffnete Teil der EZV. Als grösstes nationales 
ziviles Sicherheitsorgan nimmt das GWK neben Zollaufgaben eine 
vielfältige Palette von Aufgaben wahr. Dazu zählen die Personen-, 
Fahrzeug- und Sachfahndung. Es bekämpft die grenzüberschrei­
tende Kriminalität, den gewerbsmässigen Schmuggel und die ille­
gale Migration. 
Der zivile Zoll ist für Handelswaren zuständig. Er erhebt nicht 
nur Abgaben, sondern sorgt für die Gesundheit der Bevölkerung, 
indem risikogerecht Waren und Lebensmittel überprüft werden. 
Dazu kommen Arten- und Kulturgüterschutz und viele weitere 
Aufgaben wie die Mitarbeit bei Freihandelsabkommen. 
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Bundesamt für Informatik und Telekommunikation BIT 
Direktor: 			   www.bit.admin.ch
Giovanni Conti

Wer von der Verwaltung einen neuen Pass braucht oder 
wer Steuern zahlen muss: Immer mehr wird von den Bewohnerin­
nen und Bewohnern unseres Landes erwartet, dass sie via Com­
puter und Internet mit der Verwaltung in Kontakt treten können. 
Das BIT spielt in der elektronischen Vernetzung des Bundes mit 
der Öffentlichkeit eine zentrale Rolle: beispielsweise beim Zugriff 
auf Informationen und Dienstleistungen via Internet, bei Verbin­
dungen zwischen Kontrollstellen in Flughäfen, an den Grenzen 
und Verwaltungsstellen in Bern. Das BIT unterstützt die Bundes­
ämter mit modernen, einheitlichen Arbeitsplatzsystemen und er­
möglicht einen effizienten Zugriff auf die zentralen Informations­
ablagen und Anwendungen.

Bundesamt für Bauten und Logistik BBL 
Direktor: 			   www.bbl.admin.ch
Gustave E. Marchand

Ob Bundeshaus, Verwaltungsgebäude oder Schweizer 
Botschaft im Ausland – das BBL baut, unterhält und verwaltet die 
zivilen Liegenschaften des Bundes. Grossen Wert legt es sowohl 
bei Neubauten als auch bei Sanierungen auf eine nachhaltige Bau­
weise. Das BBL leitet ausserdem den Prozess des Beschaffungs­
controllings auf Stufe Bund mit Fokus auf die Ordnungsmässig­
keit und die Nachhaltigkeit. Als zentrale Beschaffungsstelle kauft 
es für die gesamte Bundesverwaltung gebündelt Informatikmittel, 
Büroausrüstungsartikel sowie Publikationen und Drucksachen 
ein. Ferner personalisiert es biometrische Ausweisschriften.

Informatiksteuerungsorgan des Bundes ISB 
Delegierter: 			   www.isb.admin.ch
Peter Fischer

Der Einsatz von Informations- und Kommunikationstech­
nik (IKT) soll die Verwaltungstätigkeit optimal unterstützen sowie  
möglichst wirtschaftlich und sicher sein. Diese Ziele sind in der 
IKT-Strategie des Bundes verankert; das ISB sorgt für deren Um­
setzung. Hierzu erlässt es Vorgaben für die Verwaltungseinheiten 
und führt zentral die IKT-Standarddienste wie beispielsweise die 
Büroautomation oder die Telefonie. Ausserdem koordiniert das 
ISB die Zusammenarbeit von Bund, Kantonen und Gemeinden im 
Bereich E-Government und führt die Melde- und Analysestelle In­
formationssicherung zum Schutz der IKT bei den kritischen Infra­
strukturen der Schweiz.

Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA
Direktor:			   www.finma.ch
Mark Branson

Die Schweiz zählt zu den führenden Finanzplätzen der 
Welt. Die Finanzbranche ist von grosser Bedeutung für die schwei­
zerische Volkswirtschaft. Die Eidgenössische Finanzmarktauf­
sicht FINMA beaufsichtigt die zentralen Bereiche und Akteure  
des Schweizer Finanzplatzes: Banken, Versicherungen, Börsen, 
bewilligungspflichtige Fonds usw. Die FINMA schützt so die  
Finanzmarktkunden sowie die Funktionsfähigkeit der Finanz­
märkte. Sie trägt damit zur Stärkung des Ansehens und der Wett­
bewerbsfähigkeit des Finanzplatzes bei.

Eidgenössische Finanzkontrolle EFK
Direktor:			   www.efk.admin.ch
Michel Huissoud

Die EFK ist das oberste Finanzaufsichtsorgan des Bundes. 
Sie ist unabhängig und unterstützt die Bundesversammlung und 
den Bundesrat bei der Aufsicht über die Bundesverwaltung und 
die eidgenössischen Gerichte. Mit ihren Prüfungen trägt die EFK 
dazu bei, dass die Verwaltung und die Gerichte ordnungsmässig, 
rechtmässig und wirtschaftlich arbeiten.

Eidgenössische Alkoholverwaltung EAV
Direktor:			   www.eav.admin.ch
Fritz Etter

Die EAV lenkt den Spirituosenmarkt über Steuern sowie 
Handels- und Werbebeschränkungen. Ihr Profitcenter, Alcosuisse, 
versorgt die Wirtschaft mit Ethanol. Im Rahmen der Totalrevision 
des Alkoholgesetzes sollen der Ethanol- und der Spirituosenmarkt 
liberalisiert und das Steuer- und Kontrollsystem optimiert wer­
den. Der Handel für alle alkoholischen Getränke soll mit Fokus 
auf den Jugendschutz weitgehend einheitlichen Bestimmungen 
unterstehen.

Pensionskasse des Bundes PUBLICA
Direktor:			   www.publica.ch
Dieter Stohler

Zusammen mit der AHV soll die berufliche Vorsorge (Pen­
sionskasse) die Fortführung des gewohnten Lebensstandards in 
angemessener Weise über das Erwerbsleben hinaus ermöglichen. 
Als nicht gewinnorientierte Sammeleinrichtung der beruflichen 
Vorsorge bewirtschaftet PUBLICA ein Gesamtvermögen von rund 
37 Milliarden Schweizer Franken ausschliesslich im Interesse ih­
rer Versicherten (aktuell 62 000) und Rentenbeziehenden (aktu­
ell 43 000). PUBLICA zählt zu den grössten Pensionskassen der 
Schweiz; ihr sind heute 21 Vorsorgewerke mit rund 80 Arbeitge­
benden angeschlossen. In ihren Anlagestrategien verpflichtet sich 
PUBLICA zu hundertprozentiger Kostentransparenz.
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Eidgenössisches Departement  
für Wirtschaft, Bildung  
und Forschung WBF

Vier Wände  
fürs dritte Alter
Die Menschen in der Schweiz werden immer älter. Modellrechnungen 
sagen voraus, dass im Jahr 2020 jede fünfte Person über 65-jährig sein 
wird. Damit unsere Gesellschaft dies bewältigen kann, braucht es unter 
anderem geeigneten Wohnraum: Eine Alterswohnung sollte sich im 
gewohnten Umfeld der älteren Menschen befinden, keine Hindernisse 
wie Schwellen oder Treppen aufweisen und es sollten bei Bedarf 
zusätzliche Pflegedienste vorhanden sein. Und, nicht ganz einfach: Die 
Mieten müssen bezahlbar sein. Hier setzt das Bundesamt für Woh-
nungswesen (BWO) an. Im Rahmen des gemeinnützigen Wohnungsbaus 
unterstützt es Projekte durch Beratung und finanzielle Hilfe. Im Bild 
trifft sich Felix Walder vom BWO mit einem Seniorenpaar und dem 
Präsidenten der Genossenschaft einer altersgerechten Wohnanlage im 
ländlichen Kriechenwil (BE). Deren Bau hat das BWO begleitet.

Felix Walder (rechts im Bild) ist stellvertretender Direktor des Bundesamts für 

Wohnungswesen (BWO) und einer von 2400 Bundesangestellten im Eidgenössi-

schen Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF.
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Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF

Generalsekretariat GS-WBF 
Generalsekretär: 	 www.wbf.admin.ch
Stefan Brupbacher

Das GS-WBF ist Stabs- und Koordinationsorgan und unter­
stützt und berät den Departementsvorsteher in seiner täglichen 
Arbeit. Es plant, koordiniert und kontrolliert die Geschäfte und 
überwacht den Vollzug der getroffenen Entscheide. Weiter er­
bringt das GS-WBF in den Bereichen Human Resources, Finanzen 
und Logistik, Informatik, Controlling und Übersetzungswesen 
Dienstleistungen für das gesamte Departement. Administrativ 
unterstellt sind das Büro für Konsumentenfragen (BFK) und die 
Vollzugsstelle für den Zivildienst (ZIVI). Das BFK kümmert sich 
seitens des Bundes um die Belange der Konsumenten im Rahmen 
der Wirtschaftspolitik. Zudem ist es für den Vollzug der Dekla­
ration von Holzprodukten zuständig und betreibt gemeinsam mit 
dem SECO eine Informations- und Meldestelle Produktesicher­
heit. In der Schweiz dürfen Männer, die den Militärdienst nicht 
mit ihrem Gewissen vereinbaren können, Zivildienst leisten. Die 
Vollzugsstelle für den Zivildienst (ZIVI) sorgt mit ihren sechs  
Regionalzentren dafür, dass genügend Einsatzplätze zur Verfü­
gung stehen und bereitet im Ausbildungszentrum Zivildienstleis­
tende auf ihre Einsätze vor.

Staatssekretariat für Wirtschaft SECO
Staatssekretärin:			   www.seco.admin.ch
Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch

Konjunkturprognosen, Arbeitsmarkt oder Welthandel: 
Dies sind nur einige der zahlreichen Themen, mit denen sich das 
SECO beschäftigt. Es ist zuständig für alle Kernfragen der Wirt­
schaftspolitik. Ziel des SECO ist es, ein nachhaltiges Wirtschafts­
wachstum zu fördern, indem es günstige Rahmenbedingungen 
sicherstellt. Arbeitgebende und Arbeitnehmende sollen von einer 
wachstumsorientierten Politik, vom Abbau von Handelshemm­
nissen und von der Senkung überhöhter Preise in der Schweiz 
profitieren. Das SECO unterstützt eine regional und strukturell 
ausgewogene Entwicklung der Wirtschaft und gewährleistet den 
Schutz der Arbeitnehmenden. Mit seiner Arbeitsmarktpolitik leis­
tet es einen Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und da­
mit zur Erhaltung des sozialen Friedens. Das SECO trägt dazu bei, 
Schweizer Gütern, Dienstleistungen und Investitionen den Zu­
gang zu allen Märkten zu öffnen. Aussenpolitisch arbeitet es aktiv 
an der Gestaltung effizienter, fairer und transparenter Regeln für 
die Weltwirtschaft mit. Zur Verminderung der Armut engagiert es 
sich in der wirtschaftlichen Entwicklungszusammenarbeit. Beim 
SECO angesiedelt ist die Schweizerische Akkreditierungsstelle 
SAS. Sie begutachtet und akkreditiert private sowie öffentliche 
Prüf- und Konformitätsbewertungsstellen (Laboratorien, Inspek­
tions- und Zertifizierungsstellen) aufgrund internationaler Nor­
men.

Staatssekretariat für Bildung, Forschung  
und Innovation SBFI

Staatssekretär:			  www.sbfi.admin.ch
Mauro Dell’Ambrogio

Bildung, Forschung und Innovation sind für die wirt­
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung der Schweiz von 
grundlegender Bedeutung. Diese drei Bereiche stehen im Fokus 
des SBFI. Es beschäftigt sich mit nationalen und internationalen 
Fragen der Berufsbildung, der allgemeinen Bildung, der Hoch­
schulen, der Forschung, der Innovation sowie der Raumfahrt. 
Wichtige Dossiers sind der Erlass und die Anerkennung der recht­
lichen Grundlagen im Berufsbildungsbereich, die das SBFI part­
nerschaftlich mit den Kantonen und der Wirtschaft erarbeitet, die 
Anerkennung der kantonalen Maturitäten und die Durchführung 
der Schweizerischen Maturitätsprüfungen. Zentral sind zudem 
die Förderung der Fachhochschulen und Universitäten sowie die 
Kontrolle der Umsetzung des Leistungsauftrags des Bundes an den 
ETH-Bereich. Mit Mitteln für den Schweizerischen Nationalfonds, 
die Akademien, ausseruniversitäre Forschungsinstitutionen, die 
Mitgliedschaft in internationalen Forschungsorganisationen und 
die Zusammenarbeit in internationalen Wissenschaftsprogram­
men investiert das SBFI in die Qualität des Denk- und Werkplatzes 
Schweiz.

Bundesamt für Landwirtschaft BLW
Direktor:			   www.blw.admin.ch
Bernard Lehmann

1 049 924 Hektaren sind in der Schweiz Landwirtschafts­
land, 1 557 474 Stück Rindvieh stehen in den Ställen; 158 919 
Personen sind in der Landwirtschaft tätig. Mit rund 3,7 Milliarden 
Franken pro Jahr unterstützt der Bund die Landwirtschaft. Das 
BLW setzt sich dafür ein, dass Bäuerinnen und Bauern nachhaltig 
und auf den Markt ausgerichtet hochwertige Nahrungsmittel pro­
duzieren. Ziel ist eine multifunktionale Landwirtschaft, die einen 
Beitrag zur Versorgung der Bevölkerung, zur Erhaltung der natür­
lichen Lebensgrundlagen sowie zur dezentralen Besiedlung leis­
tet. Im Spannungsfeld zwischen innenpolitischen Entwicklungen 
und aussenpolitischem Handlungsbedarf muss ein sozialverträg­
licher Weg gefunden werden. Das BLW befasst sich mit der Ent­
wicklung des ländlichen Raums und fördert die landwirtschaft­
liche Forschung in seiner Forschungsanstalt Agroscope mit ihren 
verschiedenen Standorten.

Bundesamt für wirtschaftliche  
Landesversorgung BWL 

Delegierte:			   www.bwl.admin.ch
Gisèle Girgis-Musy

Praktisch 100 Prozent der Rohstoffe, 80 Prozent der Ener­
gie, 40 Prozent der Nahrungsmittel und einen grossen Teil der 
Medikamente bezieht die Schweiz aus dem Ausland. Ereignisse al­
ler Art, von technischen Störungen bis zu politischen Spannungen  
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Departementsvorsteher: 
Johann N. Schneider-Ammann

Schwanengasse 2, 3003 Bern
058 462 20 07
Informationsverantwortlicher: Noé Blancpin
www.wbf.admin.ch

in den Herkunftsländern, können den Weg wichtiger Güter in die 
Schweiz unterbrechen. Als Plattform für Fragen der Versorgungs­
sicherheit sorgt das BWL in enger Zusammenarbeit mit der Privat­
wirtschaft dafür, dass kurzfristige Versorgungsengpässe keine er­
heblichen Auswirkungen auf Bevölkerung und Wirtschaft haben. 
So stellt es unter anderem sicher, dass bei Transportproblemen 
genügend Frachtraum zur Verfügung steht oder dass uns in einer 
Strommangellage nicht die Lichter ausgehen.

Bundesamt für Wohnungswesen BWO 
Direktor:			   www.bwo.admin.ch
Ernst Hauri

Wohnen stellt ein Grundbedürfnis dar. Wohnungen sind 
aber auch ein wichtiges Wirtschaftsgut. Jährlich werden in der 
Schweiz rund 29 Milliarden Franken in den Wohnungsbau inves­
tiert. Für die Haushalte stellen die Wohnkosten den grössten Aus­
gabenposten dar. Mieterinnen und Mieter zahlen pro Jahr rund 
33 Milliarden Franken Miete, und etwa 19 Milliarden Franken 
fliessen als Hypothekarzinsen von Hauseigentümern an Kredit­
geber. Das BWO setzt sich zusammen mit Bauträgern dafür ein, 
dass genügend bezahlbarer Wohnraum vorhanden ist und dieser 
die veränderten Bedürfnisse berücksichtigt. Das BWO steht im 
Spannungsfeld von Vermieter- und Mieterschaft und versucht, im 
Mietrecht die gegensätzlichen Interessen in Einklang zu bringen. 

Preisüberwachung PUE
Preisüberwacher: 		  www.preisueberwacher.admin.ch
Stefan Meierhans

Früher war es der Preis einer Tasse Kaffee; heute geht es 
z. B. um Arzt- oder Spitaltarife, Medikamentenpreise, Wasser- und 
Abfallgebühren, Posttaxen, Radio- und Fernsehgebühren oder um 
die Tarife im öffentlichen Verkehr: Die Preisüberwachung schützt 
Konsumentinnen und Konsumenten sowie Unternehmen vor 
überhöhten Preisen. Sie verhindert oder beseitigt missbräuchliche 
Preise, die sich nicht im freien Wettbewerb gebildet haben.

Wettbewerbskommission WEKO
Direktor: 			   www.weko.admin.ch
Rafael Corazza

Es kommt vor, dass Konsumgüter in der Schweiz teurer 
sind als im Ausland, dass Unternehmen ihre Lieferanten unter 
Druck setzen und dass sich Firmen zusammenschliessen. Die 
WEKO überprüft solche Vorgänge, untersagt unzulässige Kartelle 
und interveniert bei Beschränkungen des freien Wettbewerbs. Sie 
setzt sich insbesondere ein für einen ungehinderten Marktzugang 
von Unternehmen in der Schweiz und für offene Grenzen gegen­
über dem Ausland.

Bereich der Eidgenössischen  
Technischen Hochschulen ETH-Bereich 

Präsident des ETH-Rats: 			   www.ethrat.ch
Fritz Schiesser

Wissenschaftliche Leistungen auf höchstem Niveau: Diese 
erbringt der ETH-Bereich mit seinen über 19 000 Mitarbeitenden 
und mehr als 28 000 Studierenden und Doktorierenden sowie ei­
ner Professorenschaft von rund 800 Personen. Er geniesst über die 
Landesgrenzen hinaus hohes Ansehen. Den ETH-Bereich bilden 
die beiden Eidgenössischen Technischen Hochschulen ETH Zü­
rich (ETHZ) und EPF Lausanne (EPFL) sowie die vier Forschungs­
anstalten Paul-Scherrer-Institut (PSI), Eidg. Forschungsanstalt 
für Wald, Schnee und Landschaft (WSL), Eidg. Materialprüfungs- 
und Forschungsanstalt (Empa) und Eidg. Anstalt für Wasserver­
sorgung, Abwasserreinigung und Gewässerschutz (Eawag). Der 
ETH-Rat ist das strategische Führungs- und Aufsichtsorgan des 
ETH-Bereichs. Er überwacht die Entwicklungspläne, gestaltet das 
Controlling und stellt die Koordination sicher. Er ist Ernennungs­
behörde und vertritt den ETH-Bereich gegenüber den Behörden 
des Bundes.

Eidgenössisches Hochschulinstitut  
für Berufsbildung EHB

Direktorin:			   www.ehb-schweiz.ch
Cornelia Oertle

Denkfabrik der Berufsbildung: Das Eidgenössische Hoch­
schulinstitut für Berufsbildung EHB IFFP IUFFP mit Standorten in 
Lausanne, Lugano, Zollikofen und Zürich ist die Schweizerische 
Expertenorganisation für die Aus- und Weiterbildung von Berufs­
bildungsverantwortlichen, für die Berufsentwicklung sowie für 
die Forschung in der Berufsbildung. Mit dem Master of Science in 
Berufsbildung bildet das EHB zudem Spezialistinnen und Spezia­
listen der Berufsbildung aus. Die Hochschule pflegt ein enges Be­
ziehungsnetz mit nationalen wie auch internationalen Partnern.

Kommission für Technologie und Innovation KTI
Direktor a. i.:			   www.kti.admin.ch
Andreas Reuter-Hofer

Die Innovationskraft ist ein Schlüsselelement für den 
wirtschaftlichen Erfolg der Schweiz. Die KTI spielt eine zentra­
le Rolle bei der staatlichen Innovationsförderung. Sie wirkt dort,  
wo privatwirtschaftliche Initiativen durch staatliche Massnah­
men verstärkt werden können: Die KTI fördert gemeinsame For­
schungsprojekte von Unternehmen und Hochschulen, die Grün­
dung und den Aufbau von wissenschaftsbasierten Unternehmen 
sowie den Wissens- und Technologietransfer. Dies durch national 
aktive thematische Netzwerke, lokal verankerte Innovations- 
mentoren und Plattformen. Die KTI ist eine verwaltungsunabhän­
gige Behördenkommission. Die Organisation umfasst die Kommis­
sion, die Start-up-Coaches und Innovationsmentoren sowie die 
Geschäftsstelle.
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Die Nationalstrasse über den Simplonpass führt bis auf 2000 Meter 
über Meer. Hier in den Alpen die Sicherheit für Verkehrswege zu 
garantieren, ist nicht einfach. Am Simplon droht beispielsweise 
Lawinengefahr: Der Steilhang auf der Südwestseite des Glatthorns 
befindet sich direkt über der Strasse und birgt im Winter und Frühling 
grosse Risiken. Zum Schutz der Umfahrung Simplon-Dorf wurden am 
Glatthorn vor Jahren in verschiedenen Etappen Lawinenverbauungen 
erstellt. Die Erosion hatte zur Folge, dass den Stahlkonstruktionen 
langsam der Grund unter den Fundamenten wegrutschte. Hier griff 
Philippe Arnold, Geologe beim Bundesamt für Strassen (ASTRA), ein. 
Das ASTRA tüftelte zusammen mit Experten eine Methode aus, die den 
Hang stabilisiert. Sie zogen 170 000 einheimische Pflanzen und setzten 
sie in der kritischen Zone des Glatthorns. Damit sie halten, wurden 
Netze verlegt. Der Erfolg gibt den Spezialisten recht: Heute spriesst das 
Grün am Glatthorn, stärkt den kritischen Hang und hilft, die Strasse zu 
sichern.

Eidgenössisches Departement  
für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation UVEK

Der Geologe Philippe Arnold arbeitet als Fachspezialist für Naturgefahren im 

Bundesamt für Strassen (ASTRA) und ist einer von 2400 Btundesangestellten im 

Eidgenössischen Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation 

UVEK.

Grüner Steilhang, 
sichere Strasse
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Eidgenössisches Departement für Umwelt, 
Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK

Generalsekretariat GS-UVEK
Generalsekretär:			   www.uvek.admin.ch
Walter Thurnherr

Die enge thematische Verflechtung vieler Geschäfte erfor­
dert eine umfassende Koordination mit den Ämtern und den an­
deren Departementen. Diese Arbeit übernimmt das GS-UVEK als 
Stabsstelle des Departements. Das GS-UVEK bereitet daneben die 
Bundesratsgeschäfte vor, unterstützt die politische Planung, dient 
als Schnittstelle des UVEK zum Parlament und stellt eine kohä­
rente Kommunikation gegen aussen sicher. Es ist auch hauptver­
antwortlich für die Ressourcen, welche im Departement benötigt 
werden. Ausserdem nimmt es gegenüber Post, SBB, Swisscom und 
Skyguide die Rolle des Eigentümers wahr und überprüft die Um­
setzung der strategischen Ziele, die der Bundesrat vorgibt.
Dem GS-UVEK administrativ zugeordnet sind die Unabhängige 
Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen, die Eidgenössische  
Kommunikationskommission, die Schweizerische Unfalluntersu­
chungsstelle, die Regulationsbehörde im Postmarkt, die Eidge- 
nössische Elektrizitätskommission, das Eidgenössische Nuklear­
sicherheitsinspektorat, das Eidgenössische Starkstrominspektorat,  
das Eidgenössische Rohrleitungsinspektorat sowie die Schieds­
kommission im Eisenbahnverkehr. 

Bundesamt für Verkehr BAV
Direktor:			   www.bav.admin.ch
Peter Füglistaler

Die Schweizerinnen und Schweizer sind ein Volk von 
Bahnfahrern. Niemand in Europa fährt häufiger mit dem Zug. Bei 
der zurückgelegten Distanz sind sie sogar Weltmeister. Auch beim 
Anteil der Bahn am Güterverkehr ist die Schweiz in Europa füh­
rend. Dies ist das Resultat einer konsequenten Verkehrspolitik, die 
auf den Ausbau der Schiene setzt. Derzeit entsteht mit dem 57 Ki­
lometer langen Gotthard-Basistunnel der längste Bahntunnel der 
Welt. Er wird Ende 2016 in Betrieb gehen.
Gesteuert werden der stufenweise Ausbau und die Finanzierung 
der Bahninfrastruktur vom Bundesamt für Verkehr (BAV). Es führt 
die Aufträge von Bundesrat und Parlament aus, überwacht die 
Einhaltung von Kosten und Terminen und erteilt die notwendigen 
Bewilligungen. Daneben ist das BAV für die Sicherheitsaufsicht 
im öffentlichen Verkehr zuständig. Das Amt erlässt die für einen 
sicheren Bau und Betrieb nötigen Vorschriften. Zudem kontrol­
liert es mit Stichproben, ob die Unternehmen des öffentlichen 
Verkehrs ihre Verantwortung im Bereich Sicherheit wahrnehmen. 
Ziel ist es, das hohe Sicherheitsniveau zu halten oder es gar noch 
zu erhöhen, falls dies mit vertretbarem finanziellem Aufwand 
möglich ist.

Bundesamt für Zivilluftfahrt BAZL
Direktor:			   www.bazl.admin.ch
Peter Müller

Safety first – Sicherheit zuerst: Dies ist der Grundsatz des 
BAZL. Durch ein System von Zertifizierungen und Inspektionen 
wird ein im europäischen Querschnitt hochstehender Sicherheits­
standard in der Schweizer Luftfahrt gewährleistet. Um die Sicher­
heit weiter zu erhöhen, gilt das Prinzip des straflosen Melde- 
wesens. Es gibt Piloten, Fluglotsen, Mechanikern und Angestell­
ten von Bodenabfertigungsdiensten die Möglichkeit, Fehler zu 
melden, ohne dass sie dafür belangt werden. Erkenntnisse aus 
Vorkommnissen, die die Sicherheit beeinträchtigen, werden damit  
höher gewichtet als die Wirkung von Sanktionen. Zudem versucht 
das BAZL, die Sicherheitskultur in der Schweizer Luftfahrt mit 
neuen Instrumenten zu stärken, etwa mit der Einführung eines 
Sicherheitsmanagements in den Unternehmen.

Bundesamt für Energie BFE
Direktor:			   www.bfe.admin.ch
Walter Steinmann

Der Bundesrat setzt in seiner Energiepolitik auf die Ver­
besserung der Energieeffizienz, den Ausbau der erneuerbaren 
Energien, insbesondere der Wasserkraft, den raschen Ausbau der 
Stromnetze, eine Verstärkung der Energieforschung sowie die in­
ternationale Zusammenarbeit. Mit der Umsetzung dieser Grund­
sätze in die Praxis ist das BFE beauftragt: Es erarbeitet dazu ge­
eignete Rahmenbedingungen und Massnahmen wie Vorschriften 
zum Energieverbrauch von Haushaltgeräten, Unterhaltungselek­
tronik, Haushaltlampen und Elektromotoren. Ziel ist, auch künf­
tig eine ausreichende, sichere, bezahlbare und umweltfreundliche 
Energieversorgung bereitzustellen.

Bundesamt für Strassen ASTRA
Direktor:			   www.astra.admin.ch
Jürg Röthlisberger

Auf den Schweizer Strassen soll es rund laufen. Im Auf­
trag von Bundesrat und Parlament löst das ASTRA deshalb folgen­
de Probleme: Wo muss ein Nationalstrassenteilstück ausgebaut 
werden? Welche Abschnitte sind sanierungsbedürftig? Welcher 
Tunnel muss noch an die neuesten Sicherheitsnormen angepasst 
werden? 
Das ASTRA setzt das vom Parlament beschlossene Verkehrs­
sicherheitsprogramm «Via sicura» um. Ziel ist es, die Zahl der bei 
Verkehrsunfällen getöteten oder verletzten Menschen weiter zu 
senken. Daher sollen nur gut ausgebildete Lenker mit sicheren, 
umweltfreundlichen Fahrzeugen auf sicheren Strassen unterwegs 
sein. So legt das ASTRA die Voraussetzungen fest, die Chauffeure  
von 40-Tönnern erfüllen müssen, damit sie ihre Ladung sicher 
transportieren. Oder es passt die technischen Anforderungen für 
E-Bikes an, um diese Mobilitätsform zu fördern.
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Bundesamt für Kommunikation BAKOM
Direktor:			   www.bakom.admin.ch
Philipp Metzger

Telefonieren, sich via Presse, Radio oder Fernsehen in­
formieren, E-Mails oder SMS schreiben und empfangen, im  
Internet surfen – für diese alltäglichen Tätigkeiten braucht es eine 
leistungsfähige Kommunikationsinfrastruktur. Das BAKOM trägt 
dazu bei, dass die Bevölkerung und die Wirtschaft in allen Lan­
desteilen über angemessene und kompetitive Telekommunika­
tionsdienste verfügen. Das Amt ermöglicht, dass sich Radio- und 
Fernsehnutzer auf lokaler Ebene über regionale Sender und auf 
nationaler Ebene über die Programme der SRG informieren kön­
nen. Es verteilt auch die Erträge aus den Radio- und Fernseh­
gebühren gerecht auf alle Regionen der Schweiz. Im Postbereich 
sorgt es dafür, dass Zeitungen und Zeitschriften von günstigen 
Versandkosten profitieren. 
Weiter gewährleistet es über die Frequenzverwaltung und -zutei­
lung für Radio, Mobilfunk und drahtlose Geräte eine störungs­
freie Kommunikation. 
Mit seiner Aufsichtstätigkeit trägt das BAKOM auch zum Schutz 
der Konsumentinnen und Konsumenten bei: Es überwacht das 
Einhalten der gesetzlichen Bestimmungen, sei es bei der Radio- 
und Fernsehwerbung, den Mehrwertdiensten, die über 090x-
Nummern angeboten werden, oder bei der Frequenznutzung. 

Bundesamt für Umwelt BAFU
Direktor:			   www.bafu.admin.ch
Bruno Oberle

Sicher und gesund leben: Das wollen wir alle. Uns an schö­
nen, vielfältigen Landschaften freuen, an Tieren und Pflanzen: 
das natürlich auch. Und zugleich eine solide Basis für die Wirt­
schaft haben, damit wir angenehm leben können: selbstverständ­
lich. 
Was aber hat das mit Umweltpolitik zu tun? Sehr viel: Lebens­
räume und Ökosysteme erfreuen uns nicht nur mit ihrer Vielfalt 
und der reichen Tier- und Pflanzenwelt. Sie erbringen darüber 
hinaus weitere Leistungen. Sie reinigen das Wasser, sorgen dafür, 
dass Nutzpflanzen bestäubt oder das Klima reguliert werden. Zu­
dem versorgen sie uns mit Lebensmitteln, Rohstoffen und ande­
ren Gütern. Eine der Kernaufgaben des BAFU ist, diese Vielfalt des  
Lebens – mit einem Wort: die Biodiversität – langfristig zu erhalten. 
Indem das BAFU hilft, die nachhaltige Nutzung von Wasser, Boden 
oder Luft sicherzustellen, trägt es zu einer gesunden Wirtschaft 
bei. Speziell im Alpenland Schweiz kann die Natur aber auch zur 
Bedrohung werden. Dies führen uns Ereignisse wie Hochwasser, 
Steinschlag oder Lawinen eindrücklich vor Augen. Das BAFU hilft 
mit, dass sich Kantone, Gemeinden und Einwohnerinnen und 
Einwohner rechtzeitig wappnen können – sei es mit Karten, die 
aufzeigen, wo welche Gefahren am ehesten zu erwarten sind, sei 
es mit Wäldern, die Strassen und Siedlungen sichern, sei es mit 
renaturierten Fliessgewässern, die vor Hochwasser schützen.

Bundesamt für Raumentwicklung ARE 
Direktorin:			   www.are.admin.ch
Maria Lezzi				  

Das Bundesamt für Raumentwicklung ARE setzt sich dafür 
ein, dass die Schweiz auch künftig ihre Stärken ausspielen kann –  
mit leistungsfähigen Metropolitan- und Wirtschaftsräumen,  
einem dichten Netz von lebenswerten Gemeinden und vielfältigen  
Natur- und Kulturlandschaften. Verschiedene Entwicklungen 
verlaufen parallel: Einerseits soll die Schweiz in der Lage sein,  
auf die steigenden Mobilitätsansprüche der Bevölkerung mit ei­
ner Politik der nachhaltigen Entwicklung zu reagieren, die von 
einem Mobilitätsmanagement bis hin zum Ausbau der Verkehrs­
infrastrukturen reicht. Andererseits gilt es bei der Nutzung des 
Raums auch den wachsenden Bedarf an Wohnraum zu berück­
sichtigen und gleichzeitig zu den Natur- und Kulturlandschaften 
Sorge zu tragen. Das unter der Federführung des ARE von Bund, 
Kantonen, Städten und Gemeinden gemeinsam erarbeitete Raum­
konzept Schweiz gibt die Leitlinien dieser räumlichen Entwick­
lung vor. Abgestimmt mit neuen rechtlichen Grundlagen setzt es 
auf eine Siedlungsentwicklung nach innen, um der Zersiedelung 
der Schweiz entgegenzuwirken. Um die für die Raumentwicklung 
bedeutsamen Verkehrsinfrastrukturen mit den Siedlungsräumen  
noch enger abzustimmen, betreut das ARE die vom Bund mit­
finanzierten Agglomerationsprogramme «Siedlung und Verkehr» 
auf regionaler Ebene und begleitet zudem die Arbeiten zum 
Zweitwohnungsgesetz.

Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat ENSI
Direktor:			   www.ensi.ch
Hans Wanner

Über den sicheren Betrieb der Kernanlagen in der Schweiz 
wacht das Eidgenössische Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI). 
Als unabhängige öffentlich-rechtliche Anstalt ist es dem Bundes­
rat unterstellt. Das oberste Ziel der Aufsichtstätigkeit des Bundes 
im Kernenergiebereich ist es, Mensch und Umwelt vor Schäden 
durch Radioaktivität zu schützen. Das ENSI beaufsichtigt deshalb 
die fünf Kernkraftwerke in der Schweiz, die Zwischenlager für ra­
dioaktive Abfälle sowie die nuklearen Forschungseinrichtungen 
am Paul-Scherrer-Institut, an der ETH Lausanne und der Univer­
sität Basel. Dabei wird überprüft, ob die Betreiber die Vorschrif­
ten einhalten, ob die Anlagen in sicherem Zustand sind und ob 
der Strahlenschutz gewährleistet ist. Das ENSI befasst sich auch 
mit dem sicheren Transport radioaktiver Stoffe von und zu den 
Schweizer Kernanlagen sowie mit den Untersuchungen zur geolo­
gischen Tiefenlagerung radioaktiver Abfälle.
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DIE JUDIKATIVE

Die Gerichte
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Ein neuer Fall landet auf dem Tisch eines Bundesrichters. Eine Szene, wie sie 

in Lausanne und Luzern täglich vorkommt. Hier ist es Bundesgerichtspräsident 

Gilbert Kolly, der von einem Weibel die Akten zu einem Verfahren erhält. 

Zusätzlich zu seinen Führungs- und Repräsentationsaufgaben als Präsident 

des höchsten Gerichts der Schweiz fällt Gilbert Kolly als Bundesrichter Urteile 

in der Ersten zivilrechtlichen Abteilung. Sein neuestes Dossier betrifft eine 

Schadenersatzforderung gegen ein Architekturbüro. Der Bauherr hat den Fall 

bis ans Bundesgericht weitergezogen, nachdem er mit seiner Klage vor den 

kantonalen Instanzen erfolglos geblieben ist. Im Normalfall werden die Ent-

scheide des Bundesgerichts auf dem sogenannten Zirkulationsweg gefällt:  

Der Vorschlag des federführenden Richters wird dabei nacheinander den 

anderen am Verfahren beteiligten Richterinnen und Richtern vorgelegt. Sind 

sie einverstanden, ist das Urteil so beschlossen. Nur wenn sie sich nicht einig 

sind, kommt es zu einer öffentlichen Beratung, die von den Parteien und von 

Besuchern mitverfolgt werden kann. Am Schluss der Diskussion wird abge-

stimmt.
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BUNDESGERICHT UND ERSTINSTANZLICHE GERICHTE DES BUNDES

Die Justiz
Das Bundesgericht ist das höchste Gericht der Schweiz. Es hat das letzte Wort in nahezu 

allen Rechtsfragen aus dem Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und Sozialversicherungsrecht. Mit 

seinen Urteilen sorgt es für die einheitliche Anwendung des Bundesrechts in den 26 Kan-

tonen der Schweiz und trägt zur Entwicklung des Rechts bei. Dem Bundesgericht vorgela-

gert sind die obersten kantonalen Gerichte und die drei erstinstanzlichen eidgenössischen 

Gerichte: das Bundesstrafgericht, das Bundesverwaltungsgericht und das Bundespatent-

gericht.

Interview mit Bundesgerichtspräsident Gilbert Kolly

Herr Kolly, welches sind Ihre Hauptaufgaben?
Als Präsident führe ich den Vorsitz im Gesamtgericht und vertrete 
das Bundesgericht nach aussen. Ich nehme seine Interessen und 
jene des eidgenössischen Gerichtswesens wahr, namentlich in 
Bern vor dem Bundesparlament und den Parlamentarischen Kom­
missionen. Ich vertrete es auch in verschiedenen nationalen und 
internationalen Gerichtsorganisationen. Neben meinen Präsidial­
aufgaben, die etwa die Hälfte meiner Zeit in Anspruch nehmen, 
amte ich als Richter in der Ersten zivilrechtlichen Abteilung.

Wie wird man Bundesrichter?
Grundsätzlich steht dieses Amt allen stimmberechtigten Schwei­
zer Bürgerinnen und Bürgern offen. Es gibt keine obligatorische 
Ausbildung für Richter. Tatsächlich sind die Bundesrichter alle 
erfahrene Juristen, die über eine breite rechtswissenschaftliche  
Ausbildung verfügen und auf eine lange Berufskarriere zurück­
blicken können. Im Allgemeinen waren sie als Kantonsrichter, als 
Richter erstinstanzlicher eidgenössischer Gerichte, als Rechts-
professoren, als Anwälte oder als hohe Beamte tätig. Gewählt 
werden die Bundesrichterinnen und Bundesrichter von der Ver­
einigten Bundesversammlung, die auch für eine angemessene 
Vertretung der Sprachen, Regionen und Parteien sorgt. Bundes­
richterinnen und Bundesrichter werden für jeweils sechs Jahre 
gewählt und können sich unbeschränkt oft für eine Wiederwahl 
zur Verfügung stellen. Spätestens auf Ende des Jahres, in dem sie 
ihren 68. Geburtstag feiern, beenden sie ihr Amt.

Das Bundesgericht ist die höchste richterliche Instanz der Schweiz. 
Was ist darunter genau zu verstehen?
Das Bundesgericht entscheidet definitiv über Beschwerden gegen 
Urteile letzter kantonaler Instanzen und der eidgenössischen Ge­
richte. Dabei kann eine falsche Anwendung des Rechts und die 
Verletzung von verfassungsmässigen Rechten gerügt werden. Das 
Bundesgericht hat in der Schweiz somit das letzte Wort bei fast 
allen wichtigen rechtlichen Fragen. Es sichert durch seine Urtei­
le eine einheitliche Anwendung des Bundesrechts und entwickelt 
dieses weiter. Die Entscheide des Bundesgerichts sind für andere 
Gerichte richtungsweisend.

Welche Bedeutung hat die Rechtsprechung des Bundesgerichts?
Die Entscheide des Bundesgerichts sind massgebend für die Aus­
legung von Gesetzen und Verordnungen oder wenn Situationen 
beurteilt werden müssen, die gesetzlich noch gar nicht geregelt 
sind. Die anderen Gerichte halten sich im Prinzip an diese Ur­
teile. Entscheide können auch politische Debatten auslösen und 
dazu führen, dass das Parlament eine neue Gesetzesbestimmung 
beschliesst. Zum Beispiel hatte sich die Strafrechtliche Abteilung 
2011 mit dem Fall einer Frau zu befassen, die ohne Fahrausweis in 
einem Bus der öffentlichen Verkehrsbetriebe unterwegs gewesen 
war. Die Abteilung stellte fest, dass das damals geltende Perso­
nenbeförderungsgesetz die strafrechtliche Verfolgung von Passa­
gieren ohne Billett nicht zuliess. Die Verkehrsbetriebe benötigen 
diese Möglichkeit jedoch, wenn jemand den «Schwarzfahrer­
zuschlag» nicht bezahlen will oder gewohnheitsmässig kein Ticket 
löst. Aufgrund des bundesgerichtlichen Urteils hat der Gesetz­
geber das fragliche Gesetz dann geändert, damit uneinsichtige 
Schwarzfahrer nun gegebenenfalls strafrechtlich belangt werden 
können.

Wie läuft ein Verfahren vor der letzten gerichtlichen Instanz der 
Schweiz ab?
Erster Schritt ist die Einreichung einer Beschwerdeschrift, die 
nicht zwingend von einem Anwalt verfasst sein muss. Es folgt 
eine Einladung an die Gegenpartei, sich dazu zu äussern. In der 
grossen Mehrheit der Fälle werden die Urteile anschliessend auf 
dem Zirkulationsweg gefällt: Ein Richter unterbreitet seinen Ur­
teilsentwurf den anderen beteiligten Richterinnen und Richtern 
seiner Abteilung. Wenn sie zustimmen, ist der Fall im Sinne des 
Entwurfs entschieden. Ist ein Richter mit dem Entwurf nicht  
einverstanden, kommt es zu einer öffentlichen Urteilsberatung, 
die auf der Homepage des Bundesgerichts angekündigt wird 
(www.bger.ch) und von den Parteien sowie von Besuchern vor 
Ort mitverfolgt werden kann. Bei der Beratung wird vom jeweili­
gen Richter der Urteilsentwurf und der Gegenantrag präsentiert. 
Daraufhin äussern die restlichen Richter in ihrer Muttersprache 
ihre Ansicht zu den beiden oder weiteren Vorschlägen. Nach abge­
schlossener Diskussion, die mehrere Stunden dauern kann, stim­
men die Richter mit Handerheben ab und das Urteil wird im Sinne 
der Mehrheit gefällt. Vor dem Bundesgericht findet also keine Ver­
handlung mehr statt, in der Parteien und Zeugen befragt werden 
oder Anwälte ihre Plädoyers halten.
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Das Präsidium des Bundesgerichts

Die Bundesversammlung wählt aus den ordentlichen Bundesrich­
terinnen und Bundesrichtern den Präsidenten oder die Präsiden­
tin und den Vizepräsidenten oder die Vizepräsidentin des Bundes­
gerichts. Die Wahl erfolgt für zwei Jahre; einmalige Wiederwahl 
ist zulässig. Der Präsident führt den Vorsitz im Gesamtgericht. 
Zudem vertritt er das Gericht gegen aussen. Er wird durch den  
Vizepräsidenten oder, falls dieser verhindert ist, durch den Rich­
ter mit dem höchsten Dienstalter vertreten; bei gleichem Dienst­
alter ist das höhere Lebensalter massgebend.

Präsident des 

Bundesgerichts

Gilbert 

Kolly

CVP

Vizepräsident des 

Bundesgerichts

Ulrich

Meyer

SP

Die 38 Bundesrichterinnen und -richter

Die 38 Bundesrichterinnen und -richter und die 19 nebenamtli­
chen Richterinnen und Richter erfüllen ihre Aufgaben in einer der 
sieben Abteilungen des Gerichts in Lausanne oder in Luzern. Die 
Vereinigte Bundesversammlung wählt die Bundesrichterinnen 
und -richter nach sprachlichen, regionalen und parteipolitischen 

Kriterien; ihre Amtsdauer beträgt jeweils sechs Jahre. Sie werden 
unterstützt von rund 130 Gerichtsschreibern, welche mit beraten­
der Stimme an der Bearbeitung der Fälle und der Urteilsfindung 
mitwirken.

I. Öffentlich-rechtliche Abteilung

Jean 
Fonjallaz
SP	 Präsident

Thomas
Merkli
GPS

Peter
Karlen
SVP

Ivo
Eusebio
CVP

François
Chaix
FDP

Lorenz
Kneubühler
SP

II. Öffentlich-rechtliche Abteilung

Andreas
Zünd
SP	 Präsident

Hans Georg
Seiler
SVP

Florence
Aubry Girardin
GPS

Yves
Donzallaz
SVP

Thomas
Stadelmann
CVP

Stephan
Haag
GLP

I. Zivilrechtliche Abteilung

Kathrin
Klett
SP

Gilbert
Kolly
CVP

Christina
Kiss
FDP	 Präsidentin

Martha
Niquille
CVP

II. Zivilrechtliche Abteilung

Nicolas
von Werdt
SVP	 Präsident

Elisabeth
Escher
CVP

Fabienne
Hohl
FDP

Luca
Marazzi
FDP

Christian
Herrmann
SVP BDP

Strafrechtliche Abteilung

Yves
Rüedi
SVP

Laura
Jacquemoud-Rossari
CVP

Christian
Denys
GPS	 Präsident

Niklaus
Oberholzer
SP

I. Sozialrechtliche Abteilung

Susanne
Leuzinger
SP	 Präsidentin

Rudolf
Ursprung
SVP

Jean-Maurice
Frésard
SP

Marcel
Maillard
CVP

Alexia
Heine
SVP

II. Sozialrechtliche Abteilung

Ulrich
Meyer
SP

Brigitte
Pfiffner
GPS

Lucrezia
Glanzmann
FDP	 Präsidentin

Francesco
Parrino
SP

Felix
Schöbi

Der Generalsekretär

Das Generalsekretariat ist die Stabsstelle des Gerichts und der 
Leitungsorgane. An den Sitzungen der Leitungsorgane nimmt der 
Generalsekretär mit beratender Stimme teil. Er führt zudem die 
wissenschaftlichen und administrativen Dienste des Gerichts.

Paul
Tschümperlin

Grégory
Bovey
FDP

Monique
Jametti
SVP

Margit
Moser-Szeless
SVP
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BUNDESGERICHT UND ERSTINSTANZLICHE GERICHTE DES BUNDES

Das Bundesgericht

Das Bundesgericht ist die oberste gerichtliche Behörde der Schweiz. 
Bei den Richtern in Lausanne und Luzern können Entscheide der 
letzten kantonalen Instanzen und in den meisten Fällen die Urteile 
der erstinstanzlichen Gerichte des Bundes angefochten werden. Das 
Bundesgericht sorgt für eine einheitliche Anwendung des Bundes-
rechts im ganzen Land und entwickelt das Recht mit Blick auf die 
sich verändernden Lebensverhältnisse weiter.

Das Bundesgericht ist in sieben Abteilungen gegliedert. In den Ver­
fahren der beiden öffentlich-rechtlichen Abteilungen geht es zum 
Beispiel um die korrekte Durchführung von Wahlen und Abstim­
mungen, um Steuerentscheide, Baubewilligungen oder Einbürge­
rungen. Oft stellen sich dabei grundrechtliche Fragen. Zu klären 
ist dann etwa, ob die Behörden in zwei vergleichbaren Fällen auch 
tatsächlich gleich entschieden haben.

Die beiden zivilrechtlichen Abteilungen haben vorwiegend Fälle 
zu entscheiden, die das Zivilgesetzbuch (ZGB) oder das Obliga­
tionenrecht (OR) betreffen. Sie beurteilen dabei unter anderem 
familien- und erbrechtliche Fragen, Streitigkeiten um Verträge 
oder Probleme unter Aktionären. Soweit sich keine grundsätzli­
chen Rechtsfragen stellen, muss der minimale Streitwert bei miet- 
und arbeitsrechtlichen Verfahren 15 000 Franken betragen, in den 
anderen Fällen 30 000 Franken.

Die Strafrechtliche Abteilung behandelt Beschwerden von Verur­
teilten und von Staatsanwaltschaften. Dabei kann zum Beispiel 
die Verletzung von Verfahrensregeln beanstandet werden, die 
rechtliche Beurteilung einer Tat oder die Höhe der ausgesproche­
nen Strafe.

Von den beiden sozialrechtlichen Abteilungen in Luzern werden 
schliesslich alle Beschwerden beurteilt, bei denen es um die  
Kranken- und Unfallversicherungen geht oder bei denen Ent­
scheide zur AHV, IV, Arbeitslosenversicherung oder zu anderen 
Sozialversicherungen umstritten sind.

Das Bundesgericht urteilt als letzte Instanz. Privatpersonen kön­
nen unter gewissen Voraussetzungen an den Europäischen Ge­
richtshof für Menschenrechte gelangen. Stellt der Gerichtshof 
eine Verletzung der Europäischen Menschenrechtskonvention 
durch die Schweiz fest, kann beim Bundesgericht um Revision sei­
nes früheren Urteils ersucht werden.

Schweizerisches Bundesgericht
1000 Lausanne 14
021 318 91 11
www.bger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch

Das Bundesstrafgericht

Das Bundesstrafgericht hat seinen Sitz in Bellinzona. Das Gericht 
fällt Strafurteile und entscheidet über Beschwerden gegen die Straf-
verfolgungsbehörden des Bundes sowie in Rechtshilfefällen und bei 
Kompetenzstreitigkeiten. Die meisten Urteile des Bundesstrafge-
richts können noch ans Bundesgericht weitergezogen werden.

Entsprechend seinen Aufgaben ist das Gericht in eine Straf- und 
eine Beschwerdekammer gegliedert. Die Strafkammer urteilt  
über bestimmte Verbrechen und Vergehen, die wegen ihrer The­
matik oder ihrer besonderen Bedeutung der Gerichtsbarkeit der 
Eidgenossenschaft zugewiesen worden sind. Dazu gehören zu­
nächst Delikte, die sich gegen die Interessen des Bundes richten, 
wie zum Beispiel gewisse Straftaten gegen Bundesbeamte und 
eidgenössische Institutionen oder Korruptionsfälle in der Bundes­
verwaltung. Weiter beurteilt die Strafkammer Delikte mit Spreng­
stoff sowie Fälle von Wirtschaftskriminalität, organisiertem 
Verbrechen, Korruption und Geldwäscherei, welche die Kantons- 
oder Landesgrenzen überschreiten. Die Strafkammer ist darüber  
hinaus zuständig bei Straftaten mit Bezug zur Luftfahrt oder zur 
Kernenergie.

Die Beschwerdekammer entscheidet im Streitfall über Verfü-
gungen und Verfahrenshandlungen der Bundesanwaltschaft, der  
Bundeskriminalpolizei, der Zwangsmassnahmengerichte sowie  
im Verwaltungsstrafrecht. Einen weiteren wichtigen Teil ihrer  
Aufgaben machen die Beschwerden im Bereich der internatio­
nalen Rechtshilfe in Strafsachen aus. Dabei geht es um die  
Gewährung von Rechtshilfe oder die Auslieferung von Personen 
an andere Staaten und um den Vollzug ausländischer Strafen in 
der Schweiz beziehungsweise die Verbüssung von Schweizer Straf­
urteilen im Ausland. Schliesslich beurteilt die Beschwerdekammer 
Zuständigkeitskonflikte zwischen kantonalen Strafverfolgungs­
behörden und/oder den Strafverfolgungsbehörden des Bundes.

Die aktuell 18 Richterinnen und Richter des Bundesstrafgerichts 
werden von der Bundesversammlung gewählt. Ihre Amtsdauer  
beträgt sechs Jahre. Insgesamt sind am Bundesstrafgericht rund 
68 Personen tätig. Das Gericht ist in seiner Tätigkeit unabhängig. 
Es untersteht der administrativen Aufsicht des Bundesgerichts 
und der Oberaufsicht der Bundesversammlung.

Bundesstrafgericht
Postfach 2720, 6501 Bellinzona
091 822 62 62
www.bstger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch
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Das Bundesverwaltungsgericht

Das Bundesverwaltungsgericht hat seinen Sitz in St. Gallen. Es be-
handelt Beschwerden, die gegen Verfügungen der Bundesverwal-
tung oder seiner Ämter erhoben werden. In gewissen Bereichen 
kann das Gericht auch kantonale Entscheide überprüfen. Vereinzelt 
urteilt es zudem in Klageverfahren. In den meisten Rechtsbereichen 
steht der Weiterzug ans Bundesgericht offen.

Die Fälle des Bundesverwaltungsgerichts umfassen ein sehr brei­
tes Spektrum und betreffen komplexe Themen, die gesellschaft­
lich und politisch zum Teil umstritten sind. In den vergangenen 
Jahren hatte das Gericht als erste Instanz etwa über die Befristung 
der Betriebsbewilligung für das Atomkraftwerk Mühleberg oder 
über die Pflicht zur Anonymisierung von Gesichtern und Auto­
kennzeichen bei Google Street View zu entscheiden.

Das Gericht ist in fünf Abteilungen aufgegliedert. Die Abteilung I 
ist im Wesentlichen zuständig für Beschwerden in den Bereichen 
Infrastruktur, Umwelt, Verkehr, Energie, Steuern und Bundesper­
sonal. Die Abteilung II hat ihren Schwerpunkt bei Verfahren in den 
Themengebieten Bildung, Wettbewerb und Wirtschaft. Die Abtei­
lung III behandelt vor allem Fälle aus dem Ausländerrecht, dem  
Bürgerrecht, aus der Sozialversicherung und aus dem Gesundheits­
bereich. Die Abteilungen IV und V konzentrieren sich ausschliess­
lich auf den Asylbereich, wo das Bundesverwaltungsgericht – wie 
in gewissen anderen Materien auch – abschliessend urteilt. In sei­
ner Rechtsprechung ist das Gericht unabhängig. In Bezug auf die 
Verwaltung untersteht es der Aufsicht des Bundesgerichts sowie 
der Oberaufsicht der Bundesversammlung. 

Mit seinen rund 75 Richterinnen und Richtern und weiteren  
320 Mitarbeitenden ist es das grösste Gericht der Eidgenossen­
schaft. Die Bundesverwaltungsrichterinnen und -richter werden 
von der Vereinigten Bundesversammlung für eine Amtsdauer von 
sechs Jahren gewählt. In ihrer 2011 verabschiedeten Ethikcharta 
halten die Richterinnen und Richter die Grundsätze fest, denen 
sie sich verpflichtet fühlen: Sie üben ihr Amt unabhängig, unpar­
teiisch und sorgfältig aus, handeln kollegial und begegnen allen 
Mitarbeitenden mit Achtung und Wertschätzung.

Bundesverwaltungsgericht
Postfach, 9023 St. Gallen
058 705 26 26
www.bvger.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch

Das Bundespatentgericht

Das Bundespatentgericht in St. Gallen besteht seit Januar 2012. Es 
beurteilt als erste Instanz zivilrechtliche Streitigkeiten über Patente.  
Zuvor waren dafür die kantonalen Gerichte zuständig. Die Urteile 
des Bundespatentgerichts können beim Bundesgericht angefochten 
werden. 

Patente spielen in der Wirtschaft eine wichtige Rolle. Mit ihnen 
werden die Rechte an Erfindungen geschützt, deren Entwicklung 
oft hohe Kosten verursacht. Das Bundespatentgericht entscheidet 
im Streitfall darüber, ob für eine technische Neuentwicklung oder 
ein bestimmtes Verfahren überhaupt Patentschutz beansprucht 
werden kann. Es ist weiter zuständig für die Beurteilung der  
Frage, ob bestehende Patentrechte durch Dritte verletzt worden 
sind. Daneben können beim Bundespatentgericht auch andere 
Klagen im Zusammenhang mit Patenten erhoben werden, etwa 
wenn umstritten ist, wer der Inhaber eines bestimmten Patents  
ist oder wie ein Patent im Rahmen einer Lizenz genutzt werden 
darf. 

Die Richterinnen und Richter am Bundespatentgericht werden 
von der Bundesversammlung für eine Amtsdauer von sechs Jah­
ren gewählt. Nur zwei Richter sind hauptamtlich, die restlichen 
36 Richterinnen und Richter sind im Nebenamt tätig. Rund ein 
Drittel von ihnen verfügt über eine spezifisch juristische Aus­
bildung. Die restlichen Richterinnen und Richter sind technisch 
ausgebildet, haben aber ebenfalls ausgewiesene Kenntnisse im 
Patentrecht. Sie werden je nach dem technischen Fachwissen 
beigezogen, das für einen bestimmten Fall erforderlich ist. Das 
ermöglicht dem Bundespatentgericht rasche und kostengünstige 
Verfahren, da in der Regel auf zeitraubende und aufwendige ex­
terne Gutachten verzichtet werden kann. Ein grosser Teil der Ver­
fahren kann zudem mit einem Vergleich zwischen den Parteien 
abgeschlossen werden.

Eine Besonderheit besteht am Bundespatentgericht in Bezug auf 
die Sprache, die in den Eingaben ans Gericht und bei Verhandlun­
gen verwendet werden darf: Anstatt einer der drei Amtssprachen 
Deutsch, Französisch, Italienisch oder auch Rätoromanisch kann 
mit dem Einverständnis der Verfahrensparteien auch Englisch  
benutzt werden. 

Bundespatentgericht
Postfach, 9023 St. Gallen
058 705 21 10
www.patentgericht.ch
www.eidgenoessischegerichte.ch
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